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Sehr geehrte Damen und Herren! 
Die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau 
(BVAEB) ist seit 1. Jänner 2020 der gesetzliche zuständige Sozialversicherungs-
träger und stellt in Zusammenarbeit mit dem Verkehrs-Arbeitsinspektorat (VAI) 
als zuständige Arbeitsaufsichtsbehörde Informationsbroschüren für die Praxis zur 
Verfügung.

Diese Informationsbroschüren sind sowohl für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
als auch für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber eine Unterlage für die tägliche Arbeit 
und zur Gestaltung eines sicheren Arbeitsalltages. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Verhinderung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten.

Die Broschüre gibt den zum Zeitpunkt der Auflage geltenden aktuellen Rechts-
zustand wieder, wobei neben den gesetzlichen Grundlagen auch die besondere  
Expertise des VAI und der BVAEB-Unfallversicherung einfließen. Dies trägt nicht 
nur zum Verständnis von Grundlagen bei, sondern schafft vor allem Planungs-
sicherheit und Rechtssicherheit bei der Festlegung von Maßnahmen.

Das VAI und die BVAEB-Unfallversicherung freuen sich, mit dieser Broschüre  
einen Beitrag zur Sicherheit im beruflichen Alltag und zu Ihrer Gesundheit leisten  
zu können. 

Dr. Reinhart Kuntner
Leiter Verkehrs-Arbeitsinspektorat

Dr. Gerhard Vogel
Generaldirektor 

Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, 
Eisenbahnen und Bergbau
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Überblick zur vorliegenden Broschüre

Etwa zwei Drittel des Eisenbahngütervolumens in Österreich werden über die öster-
reichischen Anschlussbahnen umgeschlagen, diese stellen somit eine der wichtigs-
ten Stützen der österreichischen Eisenbahnverkehrswirtschaft dar. Es muss daher 
ein wesentliches Anliegen sein, die Rahmenbedingungen für Anschlussbahnen 
so einfach und transparent wie möglich zu gestalten, um die Attraktivität dieses 
Transportmittels gegenüber den anderen Verkehrsträgern zu stärken und damit den 
Verkehrsträger Schiene insgesamt wirksam zu unterstützen.

Die vorliegende Broschüre (Merkblatt R 7) umfasst die insgesamt fünfte Auflage 
der Musterbetriebsvorschrift für Anschlussbahnen. Sie wurde im Jahr 2022 in Ab-
stimmung zwischen Vertreterinnen und Vertretern der Ämter der Landesregierung, 
des Verbands der Anschlussbahnunternehmen, der Rail Cargo Austria AG und des 
Verkehrs-Arbeitsinspektorates erarbeitet und stellt den Stand 1. Jänner 2023 dar.

Darüber hinaus wurde in die Broschüre auch die bisherige Broschüre „Sicher-
heitsvorschriften für Anschlussbahnen“ (Merkblatt R 14) integriert. Die bisher 
dort zusammenfassend dargestellten Informationen über Sicherheitsvorschriften für 
Anschlussbahnen wurden in die vorliegende Broschüre übernommen.

Die eisenbahnbehördliche Zuständigkeit für Anschlussbahnen wurde in den letzten 
Jahren wiederholt zwischen Bundesminister, Landeshauptmann und Bezirksverwal-
tungsbehörden verschoben, zuletzt mit der Eisenbahngesetznovelle 2020 wiede-
rum von den Bezirksverwaltungsbehörden zum Landeshauptmann. Damit wurden 
österreichweit immer wieder geänderte Anschlussbahnbehörden geschaffen. Die 
vom Verkehrsministerium ursprünglich in Aussicht gestellte Sicherheitsverord-
nung für Anschlussbahnen („Anschlussbahnverordnung“ als Durchführungsver-
ordnung zum Eisenbahngesetz), die österreichweit einheitliche und verbindliche 
Sicherheitsstandards für Anschlussbahnen vorgeben sollte, wurde bisher nicht 
erlassen. Für eine Reihe von sicherheitsrelevanten Bereichen von Anschlussbah-
nen sieht das Eisenbahnrecht daher keine verbindlichen Sicherheitsstandards 
vor (beispielsweise über die Gestaltung von Anschlussbahnanlagen, über die 
Ausbildung von Anschlussbahnbetriebsleitern oder über die Mindestinhalte der 
Anschlussbahnbetriebsvorschriften).



Die vorliegende Informationsbroschüre soll daher anbieten:

1.  In Teil A eine Übersicht über die im Bereich von Anschlussbahnen anzuwen-
denden Sicherheitsvorschriften (Eisenbahnrecht, Arbeitnehmerschutzrecht) 
für Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber sowie innerbetriebliche Spezialisten 
(Betriebsleiter, Sicherheitsfachkräfte, Arbeitsmediziner, Sicherheitsvertrauens-
personen). Dies umfasst auch eine Übersicht über bestehende oder weiter-
führende Informationsunterlagen für Anschlussbahnen.

2.  In Teil B ein Muster für die Erstellung einer Betriebsvorschrift für eine 
 Anschlussbahn mit Eigenbetrieb.

Überblick zur vorliegenden Broschüre     5
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Verzeichnis der Abkürzungen

AAV  Allgemeine Arbeitnehmerschutzverordnung
AB Anschlussbahn
Abs  Absatz
AkkG Akkreditierungsgesetz
AM-VO  Arbeitsmittelverordnung
ArbIG  Arbeitsinspektionsgesetz
ASchG  Bundesgesetz über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 

(ArbeitnehmerInnenschutzgesetz)
AStV  Arbeitsstättenverordnung
AVO Verkehr  Arbeitnehmerschutzverordnung Verkehr
BauKG  Bauarbeitenkoordinationsgesetz
BauV  Bauarbeiterschutzverordnung
Betra Betriebs- und Bauanweisung (Baustelle)
BEU Beistellendes Eisenbahnunternehmen
BGBl  Bundesgesetzblatt
BL Betriebsleiter
BV Betriebsvorschrift
bzw beziehungsweise
ca circa
DOK-VO Verordnung über Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente
EBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung (Deutschland)
EisbAV  Eisenbahn-ArbeitnehmerInnenschutzverordnung
EisbBBV  Eisenbahnbau- und -betriebsverordnung
EisbEPV Eisenbahn-Eignungs- und Prüfungsverordnung
EisbG  Eisenbahngesetz
EisbKrV Eisenbahnkreuzungsverordnung
EisbVO  Eisenbahnverordnung
EN Europäische Norm
Erl  Erläuterung
EÜ Eisenbahnübergang
FK-V  Fachkenntnis-Nachweisverordnung
idF  in der Fassung
iSd  im Sinne des
iVm  in Verbindung mit
KennV  Kennzeichnungsverordnung
Kfz Kraftfahrzeug
Nr  Nummer
ÖBB 40 Schriftliche Betriebsanweisung Arbeitnehmerschutz der  

Österreichischen Bundesbahnen
ÖNORM Österreichische Norm
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PB 40 Schriftliche Betriebsanweisung Arbeitnehmerschutz Privatbahnen
Pkt  Punkt
PSA-V  Verordnung Persönliche Schutzausrüstung
RID Ordnung für die internationale Beförderung gefährlicher Güter im 

Eisenbahnverkehr
RIV Übereinkommen über die gegenseitige Benützung von  

Güterwagen im internationalen Verkehr
SchLV Schienenfahrzeug-Lärmzulässigkeitsverordnung
SOK Schienenoberkante
Strab 40  Schriftliche Betriebsanweisung Arbeitnehmerschutz  

Straßenbahnen
StrabVO Straßenbahnverordnung
StVO Straßenverkehrsordnung
Tfz Triebfahrzeug
TSI Technische Spezifikation für die Interoperabilität
TSI LOC&PAS Technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems 

„Fahrzeuge – Lokomotiven und Personenwagen“ des Eisenbahnsys-
tems in der Europäischen Union

TSI NOI Technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems 
„Fahrzeuge – Lärm“

TSI PRM Technische Spezifikationen für die Interoperabilität bezüglich der 
Zugänglichkeit des Eisenbahnsystems der Union für Menschen mit 
Behinderungen und Menschen mit eingeschränkter Mobilität

TSI WAG Technische Spezifikation für die Interoperabilität des Teilsystems 
„Fahrzeuge – Güterwagen“ des Eisenbahnsystems in der Europäi-
schen Union

UIC  Internationaler Eisenbahnverband
UUG  Unfalluntersuchungsgesetz
usw  und so weiter
VABU Verband der Anschlussbahnunternehmen
vgl  vergleiche
VL Verschubleiter
VOLV  Verordnung Lärm und Vibrationen
zB  zum Beispiel
Z  Ziffer
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12     Übersicht über die Sicherheitsvorschriften von Anschlussbahnen

1. Allgemeines

1.1 Übersicht über die Regelungen

Die für Anschlussbahnen anzuwendenden Sicherheitsvorschriften und sonstigen 
Regelungen sind umfangreich und umfassen verschiedene Regelungsbereiche 
und Regelungsebenen. Die nachstehende Übersicht ist daher nach den folgenden 
Grundsätzen geordnet:

1.1.1 

Das Eisenbahnrecht gibt verschiedene rechtliche Pflichten für Anschlussbah-
nen vor, es kennt insbesondere Regelungen über die „Konzession“ (Genehmigung) 
von Anschlussbahnen, organisatorische Regelungen für Anschlussbahnen (Be-
triebsleiter, Betriebsvorschriften) sowie technische Regelungen für Anschlussbah-
nen (Eisenbahnanlagen, Eisenbahnfahrzeuge). 
 
Die verschiedenen Regelungsvorgaben des Eisenbahnrechts sind zu unterschied-
lichen Zeitpunkten anzuwenden (Vorgaben bei der Errichtung der Anschlussbahn, 
dauernde organisatorische Pflichten, dauernde technische Pflichten, anlassbezo-
gene technische Pflichten). Der Überblick ist daher aus Gründen der Übersichtlich-
keit gegliedert in die Kapitel

 - „Konzession“ (Genehmigung der Anschlussbahn),

 - Organisatorische Regelungen für Anschlussbahnen und

 - Technische Regelungen für Anschlussbahnen.

1.1.2 

Der Stufenbau der Rechtsordnung gibt ein System der „Wertigkeit“ von Regelun-
gen vor. Dabei dürfen Regelungen auf unterer Ebene des Stufenbaus höherrangi-
gen Regelungen keinesfalls widersprechen. Idealerweise sollten die Regelungen 
auf unterer Ebene die höherrangigen Regelungen jeweils konkretisieren und näher 
ausführen.  
 

A Übersicht über die Sicherheitsvor- 
schriften für Anschlussbahnen
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Der Leitfaden gliedert die verschiedenen Regelungsbereiche („Konzession“, organi-
satorische Regelungen, technische Regelungen) daher in die Regelungsstufen

 - Rechtsvorschriften (Gesetze, Verordnungen),

 - sonstige Regelungen (Normen) sowie

 - Richtlinien (Musterbetriebsvorschrift für Anschlussbahnen, Schwerpunktkonzept 
Eisenbahnfahrzeuge, Schwerpunktkonzept Eisenbahnanlagen).

1.1.3 

Für bestimmte Regelungsbereiche und für bestimmte Pflichten des Arbeitgebers 
(Eisenbahnunternehmen) bestehen bereits Unterlagen und Informationsmate-
rialen. Es wäre nicht zweckmäßig und würde darüber hinaus auch den Rahmen 
einer Übersicht sprengen, wenn diese Informationsunterlagen nochmals wiederholt 
werden. 
 
Erläutert werden daher vorrangig jene Bereiche, in denen keine weitergehenden 
Informationsunterlagen greifbar sind. In jenen Bereichen, in denen auf vorhandene 
Informationsunterlagen zurückgegriffen werden kann, beschränkt sich die Übersicht 
auf Hinweise auf diese vorhandenen Informationsunterlagen.

1.1.4 

Im Sicherheitsbereich unterliegen Anschlussbahnen vorrangig eisenbahnrechtli-
chen und arbeitnehmerschutzrechtlichen Sicherheitsvorschriften, insbesondere 
dem Eisenbahngesetz und seinen Durchführungsverordnungen (z.B. Eisenbahn-
kreuzungsverordnung) sowie dem ArbeitnehmerInnenschutzgesetz und seinen 
Durchführungsverordnungen (z.B. Eisenbahn-ArbeitnehmerInnenschutzverordnung, 
Arbeitsmittelverordnung). Diese Regelungsbereiche sind teilweise durch gemein-
same Schutzziele miteinander vernetzt. 
 
Im Rahmen von eisenbahnrechtlichen Genehmigungsverfahren hat die Eisen-
bahnbehörde (Landeshauptmann) auch die Arbeitnehmerschutzvorschriften zu 
berücksichtigen und umzusetzen („Konzentrationsprinzip“). Eisenbahnrechtliche 
Genehmigungen dürfen nicht erteilt werden, wenn die bezughabenden arbeit-
nehmerschutzrechtlichen Vorschriften nicht erfüllt sind. Für die wichtigsten eisen-
bahnrechtlichen Genehmigungsverfahren sind die arbeitnehmerschutzrechtlichen 
Beweisthemen in der Arbeitnehmerschutzverordnung Verkehr (AVO Verkehr) 
zusammenfassend geregelt. 
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Außerhalb von eisenbahnrechtlichen Genehmigungsverfahren haben die Eisen-
bahnbehörde (Landeshauptmann) und die Arbeitnehmerschutzbehörde (Verkehrs-
Arbeitsinspektorat) nebeneinander vorzugehen und im Rahmen der Aufsicht jeweils 
die Einhaltung der einschlägigen Sicherheitsvorschriften zu überwachen.

1.1.5 

Für die Sicherheit auf Anschlussbahnen sind verschiedene Akteure zuständig. 
 
Neben den gesetzlichen Vertretern des Anschlussbahnunternehmens nach 
außen (Arbeitgeber, Geschäftsführung) haben auch Planer (Projektanten), Si-
cherheitsbehörden (Eisenbahnbehörde, Arbeitnehmerschutzbehörde) und be-
triebsinterne Spezialisten (Betriebsleiter, Sicherheitsfachkraft, Arbeitsmediziner, 
Sicherheitsvertrauensperson) entsprechende Sicherheitsaufgaben zu erfüllen. Die 
betriebsinternen Spezialisten sind vom Arbeitgeber bei der Umsetzung der Sicher-
heitsvorschriften einzubeziehen.

1.2 Der Begriff Anschlussbahn

1.2.1 

Anschlussbahnen sind nicht-öffentliche Eisenbahnen (§ 1 Z 2 lit a EisbG). 
 
Nicht-öffentliche Eisenbahnen sind Eisenbahnen, die ein Unternehmen vornehmlich 
für eigene Zwecke betreibt (§ 3 EisbG).

1.2.2 

Anschlussbahnen sind Schienenbahnen, die den Verkehr eines einzelnen oder 
mehrerer Unternehmen mit öffentlichen Eisenbahnen (Haupt- oder Nebenbahnen 
oder Straßenbahnen) vermitteln und mit ihnen derart in unmittelbarer oder mittelba-
rer Verbindung stehen, dass ein Übergang von Schienenfahrzeugen stattfinden 
kann (§ 7 erster Satz EisbG). Es muss also möglich sein, von einer öffentlichen 
Eisenbahn (Hauptbahn, Nebenbahn) direkt auf die Anschlussbahn einzufahren.

1.2.3 

Anschlussbahnen werden hinsichtlich ihrer Betriebsführung unterschieden (§ 7 
zweiter Satz EisbG) in

 - Anschlussbahnen mit Eigenbetrieb mittels Triebfahrzeugen oder Zweiwegefahr-
zeugen (§ 7 Z 1 EisbG)
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 - Anschlussbahnen mit Eigenbetrieb mittels sonstiger Verschubeinrichtungen (§ 7 
Z 2 EisbG)

 - Anschlussbahnen ohne Eigenbetrieb (§ 7 Z 3 EisbG).

Aus der Art der Betriebsführung der Eisenbahn ergibt sich, ob für die Anschluss-
bahn ein Betriebsleiter bestellt und eine Betriebsvorschrift erstellt werden  müssen 
bzw. ob der Betriebsleiter und die Betriebsvorschrift darüber hinaus von der 
Eisenbahnbehörde genehmigt werden müssen (siehe Punkt 3. - Organisatorische 
Vorschriften für Anschlussbahnen).

1.2.4 

Nach den Bestimmungen des Arbeitnehmerschutzrechts gelten Anschlussbahnun-
ternehmen als Arbeitgeber der auf der Anschlussbahn tätigen Arbeitnehmer.

1.3 Eisenbahnbehörde

Zuständige Eisenbahnbehörde für Anschlussbahnen ist der (örtlich zuständige) 
Landeshauptmann (§ 12 Abs 1 EisbG). Die Eisenbahnbehörde ist zuständig für 
alle eisenbahnrechtlichen Genehmigungsverfahren und übt darüber hinaus auch 
die eisenbahnbehördliche Aufsicht über die Anschlussbahnen aus.

1.4 Arbeitnehmerschutzbehörde

1.4.1 

Zuständige Arbeitnehmerschutzbehörde für Anschlussbahnen ist das 
 Verkehrs-Arbeitsinspektorat im Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft. 
Die Eisenbahnbehörde muss das Verkehrs-Arbeitsinspektorat in den eisenbahn-
rechtlichen Genehmigungsverfahren beiziehen. Darüber hinaus übt das Verkehrs-
Arbeitsinspektorat auch die arbeitnehmerschutzrechtliche Aufsicht über die 
Anschlussbahnen aus.

1.4.2 

Die im Verkehrs-Arbeitsinspektorat zuständigen Verkehrs-Arbeitsinspektorinnen 
und Verkehrs-Arbeitsinspektoren für die jeweilige Anschlussbahn können auf der 
Homepage des Verkehrs-Arbeitsinspektorates eingesehen werden  
(www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr).

http://www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr
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1.5 Allgemeine Sicherheitspflichten für Anschlussbahnen

1.5.1 

Das Anschlussbahnunternehmen ist verpflichtet,

 - die Eisenbahn einschließlich der zugehörigen Eisenbahnanlagen, Betriebs-
mittel und des sonstigen Zugehörs unter Berücksichtigung der Sicherheit, der 
Ordnung und der Erfordernisse des Betriebes zu bauen, zu erhalten, zu 
ergänzen und nach Maßgabe der Rechtsvorschriften und entsprechend der nach 
dem EisbG erforderlichen Konzessionen, Genehmigungen und Bewilligungen zu 
betreiben (§ 19 Abs 1 Z 1 EisbG),

 - dafür zu sorgen, dass von ihm eingesetzte Eisenbahnbedienstete geeignet und 
zuverlässig sind (§ 19 Abs 1 Z 2 EisbG),

 - dafür zu sorgen, dass die Schienenfahrzeuge, Eisenbahnanlagen,  Betriebsmittel 
und sonstiges Zugehör gefahrlos benutzt werden können (§ 19 Abs 1 Z 3 
EisbG)

und hat diesbezüglich die notwendigen Vorkehrungen zu treffen.

1.5.2 

Das Anschlussbahnunternehmen hat Vorkehrungen zu treffen, dass durch den Bau, 
Bestand oder Betrieb der Eisenbahn keine Schäden an öffentlichem oder privaten 
Gut entstehen (§ 19 Abs 2 EisbG).

1.5.3 

Das Anschlussbahnunternehmen ist verpflichtet, für Sicherheit und Gesundheits-
schutz der Arbeitnehmer in Bezug auf alle Aspekte, die die Arbeit betreffen, zu 
sorgen (§ 3 Abs 1 ASchG). Dabei sind die zum Schutz des Lebens, der Gesundheit 
und der Sittlichkeit erforderlichen Maßnahmen zu treffen, einschließlich der Maß-
nahmen zur Verhütung arbeitsbedingter Gefahren, zur Information und zur Unter-
weisung sowie der Bereitstellung einer geeigneten Organisation und der erforderli-
chen Mittel.



R 7 - Musterbetriebsvorschrift Anschlussbahnen      17

2. Genehmigung der Anschlussbahn

2.1 Genehmigung gemäß § 17 EisbG

2.1.1 

Zum Bau und zum Betrieb von sowie zur Erbringung von Eisenbahnverkehrs-
diensten auf einer nicht-öffentlichen Eisenbahn (Anschlussbahn) ist eine Genehmi-
gung erforderlich (§ 17 EisbG). Diese Genehmigung entspricht im Wesentlichen 
der „Konzession“, die für öffentliche Eisenbahnen erteilt werden muss. 
 
Die Erteilung der Genehmigung ist bei der Eisenbahnbehörde (Landeshauptmann) 
zu beantragen (§ 17a Abs 1 EisbG). Dem Antrag ist beizulegen:

 - Darstellung des Bauvorhabens

 - Bauentwurf

 - Bau- und Betriebsprogramm

Die Behörde darf die Genehmigung nur dann erteilen (§ 17a Abs 2 EisbG),

 - wenn öffentliche Interessen nicht entgegenstehen oder

 - wenn das öffentliche Interesse an der Erbauung und dem Betrieb der geplan-
ten Eisenbahn die entgegenstehenden Interessen überwiegt (Gemeinnützigkeit 
der Eisenbahn).

2.1.2 

Gemeinsam mit der Genehmigung ist von der Eisenbahnbehörde auf Antrag 
darüber zu entscheiden (§ 17a Abs 3 EisbG), 

 - ob, unter welchen Bedingungen und auf welche Dauer auf der Anschlussbahn 
ein Werksverkehr oder ein beschränkt-öffentlicher Verkehr zugelassen ist 
und

 - welche Erleichterungen von den Bestimmungen des Eisenbahn gesetzes ge-
währt werden.
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Die Genehmigung gemäß § 17 EisbG und ein Werksverkehr oder ein 
 beschränkt-öffentlicher Verkehr können nur gemeinsam erteilt werden. Das 
bedeutet, dass bei einer nachträglichen Genehmigung eines Werksverkehrs oder 
eines beschränkt-öffentlichen Verkehrs eine bereits bestehende Genehmigung 
 gemäß § 17 EisbG durch die nachträgliche Zulassung eines (erweiterten) Werks-
verkehrs oder beschränkt-öffentlichen Verkehrs zu erweitern ist und die dafür 
notwendigen Änderungen in den Unterlagen gemäß Punkt 2.1.1 vorzulegen sind.

2.2 Werksverkehr

2.2.1 

Werksverkehr umfasst die unentgeltliche Beförderung von Arbeitskräften, 
die Tätigkeiten zur Gewährleistung der Sicherheit der Eisenbahn ausüben oder 
dem Unternehmen, dem die Eisenbahn dient, angehören (§ 17b Abs 2 erster Satz 
EisbG).

2.2.2 

Die Eisenbahnbehörde kann auch einen erweiterten Werksverkehr zulassen (§ 
17b Abs 2 zweiter Satz EisbG). Dieser liegt dann vor, wenn im Rahmen des Werks-
verkehrs Personen unentgeltlich im öffentlichen Interesse befördert werden 
oder Personen, die das Unternehmen oder dessen Arbeitskräfte zu sich kommen 
lassen.

2.3 Beschränkt-öffentlicher Verkehr

2.3.1 

Beschränkt-öffentlicher Verkehr umfasst über den Werksverkehr hinaus die Be-
förderung von Personen und Gütern, sofern der Umfang dieser Beförderung 
von einem allgemeinen Verkehr abgegrenzt werden kann und die Ausstattung der 
Anschlussbahn sicherheitsmäßig der einer öffentlichen Eisenbahn entspricht (§ 
17b Abs 3 erster Satz EisbG).

2.3.2 

Wann die Eisenbahn sicherheitsmäßig einer öffentlichen Eisenbahn entspricht, 
ist nicht eindeutig festgelegt, weil bis dato keine Durchführungsverordnung über 
den Bau und Betrieb von Anschlussbahnen erlassen wurde. Zur Beurteilung dieser 
Frage können die Bestimmungen über Nebenbahnen aus der EisbBBV als 
Stand der Technik herangezogen werden.
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2.3.3 

Für die betrieblichen Regelungen zur Beförderung von Personen und Gütern im 
Rahmen eines beschränkt-öffentlichen Verkehrs können ebenfalls die Bestimmun-
gen über Nebenbahnen aus der EisbBBV als Standard herangezogen werden. 

3. Organisatorische Vorschriften für 
Anschlussbahnen

3.1 Allgemeines

Das Eisenbahnrecht trifft zwei grundsätzliche organisatorische Verpflichtungen, 
die auf Anschlussbahnen einzuhalten sind. Dies umfasst einerseits die Verpflich-
tung zur Bestellung eines Betriebsleiters (und Stellvertreters) und andererseits die 
Verpflichtung zur Erstellung einer Betriebsvorschrift.

Sowohl bei der Bestellung des Betriebsleiters (und Stellvertreters) als auch bei der 
Erstellung der Betriebsvorschrift sind neben eisenbahnrechtlichen Vorschriften auch 
arbeitnehmerschutzrechtliche Vorschriften betroffen, die jeweils nebeneinander 
einzuhalten sind.

3.2 Betriebsleiter

3.2.1 

Anschlussbahnen mit Eigenbetrieb müssen einen Betriebsleiter bestellen, der 
für die Sicherheit und Ordnung des Betriebes der Eisenbahn verantwortlich ist (§ 
21 Abs 1 EisbG). Der Aufgabenbereich des Betriebsleiters umfasst die Sicherheit 
und Ordnung des Betriebes der Eisenbahn einschließlich der Eisenbahnanlagen, 
Betriebsmittel und des sonstigen Zugehörs sowie den Betrieb von Schienenfahrzeu-
gen auf der Eisenbahn. Der Begriff „verantwortlich“ ist hier im Sinne einer Zustän-
digkeit zu verstehen.

Für den Betriebsleiter ist zumindest ein Stellvertreter zu bestellen (§ 21 Abs 4 
EisbG).

Anschlussbahnen ohne Eigenbetrieb sind von der Verpflichtung zur Bestellung 
eines Betriebsleiters nicht erfasst (§ 21 Abs 5 EisbG).
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3.2.2 

Die Bestellung des Betriebsleiters und seines Stellvertreters bedarf bei Anschluss-
bahnen mit Eigenbetrieb mittels Triebfahrzeugen oder Zweiwegefahrzeugen 
der Genehmigung der zuständigen Eisenbahnbehörde (Landeshauptmann) (§ 21 
Abs 6 erster Satz EisbG).

Die Genehmigung der Bestellung des Betriebsleiters und seines Stellvertreters wird 
von der Eisenbahnbehörde (Landeshauptmann) erteilt, wenn weder hinsichtlich der 
Verlässlichkeit noch der Eignung Bedenken bestehen (§ 21 Abs 6 zweiter Satz 
EisbG).

Wenn sich hinsichtlich der Verlässlichkeit oder der Eignung in der Folgezeit Beden-
ken ergeben, so wird die Genehmigung von der Eisenbahnbehörde (Landeshaupt-
mann) widerrufen (§ 21 Abs 6 dritter Satz EisbG).

Anschlussbahnen mit Eigenbetrieb mittels sonstiger Verschubein richtungen 
müssen einen Betriebsleiter und einen Stellvertreter bestellen, diese Bestellung 
bedarf jedoch keiner Genehmigung der zuständigen Eisenbahnbehörde (Landes-
hauptmann) (§ 21 Abs 7 EisbG).

3.2.3 

Der Betriebsleiter und sein Stellvertreter müssen nebeneinander sowohl eisen-
bahnrechtliche als auch arbeitnehmerschutzrechtliche Voraussetzungen 
erfüllen:

 - Hinsichtlich der Verlässlichkeit und Eignung dürfen keine Bedenken bestehen 
(§ 21 Abs 6 EisbG).

 - Ein Zeugnis über die Fachkenntnisse für Arbeiten als Betriebsleiter muss vorlie-
gen (§§ 62 Abs 1 ASchG, 48 Abs 1 Z 3 EisbAV).

Wenn die angeführten Voraussetzungen oder eine der beiden Voraussetzungen 
nicht bzw. nicht mehr vorliegen, so ist die Genehmigung von der Eisenbahnbehörde 
zu widerrufen (§ 21 Abs 6 EisbG) bzw. darf der Arbeitnehmer vom Eisenbahnunter-
nehmen (Arbeitgeber) nicht (mehr) als Betriebsleiter eingesetzt werden  
(§ 6 Abs 1 62 Abs 1 ASchG).

3.2.4 

Die Fachkenntnisausbildung für Arbeiten als Betriebsleiter aus der Sicht des 
Arbeitnehmerschutzes umfasst mindestens 28 Unterrichtseinheiten  
(§ 49 und Anhang 3 EisbAV):
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 - Arbeitnehmerschutzvorschriften für Eisenbahnunternehmen (Grundsätze des 
ASchG, Eisenbahn-ArbeitnehmerInnenschutzverordnung, Unfalluntersuchung)

 - betriebliche Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes bei Eisenbah-
nen (Betriebsführung, Baustellen, Umschlag, Ausbildung und Einsatz der 
Betriebsbediensteten)

 - technische Angelegenheiten des Arbeitnehmerschutzes bei Eisenbahnen 
(Bautechnik, Maschinentechnik einschließlich Fahrzeugtechnik, Elektrotechnik, 
Instandhaltung)

3.2.5 

Unterrichtseinrichtungen, die zum Vermitteln der Fachkenntnisse für Arbeiten als 
Betriebsleiter befugt (ermächtigt) sind, sind derzeit:

 - Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA), Landesstelle Graz, Göstinger 
Straße 26, 8021 Graz

 - Logistik Service GmbH, Lunzerstraße 41, 4031 Linz

 - ÖBB-Infrastruktur AG, Fachausbildung und Veranstaltungsmanagement, Prater-
stern 3, 1020 Wien

 - NÖ Landarbeiterkammer, Referat für Bildung, Marco d‘Avianogasse 1, 1015 
Wien

3.2.6 

Das Eisenbahnrecht kennt keine Durchführungsverordnung über Anforderungen 
an Betriebsleiter von Anschlussbahnen (analog zur EisbVO und zur EisbEPV für 
Betriebsleiter von Haupt- und Nebenbahnen). 
 
Der Verband der Anschlussbahnen (VABU) bietet Weiterbildungsveranstaltun-
gen für Betriebsleiter von Anschlussbahnen an.
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3.2.7 Zusammenfassung Betriebsleiter 

Verpflichtung  
zur Bestellung  

eines 
 Betriebsleiters 
und zumindest 

eines  
Stellvertreters

Genehmigung 
der Bestellung 

des  
Betriebsleiters 

und seines  
Stellvertreters 

durch die  
Eisen-

bahnbehörde

Fachkenntnis-
ausbildung  

für Arbeiten als 
Betriebsleiter für 
Betriebsleiter und  

Stellvertreter 
erforderlich

Anschluss-
bahnen mit 
Eigenbetrieb 
mittels Trieb-
fahrzeugen 
oder Zweiwege-
fahrzeugen

ja ja ja

Anschlussbah-
nen mit Eigen-
betrieb mittels 
sonstiger 
Verschubein-
richtungen

ja nein ja

Anschluss-
bahnen ohne 
Eigenbetrieb

nein nein ----
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3.3 Betriebsvorschrift

3.3.1 

Anschlussbahnen mit Eigenbetrieb müssen das Verhalten einschließlich der 
Ausbildung der Eisenbahnbediensteten, die Tätigkeiten zur Gewährleistung der 
Eisenbahnsicherheit ausführen, durch Allgemeine Anordnungen (Betriebsvor-
schrift) regeln (§ 21a Abs 1 EisbG).

Anschlussbahnen ohne Eigenbetrieb sind von der Verpflichtung zur Erstellung 
einer Betriebsvorschrift nicht erfasst (§ 21a Abs 2 EisbG).

3.3.2 

Die Allgemeinen Anordnungen (Betriebsvorschrift) bedürfen bei Anschlussbah-
nen mit Eigenbetrieb mittels Triebfahrzeugen oder Zweiwegefahrzeugen der 
Genehmigung der zuständigen Eisenbahnbehörde (Landeshauptmann) (§ 21a Abs 
3 EisbG).

Die Genehmigung für die Allgemeinen Anordnungen (Betriebsvorschrift) wird von 
der Eisenbahnbehörde (Landeshauptmann) erteilt, wenn nicht öffentliche Ver-
kehrsinteressen entgegenstehen (§ 21a Abs 3 EisbG).

Anschlussbahnen mit Eigenbetrieb mittels sonstiger Verschubeinrichtungen 
müssen Allgemeine Anordnungen (Betriebsvorschrift) erstellen, diese bedürfen 
jedoch keiner Genehmigung der zuständigen Eisenbahnbehörde (Landeshaupt-
mann) (§ 21a Abs 4 EisbG).

3.3.3 

Die Allgemeinen Anordnungen (Betriebsvorschrift) müssen nebeneinander sowohl 
eisenbahnrechtliche als auch arbeitnehmerschutzrechtliche Voraussetzungen 
erfüllen.

3.3.4 

Die nach dem Eisenbahnrecht erforderlichen Regelungsinhalte sind für An-
schlussbahnen über die allgemeinen Vorgaben hinaus (Verhalten einschließlich der 
Ausbildung der Eisenbahnbediensteten, siehe Punkt 3.3.1) nicht näher festgelegt.

In Analogie können die Bestimmungen für Haupt- und Nebenbahnen (§ 7 Abs 4 
EisbVO) herangezogen werden:



24     Übersicht über die Sicherheitsvorschriften von Anschlussbahnen

 - Ausbildung einschließlich Feststellung der Anforderungen an 
Betriebsbedienstete,

 - Festlegung des Betriebsablaufes,

 - Signalwesen,

 - Maßnahmen zur Vermeidung, Beherrschung und Auswertung von außergewöhn-
lichen Ereignissen,

 - Aufgaben und Anordnungsbefugnis des Betriebsleiters, der durch ihn beauftrag-
ten Betriebsbediensteten und der Eisenbahnaufsichtsorgane.

3.3.5. 

Nach dem Arbeitnehmerschutzrecht sind für Arbeiten im Gefahrenraum von 
 Gleisen (und damit auch für Anschlussbahnen) schriftliche Betriebsanweisungen 
zu erstellen und den Arbeitnehmern zur Verfügung zu stellen. Diese Betriebsanwei-
sungen müssen insbesondere nähere Festlegungen enthalten über  
(§ 13 Abs 2 EisbAV)

 - Aufgaben der Arbeitnehmer,

 - zulässige Höchstgeschwindigkeiten,

 - Ermittlung und Beurteilung der Bremsfähigkeit von bewegten 
Schienenfahrzeugen,

 - zulässige Ladung und Ladungssicherung,

 - Signale,

 - Warnung von Arbeitnehmern im Gefahrenraum von Gleisen,

 - Auswahl, Verwendung und Aufbewahrung von Arbeitsmitteln,

 - Maßnahmen gegen Gefahren durch andere Schienenbahnen oder 
Transporteinrichtungen,

 - Verhalten bei Störungen,

 - Arbeitsvorgänge im Gefahrenraum der Gleise (§§ 14 bis 24 EisbAV).
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3.3.6. 

Zur Unterstützung bei der Erstellung einer Betriebsvorschrift für Anschlussbah-
nen mit Eigenbetrieb wird die „Musterbetriebsvorschrift für Anschlussbahnen“ 
(siehe Teil B) angeboten. In der Musterbetriebsvorschrift sind die wichtigsten 
eisenbahnrechtlichen und arbeitnehmerschutzrechtlichen Sicherheitsvorschriften 
berücksichtigt.

Die Musterbetriebsvorschrift ist nach einem Modulsystem aufgebaut, damit auf die 
Rahmenbedingungen der jeweiligen Anschlussbahn eingegangen werden kann.

3.3.7 

Die ÖBB-Eisenbahnunternehmen haben als gemeinsame schriftliche Betriebsan-
weisung für die Umsetzung des Arbeitnehmerschutzes die „Schriftliche Betriebs-
anweisung Arbeitnehmerschutz der Österreichischen Bundesbahnen (ÖBB 40)“ 
erstellt. Diese schriftliche Betriebsanweisung wird im Rahmen des Netzzuganges 
den Eisenbahnverkehrsunternehmen vorgeschrieben.

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

ÖBB 40
Schriftliche Betriebsanweisung
Arbeitnehmer/innenschutz
Stand 1. März 2022

R 8

3.3.8 

Die Betriebsvorschrift (schriftliche Betriebsanweisung) muss vom Anschluss-
bahnunternehmen angepasst werden, wenn sich die Rahmenbedingungen für 
die Regelung verändern (beispielsweise Änderungen in der Arbeitsstätte, Einsatz 
anderer Arbeitsmittel, Änderung der Arbeitsverfahren und Arbeitsvorgänge und 
deren Zusammenwirken, Änderung der Ausbildung der Arbeitnehmer). Soweit die 
Betriebsvorschrift genehmigungspflichtig war (vgl. Punkt 3.3.2), sind auch Änderun-
gen der Betriebsvorschrift genehmigungspflichtig.
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3.3.9 Zusammenfassung Allgemeine Anordnungen (Betriebsvorschrift):
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der Eisenbahn-
bediensteten

(Eisenbahnrecht)

Schriftliche 
Betriebs-

anweisung 
für Arbeiten im 
Gefahrenraum 

von Gleisen 
(Arbeitnehmer-

schutzrecht)

Anschluss-
bahnen mit 
Eigenbetrieb 
mittels Trieb-
fahrzeugen 
oder Zweiwege-
fahrzeugen

ja ja ja

Anschlussbah-
nen mit Eigen-
betrieb mittels 
sonstiger 
Verschubein-
richtungen

ja nein ja

Anschluss-
bahnen ohne 
Eigenbetrieb

nein nein
ja  

(nicht  zwingend 
nach MBV)
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4. Technische Vorschriften für Anschlussbahnen

4.1 Allgemeines

4.1.1 

Eisenbahnfahrzeuge, Eisenbahnanlagen und eisenbahnsicherungstechnische 
Einrichtungen unterliegen Rechtsvorschriften

 - über die eisenbahnrechtliche Genehmigung (Baugenehmigung, Bauartgeneh-
migung, Betriebsbewilligung) einschließlich der Berücksichtigung der Arbeitneh-
merschutzvorschriften im Rahmen der eisenbahnrechtlichen Genehmigungsver-
fahren und

 - über die laufende Instandhaltung, Reinigung und Prüfung.

4.1.2

Das Eisenbahnrecht kennt keine Durchführungsverordnung für den Bau und 
Betrieb von Anschlussbahnen (analog zur EisbBBV für den Bau und Betrieb von 
Haupt- und Nebenbahnen). Als Grundlage für die Planung von neuen Anschluss-
bahnen und von Änderungen bestehender Anschlussbahnen wird daher auch die 
ÖNORM B 4920-3 - Güterumschlagsanlagen - Planung - Teil 3: Eisenbahnan-
schluss (Anschlussbahnen) als anerkannte Regeln der Technik herangezogen. 

4.2 Genehmigung von Eisenbahnfahrzeugen

4.2.1 

Vor der Erteilung einer Betriebsbewilligung ist für die Inbetriebnahme von Schie-
nenfahrzeugen sowie veränderter Schienenfahrzeuge eine Bauartgenehmigung 
erforderlich (§ 32 Abs 1 erster Satz EisbG).

4.2.2 

Die Erteilung der Bauartgenehmigung ist bei der Eisenbahnbehörde zu beantra-
gen (§ 32a Abs 1 EisbG).

Dem Antrag um Erteilung der Bauartgenehmigung sind Gutachten beizugeben zum 
Beweis, dass das Schienenfahrzeug oder veränderte Schienenfahrzeug dem Stand 
der Technik unter Berücksichtigung der Sicherheit und Ordnung des Eisenbahnbe-
triebes einschließlich der Anforderungen des Arbeitnehmerschutzes entspricht 
(§ 32a Abs 3 EisbG).
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Dem Antrag um Erteilung der Bauartgenehmigung für die Inbetriebnahme eines ge-
brauchten ausländischen Schienenfahrzeuges sind Gutachten beizugeben zum 
Beweis, dass das Schienenfahrzeug dem Stand der Technik zum Zeitpunkt seiner 
erstmaligen Zulassung im Ausland entspricht. Weiters sind die Vorkehrungen dar-
zustellen, die sicherstellen sollen, dass trotz Abweichung vom Stand der Technik die 
Sicherheit und Ordnung des Eisenbahnbetriebes einschließlich der Anforderun-
gen an den Arbeitnehmerschutz gewährleistet sind (§ 32a Abs 4 EisbG).

4.2.3 

Für die Erstellung von Gutachten dürfen nur beauftragt werden (§ 32a Abs 6 
EisbG):

 - Anstalten des Bundes oder eines Bundeslandes,

 - akkreditierte Konformitätsbewertungsstellen oder benannte Stellen im Rahmen 
des fachlichen Umfanges ihrer Akkreditierung,

 - Ziviltechniker im Rahmen ihrer Befugnisse,

 - Technische Büros-Ingenieurbüros im Rahmen ihrer Fachgebiete,

 - natürliche Personen, die für die Erstattung von Gutachten der erforderlichen Art 
im Allgemeinen beeidet sind,

 - sonstige Personen mit Hauptwohnsitz (Sitz) in anderen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union, in anderen Vertragsparteien des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum und in der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
wenn diese Personen in diesen Staaten zur Erstellung von Gutachten im Bereich 
der Schienenfahrzeugtechnik in Zulassungsverfahren bestellt werden dürfen.
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4.2.4 

Im Rahmen von Gutachten für die Bauartgenehmigung von Eisenbahnfahrzeugen 
(§ 32a Abs 1 EisbG) ist auch die Einhaltung der Anforderungen des Arbeitneh-
merschutzes nachzuweisen. Die Gutachten haben zum Nachweis der Einhaltung 
der Anforderungen des Arbeitnehmerschutzes insbesondere zu umfassen (§ 5 Abs 
2 AVO Verkehr):

 - Prüfung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente gemäß § 5 ASchG,

 - Prüfung der Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 8 BauKG,

 - Prüfung der Explosionsschutzdokumente gemäß VEXAT,

 - Prüfung der Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften, insbesondere des 
ASchG und der Verordnungen in Durchführung des ASchG,

 - Prüfung der Einhaltung der sonstigen Rechtsvorschriften zum Schutz der Arbeit-
nehmer, insbesondere gemäß § 33 Abs 3 Z 2 ASchG und gemäß Anhang A und 
Anhang B der AM-VO,

 - Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen gemäß § 95 Abs 3 Z 2 ASchG.

4.2.5 

Die Inbetriebnahme von Schienenfahrzeugen, von veränderten Schienenfahr-
zeugen oder von gebrauchten ausländischen Schienenfahrzeugen bedarf der 
Betriebsbewilligung, wenn hierfür eine Bauartgenehmigung erteilt wurde (§ 34 
Abs 2 EisbG). Wenn vom Standpunkt der Sicherheit und Ordnung keine Bedenken 
bestehen, kann die Eisenbahnbehörde die Bewilligung zur Inbetriebnahme mit der 
Bauartgenehmigung verbinden (§ 34a Z 2 EisbG).

4.2.6 

Wenn keine Bedenken bestehen, dass die Sicherheit gewährleistet ist kann die 
 Eisenbahnbehörde die beantragte Betriebsbewilligung für ein Schienenfahrzeug 
unter der aufschiebenden Bedingung erteilen, dass eine Erklärung einer im Ver-
zeichnis gemäß § 40 EisbG geführten Person vorgelegt wird, die eine anstandslose 
Erprobung des Schienenfahrzeuges einschließlich der Ergebnisse der Erprobung 
durch diese Person und seine Übereinstimmung mit der Bauartgenehmigung auf 
Basis einer Überprüfung durch diese Person aufweist. Ansonsten ist nach der 
Lage des Falles zu prüfen, ob die Schienenfahrzeuge der Bauartgenehmigung 
entsprechen.
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4.2.7 

Eine Zusammenstellung der wichtigsten Arbeitnehmerschutzbestimmungen, die 
bei Eisenbahnfahrzeugen zu beachten sind, enthält das „Schwerpunktkonzept 
Eisenbahnfahrzeuge“ (Merkblatt R 9) des Verkehrs- Arbeitsinspektorates, heraus-
gegeben von der BVAEB.

Das Schwerpunktkonzept wird auch auf der Homepage des Verkehrs- 
Arbeitsinspektorates (www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr) zur Verfügung 
gestellt.

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

Eisenbahnfahrzeuge
Schwerpunktkonzept 
aus Sicht des Arbeitnehmer/innenschutzes
Stand 1. Jänner 2022

R 9

4.3 Genehmigung von Eisenbahnanlagen

4.3.1 

Für den Bau oder die Veränderung von Eisenbahnanlagen und nicht ortsfesten 
eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen ist eine eisenbahnrechtliche Bau-
genehmigung erforderlich (§ 31 EisbG).

4.3.2 

Die Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung ist bei der Eisenbahnbe-
hörde zu beantragen (§ 31a Abs 1 erster Satz EisbG).

Dem Antrag ist beizugeben (§ 32a Abs 3 EisbG):

 - Bauentwurf in dreifacher Ausfertigung,

http://www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr
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 - die projektrelevanten Fachgebiete umfassende Gutachten zum Beweis, dass 
das Bauvorhaben dem Stand der Technik unter Berücksichtigung der Sicherheit 
und Ordnung des Eisenbahnbetriebes einschließlich der Anforderungen des 
Arbeitnehmerschutzes entspricht.

Im Falle von Abweichungen vom Stand der Technik sind auch die Vorkehrungen 
darzustellen, die sicherstellen sollen, dass trotz Abweichung vom Stand der Technik 
die Sicherheit und Ordnung des Eisenbahnbetriebes einschließlich der Anforderun-
gen des Arbeitnehmerschutzes gewährleistet sind (§ 31a Abs 1 dritter Satz EisbG).

4.3.3 

Als Sachverständige für die Erstellung von Gutachten dürfen nur beauftragt 
werden, sofern sie nicht mit der Planung beauftragt waren oder sonstige Umstände 
vorliegen, die die Unbefangenheit oder Fachkunde in Zweifel ziehen (§ 31a Abs 2 
EisbG):

 - Anstalten des Bundes oder eines Bundeslandes,

 - akkreditierte Stellen oder benannte Stellen im Rahmen des fachlichen Umfanges 
ihrer Akkreditierung,

 - Ziviltechniker im Rahmen ihrer Befugnisse,

 - Technische Büros-Ingenieurbüros im Rahmen ihrer Fachgebiete,

 - natürliche Personen, die für die Erstattung von Gutachten der erforderlichen Art 
im Allgemeinen beeidet sind.

4.3.4 

Im Rahmen von Gutachten für die eisenbahnrechtliche Baugenehmigung von 
Eisenbahnanlagen ist auch die Einhaltung der Anforderungen des Arbeitneh-
merschutzes nachzuweisen (§ 31a Abs 1 zweiter Satz EisbG). Die Gutachten 
haben zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen des Arbeitnehmerschutzes 
insbesondere zu umfassen (§ 5 Abs 2 AVO Verkehr):

 - Prüfung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente gemäß § 5 ASchG,

 - Prüfung der Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 8 BauKG,

 - Prüfung der Explosionsschutzdokumente gemäß VEXAT,

 - Prüfung der Einhaltung der Arbeitnehmerschutzvorschriften, insbesondere des 
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ASchG und der Verordnungen in Durchführung des ASchG,

 - Prüfung der Einhaltung der sonstigen Rechtsvorschriften zum Schutz der Arbeit-
nehmer, insbesondere gemäß § 33 Abs 3 Z 2 ASchG und gemäß Anhang A und 
Anhang B der AM-VO,

 - Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen gemäß § 95 Abs 3 Z 2 ASchG.

4.3.5 

Die Inbetriebnahme von Eisenbahnanlagen, veränderten Eisenbahnanlagen, 
nicht ortsfesten eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen oder veränderten 
nicht ortsfesten eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen bedarf der Be-
triebsbewilligung, wenn für deren Bau oder Veränderung eine eisenbahnrechtliche 
Baugenehmigung erteilt wurde  
(§ 34 Abs 1 EisbG). Wenn vom Standpunkt der Sicherheit und Ordnung keine 
Bedenken bestehen, kann die Eisenbahnbehörde die Bewilligung zur Inbetrieb-
nahme von Eisenbahnanlagen, veränderten Eisenbahnanlagen, nicht ortsfesten 
eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen oder veränderten nicht ortsfesten 
eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen mit der eisenbahnrechtlichen Bau-
genehmigung verbinden  
(§ 34a Z 1 EisbG).

4.3.6 

Die Erteilung der Betriebsbewilligung ist zu beantragen (§ 34b erster Satz 
EisbG). Dem Antrag ist eine Prüfbescheinigung beizuschließen, aus der ersicht-
lich sein muss, ob die Eisenbahnanlagen, veränderten Eisenbahnanlagen, nicht 
ortsfesten eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen oder veränderten nicht 
ortsfesten eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen der eisenbahnrechtli-
chen Baugenehmigung entsprechen (§ 34b zweiter Satz EisbG). An Stelle einer 
Prüfbescheinigung kann eine dieser inhaltlich entsprechende Erklärung einer im 
Verzeichnis gemäß § 40 EisbG verzeichneten Person beigeschlossen werden, 
wenn diese unter der Leitung dieser Person ausgeführt wurden (§ 34b vierter Satz 
EisbG).

4.3.7 

Im Rahmen von Prüfbescheinigungen oder Erklärungen gemäß  
§ 34b EisbG ist auch die Einhaltung der Anforderungen des Arbeitnehmer-
schutzes zu überprüfen und nachzuweisen. Die Prüfbescheinigungen und Erklä-
rungen haben zum Nachweis der Einhaltung der Anforderungen des Arbeitnehmer-
schutzes insbesondere zu umfassen (§ 6 Abs 2 AVO Verkehr):
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 - Prüfung der Prüfbefunde über Abnahmeprüfungen gemäß  
§ 7 AM-VO und § 38 EisbAV,

 - Prüfung der Durchführung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeich-
nung gemäß KennV und EisbAV,

 - Prüfung der Aktualisierung der Sicherheits- und Gesundheitsschutzdokumente 
gemäß § 5 ASchG, der Unterlage für spätere Arbeiten gemäß § 8 BauKG sowie 
der Explosionsschutzdokumente gemäß VEXAT,

 - Prüfung der Einhaltung und Umsetzung der Arbeitnehmerschutzvorschriften, 
insbesondere des ASchG und der Verordnungen in Durch führung des ASchG,

 - Prüfung der Einhaltung und Umsetzung der sonstigen Rechtsvorschriften zum 
Schutz der Arbeitnehmer, insbesondere gemäß  
§ 33 Abs 3 Z 2 ASchG und gemäß Anhang A und Anhang B der AM-VO,

 - Prüfung der Einhaltung und Umsetzung der Voraussetzungen gemäß  
§ 95 Abs 3 Z 2 ASchG.

4.3.8 

Die Eisenbahnbehörde hat die beantragte Betriebsbewilligung für eine Ei-
senbahnanlage, veränderte Eisenbahnanlage, nicht ortsfeste eisenbahnsiche-
rungstechnische Einrichtungen oder veränderte nicht ortsfeste eisenbahnsiche-
rungstechnische Einrichtungen zu erteilen, wenn diese Eisenbahnanlagen oder 
eisenbahnsicherungstechnischen Einrichtungen der eisenbahnrechtlichen Bauge-
nehmigung entsprechen (§ 35 Abs 1 EisbG).



34     Übersicht über die Sicherheitsvorschriften von Anschlussbahnen

4.3.9 

Eine Zusammenstellung der wichtigsten Arbeitnehmerschutzbestimmungen, die bei 
Eisenbahnanlagen zu beachten sind, enthält das „Schwerpunktkonzept Eisen-
bahnanlagen“ (Merkblatt R 10) des Verkehrs- Arbeitsinspektorates, herausgegeben 
von der BVAEB.

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

Eisenbahnanlagen
Schwerpunktkonzept 
aus Sicht des Arbeitnehmer/innenschutzes
Stand 1. Jänner 2022

R 10

Das Schwerpunktkonzept wird auch auf der Homepage des Verkehrs- 
Arbeitsinspektorates (www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr) zur Verfügung 
gestellt.

4.4 Genehmigungsfreie Vorhaben

4.4.1 

Keine eisenbahnrechtliche Baugenehmigung oder Bauartgenehmigung ist 
erforderlich (§ 36 Abs 1 EisbG):

 - bei Neu-, Erweiterungs- und Umbauten, soweit sie keine umfangreichen zu einer 
Verbesserung der Gesamtleistung der Eisenbahn führenden Arbeiten bedingen,

 - bei Veränderungen eisenbahnsicherungstechnischer Einrichtungen und für die 
Inbetriebnahme von veränderten Schienenfahrzeugen, soweit die Veränderun-
gen keine umfangreichen zu einer Verbesserung der Gesamtleistung führenden 
Arbeiten bedingen,

 - für die Inbetriebnahme von Kleinstfahrzeugen sowie Zweiwegefahrzeugen, die 
ausschließlich in Bereichen eingesetzt werden, die für den sonstigen Verkehr auf 
der Eisenbahn gesperrt sind,

http://www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr
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 - bei Abtragungen, soweit diese nicht ortsfeste Anlagen zum Umschlag von 
Gütern der Eisenbahn und anderen Verkehrsträgern beseitigen oder erheblich 
beschränken.

4.4.2 

Genehmigungsfreie Vorhaben müssen unter der Leitung einer im Verzeichnis 
gemäß § 40 EisbG geführten Person ausgeführt werden und dürfen subjektiv 
öffentliche Rechte Dritter nicht verletzen (§ 36 Abs 1 zweiter Satz EisbG). 

4.4.3 

Keine eisenbahnrechtliche Baugenehmigung bzw. keine Bauartgenehmigung ist 
erforderlich für den Bau oder die Veränderung von eisenbahnsicherungstech-
nischen Einrichtungen, wenn deren Bau oder Veränderung entsprechend einer 
europäischen technischen Zulassung erfolgen soll oder für die jeweilige eisen-
bahnsicherungstechnische Einrichtung europäische Normen, europäische Spe-
zifikationen oder gemeinsame technische Spezifikationen vorliegen und deren 
Bau oder Veränderung entsprechend dieser Normen oder Spezifikationen erfolgen 
soll (§ 36 Abs 3 und Abs 3a EisbG).

4.4.4 

Im Zweifel sollte die Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung oder 
Bauartgenehmigung beantragt werden. Bei Nichtvorliegen der Genehmigungs-
voraussetzungen hat die Eisenbahnbehörde (Landeshauptmann) den Antrag 
abzuweisen.

4.5 Regelmäßig wiederkehrende Überprüfung

4.5.1 

Eisenbahnunternehmen, die über kein Sicherheitsmanagementsystem verfügen, 
haben durch akkreditierte Konformitätsbewertungsstellen im Rahmen des fachli-
chen Umfanges ihrer Akkreditierung, Ziviltechniker, jeweils im Rahmen ihrer Befug-
nisse, Technische Büros-Ingenieurbüros im Rahmen ihrer Fachgebiete oder durch 
im Verzeichnis gemäß § 40 EisbG geführte Personen, jeweils im Rahmen ihres 
eisenbahntechnischen Fachgebietes, in einem Zeitraum von jeweils fünf Jahren 
regelmäßig wiederkehrend prüfen zu lassen, ob Eisenbahnanlagen, Betriebsmit-
tel einschließlich der Schienenfahrzeuge und sonstiges Zugehör den Bestimmun-
gen des EisbG, den auf Grund des EisbG erlassenen Verordnungen und den auf 
Grund des EisbG erlassenen eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungs-, Bauartge-
nehmigungs- und Betriebsbewilligungsbescheiden noch entsprechen.  
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Über jede wiederkehrende Prüfung ist eine der Behörde vorzulegende Prüfbe-
scheinigung auszustellen, die insbesondere festgestellte Mängel und Vorschläge 
zu deren Behebung zu enthalten hat (§ 19a Abs 1 EisbG).

4.5.2 

Werden den Prüfberechtigten vom Eisenbahnunternehmen vollständige, schlüssige 
und nachvollziehbare Unterlagen über den zum Prüfungszeitpunkt vorliegenden 
Zustand der Eisenbahnanlagen, Betriebsmittel einschließlich der Schienenfahr-
zeuge, und von sonstigem Zugehör vorgelegt, die auf Grund des EisbG, den auf 
Grund des EisbG erlassenen Verordnungen, den auf Grund des EisbG erlassenen 
eisenbahnrechtlichen Baugenehmigungs-, Bauartgenehmigungs- oder Betriebsbe-
willigungsbescheiden oder auf Grund von bescheidmäßig genehmigten allgemeinen 
Anordnungen erstellt wurden, ist die inhaltliche Richtigkeit der Unterlagen vom 
Prüfberechtigten anzunehmen, es sei denn, dass der tatsächliche Zustand der 
Eisenbahnanlagen, Betriebsmittel einschließlich der Schienenfahrzeuge und des 
sonstigen Zugehörs augenscheinlich nicht dem in diesen Unterlagen ausgewiese-
nen Zustand entspricht (§ 19a Abs 2 EisbG).

4.6 Abnahmeprüfung

4.6.1 

Folgende Arbeitsmittel sind vor der ersten Inbetriebnahme einer Abnahmeprü-
fung zu unterziehen (§ 7 Abs 1 AM-VO):

 - Krane einschließlich Ladekrane auf Fahrzeugen, ausgenommen schienenge-
bundene und nicht schienengebundene Fahrzeugkrane (Mobilkrane) sowie 
Turmdrehkrane,

 - sonstige kraftbetriebene Arbeitsmittel zum Heben von Lasten, die vor der Ver-
wendung eingebaut oder montiert werden müssen,

 - durch mechanische oder elektronische Führungs- bzw. Leitsysteme geführte 
Regalbediengeräte,

 - Fahrzeughebebühnen,

 - auf Fahrzeugen aufgebaute Ladebordwände,

 - kraftbetriebene Anpassrampen,

 - fest montierte Hubtische zur ausschließlichen Beförderung von Gütern mit einer 
Tragfähigkeit über 10 kN oder wenn eine Hubhöhe über 2 m erreicht werden 
kann,
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 - Arbeitskörbe für Krane, Hubstapler und mechanische Leitern, wenn die Verwen-
dung vom Hersteller oder Inverkehrbringer des Kranes, Hubstaplers oder der 
mechanischen Leiter nicht vorgesehen ist,

 - Arbeitsmittel, die vor der Verwendung am Einsatzort aus Einzelteilen zusammen-
gebaut oder an Teilen der Umgebung, wie Gebäuden, montiert werden müssen, 
zum Heben von Arbeitnehmer oder von Lasten und Arbeitnehmer (zB Fassa-
denbefahrgeräte, Mastkletterbühnen, Bauaufzüge mit Personenbeförderung, 
Einrichtungen zur Beförderung von Arbeitnehmer im Schornsteinbau),

 - kraftbetriebene Türen und Tore, einschließlich solcher von Fahrzeugen,

 - Tore, die sich nach oben öffnen, mit einer Torblattfläche über 10 m²,

 - Materialseilbahnen, auf die das SeilbG aufgrund § 3 Z 2 und Z 3 SeilbG keine 
Anwendung findet,

 - Bagger und Radlader zum Heben von Einzellasten, die vom Hersteller oder 
Inverkehrbringer für diese Verwendung nicht vorgesehen sind,

 - fahrbare und verfahrbare Hängegerüste,

 - Förderanlagen für Untertagebauarbeiten (zB Schachtbefahrungsanlagen, 
Schrägaufzüge).

4.6.2 

Für Abnahmeprüfungen gemäß § 7 Abs 1 AM-VO sind heranzuziehen  
(§ 7 Abs 3 AM-VO):

 - Ziviltechniker einschlägiger Fachgebiete, insbesondere für Maschinenbau oder 
Elektrotechnik, oder

 - zugelassene Prüfstellen gemäß § 71 Abs 5 der Gewerbeordnung, im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit, oder

 - akkreditierte Prüf- und Überwachungsstellen nach dem Akkreditierungsgesetz im 
Rahmen ihrer Befugnisse oder

 - Ingenieurbüros (Beratende Ingenieure) einschlägiger Fachrichtung im Rahmen 
ihrer Befugnisse.
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4.6.3 

Folgende Arbeitsmittel sind vor der ersten Inbetriebnahme einer Abnahmeprü-
fung zu unterziehen (§ 38 Abs 1 EisbAV):

 - Drehscheiben und Schiebebühnen,

 - Wagenkippanlagen,

 - Eisenbahnsicherungsanlagen,

 - technische Eisenbahnkreuzungssicherungsanlagen (z.B. Lichtzeichenanlagen, 
Schrankenanlagen),

 - technische Einrichtungen zur Warnung von Arbeitnehmer vor herannahenden 
Schienenfahrzeugen (§ 26 Abs 2 und Abs 3 EisbAV), 

 - ortsfeste Überwachungseinrichtungen für die Sicherheit von Schienenfahrzeugen 
(z.B. Heißläuferortungsanlagen, Flachstellenortungsanlagen),

 - Kraftfahrzeuge zum Ziehen von Schienenfahrzeugen, soweit sie vom Hersteller 
oder Inverkehrbringer für diese Verwendung nicht vorgesehen sind.

4.6.4 

Für Abnahmeprüfungen gemäß § 38 Abs 1 EisbAV sind heranzuziehen (§ 38 Abs 
3 EisbAV, § 7 Abs 3 Z 1 bis Z 3 AM-VO):

 - Ziviltechniker einschlägiger Fachgebiete, insbesondere für Maschinenbau oder 
Elektrotechnik, oder

 - zugelassene Prüfstellen gemäß § 71 Abs 5 der Gewerbeordnung, im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit, oder

 - akkreditierte Prüf- und Überwachungsstellen nach dem Akkreditierungsgesetz im 
Rahmen ihrer Befugnisse.

4.6.5 

Eine Abnahmeprüfung (§ 7 Abs 1 AM-VO, § 38 Abs 1 EisbAV) muss mindestens 
folgende Prüfungsinhalte umfassen (§ 7 Abs 2 AM-VO):

 - Prüfung des ordnungsgemäßen Zustandes, der korrekten Montage und der 
Stabilität,
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 - Prüfung der Steuer- und Kontrolleinrichtungen,

 - erforderlichenfalls Funktionsprüfung mit und ohne Belastung,

 - Prüfung der Einhaltung der Sicherheitsfunktionen bei vorhersehbaren Störungen 
und Fehlerbedienungen,

 - Prüfung der sicheren Zu- und Abfuhr von Stoffen und Energien,

 - Prüfung der Schutzmaßnahmen für allfällig vorhandene, nicht vermeidbare 
Restrisiken, wie Sicherheitsaufschriften, Warneinrichtungen und persönliche 
Schutzausrüstungen,

 - bei Arbeitskörben auch die Eignung des Arbeitsmittels (Kran, Hubstapler oder 
mechanische Leiter), mit dem der Arbeitskorb gehoben wird.

4.7 Wiederkehrende Prüfung

4.7.1 

Arbeitgeber (Eisenbahnunternehmen) haben dafür zu sorgen, dass die Arbeitsstät-
ten einschließlich der Sanitär- und Sozialeinrichtungen, die elektrischen Anlagen, 
Arbeitsmittel und Gegenstände der persönlichen Schutzausrüstung sowie Ein-
richtungen zur Brandmeldung oder  -bekämpfung, zur Erste-Hilfe-Leistung und 
zur Rettung aus Gefahr ordnungsgemäß instand gehalten und gereinigt werden (§ 
17 Abs 1 ASchG).

4.7.2 

Arbeitgeber haben unbeschadet besonderer Prüfpflichten (siehe Punkt 4.7.3, 4.7.4) 
dafür zu sorgen, dass elektrische Anlagen, Arbeitsmittel, Gegenstände der persönli-
chen Schutzausrüstung sowie Einrichtungen zur Brandmeldung oder -bekämpfung 
und zur Rettung aus Gefahr in regelmäßigen Abständen auf ihren ordnungs-
gemäßen Zustand überprüft werden und festgestellte Mängel unverzüglich 
beseitigt werden.

Das bedeutet, dass hinsichtlich jener Anlagen, Arbeitsmittel usw., für die in Geset-
zen und Verordnungen keine besonderen Prüfpflichten näher festgelegt sind, der 
Arbeitgeber (Eisenbahnunternehmen) im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung 
der Gefahren (Evaluierung) und Festlegung der Maßnahmen zur Gefahrenverhü-
tung die entsprechenden Prüff risten und Prüfinhalte festzulegen hat.
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4.7.3 

Folgende Arbeitsmittel sind mindestens einmal im Kalenderjahr, jedoch mindes-
tens im Abstand von 15 Monaten, einer wiederkehrenden Prüfung zu unterziehen 
(§ 8 Abs 1 AM-VO):

 - Krane einschließlich Ladekrane auf Fahrzeugen, schienengebundene und nicht 
schienengebundene Fahrzeugkrane (Mobilkrane),

 - sonstige kraftbetriebene Arbeitsmittel zum Heben von Lasten, Winden und 
Zuggeräte,

 - durch mechanische oder elektronische Führungs- bzw. Leitsysteme geführte 
Regalbediengeräte,

 - Hubtische zur ausschließlichen Beförderung von Gütern,

 - Fahrzeughebebühnen,

 - auf Fahrzeugen aufgebaute Ladebordwände,

 - kraftbetriebene Anpassrampen,

 - kraftbetriebene Türen und Tore, einschließlich solcher von Fahrzeugen,

 - Tore, die sich nach oben öffnen, mit einer Torblattfläche über 10 m²,

 - Materialseilbahnen, auf die das SeilbG aufgrund § 3 Z 2 und Z 3 SeilbG keine 
Anwendung findet,

 - Bagger und Radlader zum Heben von Einzellasten,

 - Lastaufnahmeeinrichtungen und Anschlagmittel für Lasten oder Arbeitskörbe,

 - selbstfahrende Arbeitsmittel, ausgenommen Fahrzeuge, für die eine Prüfpflicht 
nach dem KFG besteht,

 - Arbeitsmittel zum Heben von Arbeitnehmer oder von Lasten und Arbeitnehmer,

 - Arbeitskörbe,

 - Hubstapler mit hubbewegtem Fahrerplatz,

 - Befahr- und Rettungseinrichtungen,

 - mechanische Leitern,
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 - Stetigförderer, ausgenommen Förderbänder und Rollenbahnen unter  
5 m Förderlänge,

 - Feuerungsanlagen für flüssige oder gasförmige Brennstoffe mit mehr als 30 kW 
Nennwärmeleistung,

 - kraftbetriebene Pressen, Stanzen und Spritzgießmaschinen mit Handbeschi-
ckung oder Handentnahme,

 - Bolzensetzgeräte,

 - fahrbare und verfahrbare Hängegerüste,

 - Förderanlagen für Untertagebauarbeiten (z.B. Schachtbefahrungsanlagen, 
Schrägaufzüge),

 - mechanische Vortriebsgeräte für Untertagebauarbeiten (z.B. Fräsen, 
Aufbruchgeräte),

 - sonstige Geräte und Anlagen für Untertagebauarbeiten, auf denen Arbeitneh-
merInnen transportiert oder von denen aus Arbeiten durchgeführt werden,

 - Verteilermaste.

4.7.4 

Folgende Arbeitsmittel sind mindestens einmal im Kalenderjahr, jedoch längs-
tens im Abstand von 15 Monaten, einer wiederkehrenden Prüfung zu unterziehen 
(§ 39 Abs 1 EisbAV):

 - Triebfahrzeuge,

 - Drehscheiben und Schiebebühnen,

 - Wagenkippanlagen,

 - Eisenbahnsicherungsanlagen,

 - technische Eisenbahnkreuzungssicherungsanlagen (z.B. Lichtzeichenanlagen, 
Schrankenanlagen),

 - technische Einrichtungen zur Warnung von Arbeitnehmern vor herannahenden 
Schienenfahrzeugen (§ 26 Abs 2 und Abs 3 EisbAV),
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 - ortsfeste Überwachungseinrichtungen für die Sicherheit von Schienenfahrzeugen 
(z.B. Heißläuferortungsanlagen, Flachstellenortungsanlagen),

 - Kraftfahrzeuge zum Ziehen von Schienenfahrzeugen, soweit sie vom Hersteller 
oder Inverkehrbringer für diese Verwendung nicht vorgesehen sind.

4.7.5 

Eine wiederkehrende Prüfung (§ 8 Abs 1 AM-VO, § 39 Abs 1 EisbAV) muss min-
destens folgende Prüfinhalte (§ 8 Abs 2 AM-VO) umfassen:

 - Prüfung von verschleißbehafteten Komponenten wie Bremsen, Kupplungen, 
Rollen, Räder und Tragmittel,

 - Einstellung von sicherheitsrelevanten Bauteilen und Sicherheitseinrichtungen wie 
Lastkontrolleinrichtungen, Bewegungsbegrenzungen,

 - Funktionsprüfung sicherheitsrelevanter Bauteile wie Schalteinrichtungen, Not-
ausschaltvorrichtungen, Lichtschranken, Bewegungssensoren, Kontaktleisten, 
Schaltmatten, Warn- und Signaleinrichtungen, Verriegelungen,

 - bei Arbeitskörben auch die Eignung des Arbeitsmittels (Kran, Hubstapler oder 
mechanische Leiter), mit dem der Arbeitskorb gehoben wird.

4.7.6 

Für wiederkehrende Prüfungen von Arbeitsmitteln sind grundsätzlich heranzuzie-
hen (§ 8 Abs 3 AM-VO, § 39 Abs 3 EisbAV):

 - Ziviltechniker einschlägiger Fachgebiete, insbesondere für Maschinenbau oder 
Elektrotechnik, oder

 - zugelassene Prüfstellen gemäß § 71 Abs 5 der Gewerbeordnung, im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit, oder

 - akkreditierte Prüf- und Überwachungsstellen nach dem Akkreditierungsgesetz im 
Rahmen ihrer Befugnisse oder

 - Ingenieurbüros (Beratende Ingenieure) einschlägiger Fachrichtung im Rahmen 
ihrer Befugnisse oder

 - Inspektionsstellen für überwachungsbedürftige Hebeanlagen gemäß  
§ 15 der Hebeanlagen-Betriebsverordnung.
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4.8 Prüfung nach außergewöhnlichen Ereignissen

Arbeitsmittel, bei denen wiederkehrende Prüfungen durchzuführen sind (vgl. Punkt 
4.7.3 und 4.7.4) sind nach außergewöhnlichen Ereignissen, die schädliche 
Einwirkungen auf die Sicherheit des Arbeitsmittels haben können, auf ihren ord-
nungsgemäßen Zustand zu prüfen  
(§ 9 Abs 1 AM-VO). Zu außergewöhnlichen Ereignissen zählen insbesondere:

 - Absturz von Lasten,

 - Umstürzen des Arbeitsmittels oder von Teilen davon,

 - Kollision des Arbeitsmittels mit anderen Arbeitsmitteln oder mit Teilen der 
Umgebung,

 - Überlastung des Arbeitsmittels,

 - Einwirkung von großer Hitze, insbesondere bei Bränden,

 - wesentliche vom Hersteller oder Inverkehrbringer des Arbeitsmittels nicht vorge-
sehene Änderungen,

 - größere Instandsetzungen.

4.9 Prüfbefund und Prüfplan

4.9.1 

Die Ergebnisse insbesondere folgender Prüfungen sind in einem Prüfbefund 
festzuhalten (§ 11 Abs 1 AM-VO):

 - Abnahmeprüfungen,

 - wiederkehrende Prüfungen,

 - Prüfungen nach außergewöhnlichen Ereignissen,

 - Prüfung nach Aufstellung von Kranen, die vor der Verwendung am Einsatzort 
aus Einzelteilen zusammengebaut werden müssen, wie z.B. Turmdrehkrane, 
Fahrzeugkrane (Mobilkrane) mit getrennt angeliefertem Zusatzausleger, Fahr-
zeugkrane (Mobilkrane) mit zerlegt angeliefertem Gittermast,

 - Prüfung nach Aufstellung von Kranen mit Arbeitskörben auf Baustellen, ausge-
nommen schienengebundene und nicht schienengebundene Fahrzeugkrane 
(Mobilkrane) und Ladekrane auf Fahrzeugen mit Arbeitskörben,
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 - Prüfung nach Aufstellung von Arbeitsmitteln zum Heben von Arbeitnehmer auf 
Baustellen, die vor der Verwendung am Einsatzort aus Einzelteilen zusammen-
gebaut oder an Teilen der Umgebung, wie Gebäuden, montiert werden müssen 
(z.B. Fassadenbefahrgeräte, Mastkletterbühnen, Hängebühnen, Dachdecker-
fahrstühle, Bauaufzüge mit Personenbeförderung),

 - Prüfung nach Aufstellung von sonstigen kraftbetriebenen Arbeitsmitteln zum He-
ben von Lasten, Winden und Zuggeräten auf Baustellen, die vor der Verwendung 
am Einsatzort aus Einzelteilen zusammengebaut werden müssen,

 - Prüfung nach Aufstellung von fahrbaren und verfahrbaren Hängegerüsten,

 - Förderanlagen für Untertagebauarbeiten (zB Schachtbefahrungsanlagen, 
Schrägaufzüge).

4.9.2 

Der Prüfbefund muss beinhalten (§ 11 Abs 2 AM-VO):

 - Prüfdatum,

 - Name und Anschrift des Prüfers bzw. Bezeichnung der Prüfstelle,

 - Unterschrift des Prüfers,

 - Ergebnis der Prüfung,

 - Angaben über die Prüfinhalte.

4.9.3 

Die Prüfbefunde sind von den Arbeitgeber bis zum Ausscheiden des Arbeitsmit-
tels aufzubewahren. Am Einsatzort des Arbeitsmittels müssen Prüfbefunde oder 
Kopien über die letzte Abnahmeprüfung, über die wiederkehrenden Prüfungen und 
über die Prüfung nach Aufstellung vorhanden sein (§ 11 Abs 3 AM-VO).

Anstelle der Aufbewahrung der Prüfbefunde oder Kopien kann, wenn für das 
Arbeitsmittel nur wiederkehrende Prüfungen erforderlich sind, eine Prüfplakette 
angebracht sein (§ 11 Abs 3a AM-VO), die

 - das Datum der letzten wiederkehrenden Prüfung aufweist,

 - eine eindeutige Zuordnung zum Prüfbefund des Arbeitsmittels aufweist,
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 - unverwischbar und gut lesbar beschriftet ist,

 - an gut sichtbarer Stelle am Arbeitsmittel angebracht ist.

4.9.4 

Für folgende Arbeitsmittel ist ein Prüfplan zu erstellen (§ 11 Abs 4 AM-VO):

 - Arbeitsmittel, die vor der Verwendung am Einsatzort aus Einzelteilen zusam-
mengebaut werden müssen zum Heben von Arbeitnehmer oder von Lasten und 
Arbeitnehmer, wie insbesondere Fassadenbefahrgeräte, Mastkletterbühnen, 
Hängebühnen, Hängegerüste,

 - Krane und mechanische Leitern mit Arbeitskörben auf Baustellen. 

5. Meldung von Unfällen

5.1 Meldung an die Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes

5.1.1 

Das Anschlussbahnunternehmen ist verpflichtet, Unfälle und Störungen, die beim 
Betrieb der Anschlussbahn auftreten, unverzüglich der Sicherheitsuntersuchungs-
stelle des Bundes zu melden (§ 19c erster Satz EisbG).

5.1.2 

Meldungen über Unfälle und Störungen haben zumindest zu enthalten  
(§ 3 Abs 2 MeldeVO-Eisb):

 - Ort,

 - Zeitpunkt,

 - Hergang,

 - Folgen,

 - zuständige Ansprechstelle oder Ansprechperson.
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5.1.3 

Auf Anschlussbahnen zu meldende Unfälle und Störungen sind (Anlage 2 
MeldeVO-Eisb)

 - Unfälle mit Fahrten (Entgleisungen, Kollisionen),

 - Zusammenpralle von Schienenfahrzeugen mit Straßenfahrzeugen auf 
Eisenbahnkreuzungen,

 - Brände, Explosionen,

 - Schadensfälle im Zusammenhang mit Gefahrgut,

 - Schwere Verletzungen sowie Tötungen im Zusammenhang mit der 
Betriebsabwicklung,

 - Störungen (Entrollen von Schienenfahrzeugen).

5.2 Meldung an das Verkehrs-Arbeitsinspektorat

5.2.1 

Arbeitgeber (Eisenbahnunternehmen) sind verpflichtet, dem Verkehrs-Arbeitsins-
pektorat tödliche und schwere Arbeitsunfälle zu melden, soferne nicht eine Meldung 
an die Sicherheitsbehörden erfolgt (§ 98 Abs 1 ASchG).
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B Muster für die Erstellung einer 
Betriebsvorschrift

Hinweise für die Verwendung der  
Musterbetriebsvorschrift

Das vorliegende Muster dient als Vorlage für die Erstellung einer Betriebsvorschrift 
(BV) einer Anschlussbahn (AB) mit Eigenbetrieb. Ein Eigenbetrieb liegt vor, wenn 
der Verschub auf der AB durch das AB-Unternehmen mit Verschiebemitteln erfolgt. 

Die BV regelt das Verhalten der im Eisenbahnbetrieb tätigen Arbeitnehmer des AB-
Unternehmens und stellt nach dem Arbeitnehmerschutzrecht gleichzeitig schriftliche 
Betriebsanweisungen für Arbeiten im Gefahrenraum von Gleisen dar. Die BV enthält 
daher keine Bestimmungen, die Pflichten des AB-Unternehmens darstellen, wie 
Inspektion, Wartung und Instandhaltung der Anlagen und Verschiebemittel, die Füh-
rung von Aufzeichnungen, die Prüfung der Eignung der Arbeitnehmer und anderes.

Die Muster-BV gliedert sich in einen Allgemeinen Teil mit generell gültigen Bestim-
mungen, insbesondere über die Verschubdurchführung, sowie einen Besonderen 
Teil, in der die wesentlichen Anlagen- und Betriebsverhältnisse, die verwendeten 
Verschiebemittel und anlagenspezifische Besonderheiten erfasst werden. Der Allge-
meine Teil und die Anlagen unterliegen der Genehmigungspflicht der Behörde. Der 
Besondere Teil und die Anhänge sind generell genehmigungsfrei.

Die Muster-BV ist durch ihren modularen Aufbau so strukturiert, dass sie auf einfa-
che Weise durch Streichung nicht zutreffender und Ergänzung zusätzlich erforder-
licher Bestimmungen den vorhandenen Verhältnissen der jeweiligen AB angepasst 
werden kann. 

Der Allgemeine Teil gliedert sich in Abschnitte (1, etc.), Kapitel (4.1, etc.) und 
Punkte (4.1.1, etc.). Um einen stets gleichartigen Aufbau des Allgemeinen Teils 
zu erzielen, sind bei nicht erforderlichen Abschnitten oder Kapiteln die Texte zu 
löschen, die Überschriften jedoch zu belassen und mit der Anmerkung „entfällt“ zu 
versehen. Nicht erforderliche Punkte sind zur Gänze zu löschen, die Nummerierung 
ist dann entsprechend anzupassen. Dies gilt auch für den Einschub zusätzlich er-
forderlicher Punkte. 

Bei den Signalbildern sowie im Besonderen Teil sind alle nicht erforderlichen An-
gaben zu löschen, entsprechende Umnummerierungen sind vorzunehmen. Die im 
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Muster vorgeschlagene Reihenfolge und Gestaltung der örtlichen Bestimmungen 
sollte jedoch möglichst beibehalten werden.
Auf dem Titelblatt ist die Bescheidzahl der Genehmigung der BV (des Allgemeinen 
Teils der BV) anzuführen, falls eine Genehmigung erforderlich ist. Im Inhaltsver-
zeichnis sind am rechten Rand entweder die jeweiligen Seitenzahlen oder beim 
Entfall von einzelnen Abschnitten und Kapiteln statt dessen „entfällt“ anzugeben.

Die vorliegende Musterbetriebsvorschrift hat eine automatische 
Nummerierung. 
 - Werden Punkte herausgelöscht, aktualisiert sich die nachfolgende Nummerie-

rung selbsttätig. 
 - Einfügen eines zusätzlichen Punktes:

 - Soll der zusätzliche Punkt direkt nach einem vorhandenen Punkt eingefügt 
werden: Cursor am Ende vor das Absatzzeichen stellen und „Enter“ drücken 
=> ein zusätzlicher Punkt mit der passenden Nummerierung wird eingefügt, 
dahinterliegende Nummerierungen werden automatisch angepasst. 

 - Soll der Punkt nach Fließtext (einem Absatz ohne Nummerierung) eingefügt 
werden, oder nach einer anderen (höheren) Ebene nummeriert werden:
 - einen von der Nummerierung her passenden Absatz markieren (oder 

auch nur das Absatzzeichen eines solchen Absatzes),
 - „kopieren“ oder „Strg+C“,
 - an passender Stelle „einfügen“ oder „Strg+V“
 - oder alternativ: nach Markieren des passenden Absatzzeichens „Format 

übertragen“ klicken und damit das Format auf das Absatzzeichen des 
neuen Punktes übertragen.

 - Wenn zusätzliche Punkte auch im Inhaltsverzeichnis aufscheinen sollen, sind 
sie dort an passender Stelle mit „Querverweis“ einzufügen:
 - Am Ende des nun vorherigen Punktes am Zeilenende „Enter“ drücken,
 - in der neuen Zeile mittels „Verweise“ -> Querverweis nacheinander die 

 Elemente einfügen (Alle Verweistyp „Nummeriertes Element“):
 - Absatznummer, danach „TAB“ drücken
 - Absatztext, danach „TAB“ drücken
 - Seitenzahl

 - Zum Aktualisieren des Inhaltsverzeichnisses und der im gesamten Doku-
ment enthaltenen Querverweise („siehe Punkt ….“) ist abschließend das ge-
samte Dokument mit „Strg+A“ zu markieren, dann mit „F9“ zu aktualisieren.

Die vorliegende Musterbetriebsvorschrift ist mit einem Zugriffschutz verse-
hen, der das Überarbeiten zulässt.
Der aktivierte Zugriffschutz hat zur Folge, dass alle im Dokument (beim Erstellen 
einer konkreten BV) vorgenommenen Änderungen mitprotokolliert werden. Solange 
der Zugriffschutz aktiviert ist, kann man die durchgeführten Änderungen nicht aus 
dem Dokument löschen, sie werden mitgespeichert und sind somit auch später 
noch ersichtlich, wenn man die Ansicht „mit Markups“ wählt.
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Im Reiter „Überprüfen“ im Bereich „Nachverfolgung“ (ca. in der Mitte) kann man die 
Ansicht einstellen:
 - Mit „Abgeschlossen“ wird das Dokument „fertig“ angezeigt (ohne dass man 

durchgeführte Änderungen sieht)
 - Mit „Abgeschlossen: Markups anzeigen“ sieht man alle Änderungen im 

Dokument.
 - Mit „Original“ sieht man das Dokument vor den Änderungen. 

Ermittlung und Beurteilung der Gefahren und Festlegung der Maßnahmen zur 
Gefahrenverhütung
Die Textbausteine der Musterbetriebsvorschrift für Anschlussbahnen orientieren 
sich weiterhin an den verbindlichen Vorgaben aus eisenbahnrechtlichen und arbeit-
nehmerschutzrechtlichen Sicherheitsvorschriften. Darüber hinaus gehende Schutz-
maßnahmen, die sich im Einzelfall im Rahmen der Ermittlung und Beurteilung der 
Gefahren und Festlegung der Maßnahmen zur Gefahrenverhütung ergeben können 
(Evaluierung gemäß §§ 4 und 7 ASchG), sind in der Musterbetriebsvorschrift weiter-
hin nicht enthalten und daher im Einzelfall ergänzend festzulegen.

Derartige Maßnahmen wären beispielsweise:
 - Bei Weichen ohne festgelegter Grundstellung sollte das Stellgewicht als Stolper-

stelle gekennzeichnet werden (siehe Punkt 15.7.2).
 - Bei länger andauernden geschobenen Verschubbewegungen sollte grundsätzlich 

ein Luftbremskopf eingesetzt werden.
 - Das Signal „Markierte Grenzmarke“ sollte nur in Ausnahmefällen bei einem 

Gleisabstand von 3,5 m verwendet werden, ansonsten sollte das Signal versetzt 
und durch das Signal „Grenzmarke“ (ohne rote Markierung“) ersetzt werden 
(siehe Punkt 15.5).

 - Bei der Verwendung von Verschubrobots sind die Unterteilung der Verschub-
robots in 2 Klassen und die damit zusammenhängenden unterschiedlichen 
Ausbildungen der Mitarbeiter zu beachten.

 - Bei den Grundsatzregelungen über das Abstellen von Schienenfahrzeugen  geht 
die Musterbetriebsvorschrift in der Neufassung davon aus, dass Anschluss-
bahnen bereits auf Grund der einschlägigen Bauvorschriften grundsätzlich mit 
einem permanenten Flankenschutz (Sperrschuh oder Schutzweiche) gegenüber 
der anschlussgebenden Haupt- oder Nebenbahn abgesichert sind. Die Bestim-
mungen über die Sicherung stillstehender Schienenfahrzeuge in der Musterbe-
triebsvorschrift berücksichtigen daher diese Vorgaben. Wenn kein permanenter 
Flankenschutz (Sperrschuh oder Schutzweiche) gegenüber der anschlussgeben-
den Haupt- oder Nebenbahn vorhanden ist, sind zusätzliche Maßnahmen bei der 
Sicherung stillstehender Schienenfahrzeuge zu setzen.
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 - Als technische Kommunikationseinrichtung kann auch eine Fernsprechver-
bindung mit Mobiltelefonen verwendet werden, wenn vom Arbeitgeber sicher 
gestellt wird, dass

 - eine lückenlose Kommunikation sichergestellt ist,
 - es keine Einschränkung bei der Arbeit gibt und sich der Mitarbeiter entspre-

chend festhalten kann,
 - ein Headset und eine Freisprecheinrichtung zur Verfügung gestellt werden,
 - erforderlichenfalls durch einen Verschieber/Verschubleiter am Führerstand 

die Gespräche zum Tfz-Führer vermittelt werden und 
 - bei den Mobiltelefonen die Funktion „Anklopfen“ eines weiteren Gesprächs-

teilnehmers deaktiviert wird. 
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MUSTER 

einer 

BETRIEBSVORSCHRIFT

für eine Anschlussbahn mit Eigenbetrieb

Allgemeiner Teil und Anlagen

genehmigt mit Bescheid GZ .................................................../genehmigungsfrei
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Lfd.
 Nr. Gegenstand Datum Bescheid

1 Neuauflage

Verzeichnis der Änderungen
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Verzeichnis der Abkürzungen
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Allgemeiner Teil

1 Geltungsbereich

Die BV gilt für alle Arbeitnehmer in Ausübung von Verschubtätigkeiten, Be- und Ent-
laden von Wagen und Überprüfungen von Anlagen, Verschiebemitteln und Wagen.

2 Allgemeine Begriffsbestimmungen

Hinweise: Die Begriffsbestimmungen gelten im Sinne der BV und können von Defi-
nitionen in anderen Regelwerken abweichen.

In der BV wird bei allen Personen- und Funktionsbezeichnungen aus Gründen 
leichterer Lesbarkeit auf eine gendergerechte Formulierung verzichtet. Es wird je-
doch darauf hingewiesen, dass sich diese BV gleichermaßen an beide Geschlech-
ter richtet.

2.1 Abrollen

Verschubart, bei der in einem Gefälle befindliche Wagen mittels Schwerkraft bewegt 
werden.

2.2 Abstoßen

Verschubart, bei der Wagen geschoben werden ohne an das Verschiebemittel  ge-
kuppelt zu sein und nach dem Abbremsen des Verschiebemittels allein weiterrollen.

2.3 Anlage

Bauwerk und ortsfeste bautechnische, maschinentechnische, elektrotechnische  
oder sicherungstechnische Einrichtung der Anschlussbahn. Dazu gehören insbe-
sondere Gleisanlagen, Brücken, Stütz- und Futtermauern, Lokschuppen, Verlade-
rampen, ortsfeste Signale, Sperrschuhe, Hemmschuhständer, Oberleitungsanlagen, 
Gleiswaagen, Drehscheiben und Schiebebühnen.

2.4 Auffahren einer Weiche

Befahren einer Weiche aus dem der Stellung der Weiche nicht entsprechenden 
Weichenstrang.

2.5 Arbeitnehmer

Person, die Tätigkeiten im Sinne dieser BV ausübt.
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2.6 Bedienungsraum

Der Bedienungsraum ist jener Raum in dem sich Arbeitnehmer bei Tätigkeiten an 
Schienenfahrzeugen (z.B. Kuppeln, Fahrzeugprüfungen oder Ladungssicherungen) 
oder damit zusammenhängenden Tätigkeiten (z.B. Hemmschuh legen oder Wei-
chenstellen) aufhalten müssen. Die Bedienungsräume sind im Lageplan (Lageplan-
skizze) eingezeichnet.

2.7 Beistellendes Eisenbahnunternehmen (BEU)

Eisenbahnunternehmen, das den Übergang von Wagen von einer öffentlichen 
Eisenbahn auf die Wagenübergabestelle der AB und umgekehrt durchführt. Es 
können auch mehrere BEU vorhanden sein.

2.8 Eisenbahnübergang (EÜ)

Jede im Verlauf einer Straße angelegte schienengleiche Querung eines oder meh-
rerer Gleise. 

2.9 Fahrzeug 

Als Fahrzeug kann sowohl das Schienenfahrzeug als auch das Kraftfahrzeug be-
zeichnet werden.

2.10 Funkfernsteuerung

Die Steuerung eines Verschiebemittels durch ein Fernsteuerbediengerät.

2.11  Funklokführer 

Triebfahrzeugführer als Bediener eines funkferngesteuerten Triebfahrzeuges.

2.12  Gefahrenraum der Gleise

Raum, der von den bewegten Schienenfahrzeugen selbst einschließlich ihrer 
Ladung in Anspruch genommen wird sowie jenem zusätzlichen Raum unter, neben 
und über dem Gleis, in dem Arbeitnehmer durch bewegte Schienenfahrzeuge ge-
fährdet werden können.

2.13  Gefahrenbereich der Oberleitung 

Der Gefahrenbereich der Oberleitung ist jener Bereich, in dem Arbeitnehmer durch 
elektrischen Strom gefährdet werden können. 
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2.14  Gefährliche Güter

Stoffe und Gegenstände, deren Beförderung gemäß RID verboten oder nur unter 
bestimmten Bedingungen zugelassen ist.

2.15  Handgeführtes Verschubgerät 

Motorbetriebenes Gerät zum Verschub von Wagen, das auf einer Schiene oder bei-
den Schienen oder einer eingedeckten Verkehrsfläche fährt und von Hand geführt 
wird (z.B. Einradwagenschieber, Maxi-Rangierer).

2.16  Handverschub

Bewegen von Wagen durch Menschenkraft, entweder durch Schieben der Wagen 
an den Seitenwänden oder Ecken oder mit Hilfe einer Hebestange (Beißer), die 
zwischen Schiene und Radreifen angesetzt wird. 

2.17  Indirekt angetriebenes Verschubgerät 

Schienengebundenes Verschubgerät mit einer Zug- und Stoßvorrichtung, in wel-
chem ein Rollensatz - vergleichbar mit dem Rollensatz eines Bremsenprüfstandes 
- eingebaut ist. Von den bewegten Rollen wird die Antriebskraft auf Spurkranzräder, 
die auf den Schienen laufen, übertragen. Als Antriebseinheit dient ein Stapler, der 
über seine Antriebsräder den Rollensatz in Bewegung setzt.

2.18  Kraftfahrzeug (Kfz)

Nicht schienengebundenes Fahrzeug mit Motorantrieb, das für den Verschub her-
angezogen wird, z.B. Stapler, Zugmaschine.

2.19  Kuppeln

Tätigkeit des Verschubes, die das Verbinden und Trennen von Fahrzeugen umfasst.

2.20  Lichtraum

Freizuhaltender Raum, der für den sicheren Durchgang der Schienenfahrzeuge 
erforderlich ist.

2.21  Luftbremskopf 

Durch den Luftbremskopf können bei geschobenen, druckluftgebremsten Fahr-
ten die Bremsen von der Spitze aus, durch Entlüften der Hauptluftleitung betätigt 
werden.
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2.22  Schaltbefugter 

Arbeitnehmer, der zum Betätigen von Schaltern der elektrischen Anlage der AB 
befugt ist.

2.23  Seilzuganlage 

Ortsfestes Verschiebemittel, mit dem Wagen mit Hilfe eines Seils bewegt werden.

2.24  Seitlicher Sicherheitsabstand 

Der seitliche Sicherheitsabstand ist der Abstand zwischen bewegten Schienen-
fahrzeugen und Teilen der Umgebung, der Arbeitnehmer vor Verletzungen durch 
Quetschung schützen soll.

2.25  Triebfahrzeug (Tfz) 

Schienenfahrzeug mit eigenem Fahrantrieb und einem Führerstand. Dazu zählt 
auch ein Zweiwegefahrzeug, wenn es schienengebunden verkehrt. Das Tfz wird 
vom Tfz-Führer bedient. Nicht zu den Triebfahrzeugen zählen Verschub robot und 
indirekt angetriebene Verschubgeräte.

2.26  Verschiebemittel

Fahrzeug oder Einrichtung, mit dem oder mit der Wagen bewegt werden. Zu 
unterscheiden sind schienengebundene, selbstfahrende Verschiebe mittel (Trieb-
fahrzeuge, Verschubrobot, indirekt angetriebene Verschubgeräte, handgeführte 
Verschubgeräte), nicht schienengebundene Verschiebemittel (Kraftfahrzeuge, 
handgeführte Verschubgeräte) und ortsfeste Verschiebemittel (Seilzuganlagen).

2.27  Verschub

Alle beabsichtigten Fahrzeugbewegungen und die damit verbundenen Tätig keiten 
wie Kuppeln, Bedienen der Weichen und Sichern stillstehender Schienenfahrzeuge. 

2.28  Verschubfunk 

Technische Kommunikationseinrichtung mit mindestens 2 Funkgeräten zur Über-
mittlung von Fahrtaufträgen und Meldungen zwischen dem VL und dem Tfz-Führer, 
Kfz-Lenker oder Bediener eines sonstigen Verschiebemittels. Die technische Kom-
munikationseinrichtung kann auch eine Verbindung mittels Mobiltelefonen sein. 



R 7 - Musterbetriebsvorschrift Anschlussbahnen      61

2.29  Verschubmannschaft

Gruppe von Arbeitnehmern, die einen Verschub abwickeln. Dazu gehören der 
Verschubleiter (VL), der Tfz-Führer, Kfz-Lenker oder Bediener eines sonstigen 
Verschiebemittels sowie die Verschieber. Bei gewissen Verschubarten können 
bestimmte Funktionen vom VL übernommen werden.

2.30  Verschubrobot 

Schienengebundenes selbstfahrendes Verschubgerät für einen räumlich begrenz-
ten Einsatzbereich. In der Bauweise unterscheidet sich ein Verschubrobot von 
einem Tfz vor allem dadurch, dass ein Verschubrobot nicht mit einem vollwertigen 
Führerstand ausgestattet ist. Bei einigen ist allerdings ein Hilfsführer stand für Über-
stellfahrten zur Werkstätte oder für Störfälle vorhanden.
 - Klasse I: Verschubrobot mit einer Höchstgeschwindigkeit von 5 km/h und der 

auf Ladegleisen zur genauen Positionierung von Wagen zum Be- und Entladen 
verwendet wird. Klasse I Verschubrobot dient nicht dem eigentlichen Ver-
schub auf der AB (z.B. Umreihen von Fahrzeugen) sondern soll lediglich den 
konkreten  Be- oder Entladevorgang unterstützen.

 - Klasse II: Verschubrobot mit einer Höchstgeschwindigkeit über 5 km/h, der 
auch für alle anderen Verschubtätigkeiten verwendet werden kann.

2.31  Verschubteil

Die zu verschiebenden Wagen eines Verschubes einschließlich des Verschiebe-
mittels, falls dieses gekuppelt ist.

2.32  Verschubweg

Die beim Verschub zu befahrenden Gleisabschnitte und Weichen.

2.33  Vorfall 

Ereignis im Eisenbahnbereich, das eine Beschädigung von Anlagen, Verschiebe-
mittel, Wagen oder einen Personenschaden bewirkt hat. Dazu gehören Unfälle von 
Personen, Entgleisungen, Zusammenpralle von Fahrzeugen mit Straßenfahrzeu-
gen, Zusammenstöße von Fahrzeugen, Achs-, Räder- und Reifenbrüche sowie 
Auffahren von Weichen. Diesen Ereignissen sind Ereignisse gleichzuhalten, die 
zwar folgenlos geblieben sind, aber zu Unfällen hätten führen können.

2.34  Wagen

Schienenfahrzeug ohne Fahrantrieb zum Transport von Gütern oder Personen. 
Wagen der AB sind werkseigene Wagen, die nicht in das öffentliche Schienennetz 
übergehen.
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2.35  Wagengruppe

Gekuppelte Wagen ohne Verschiebemittel.

2.36  Wagenübergabestelle

Jener zwischen dem AB-Unternehmen und dem BEU vereinbarte Gleisbereich, in 
dem die Übergabe und Übernahme der Wagen erfolgt.

2.37  Witterungsverhältnisse mit schlechter Sicht 

Liegen vor, wenn bei Tag die Hand-Verschubsignale (Tagsignale) nicht auf mindes-
tens 100 m eindeutig erkennbar sind.

2.38  Zweiwegefahrzeug 

Kraftfahrzeug mit einer Einrichtung, die ein schienengebundenes Fahren ermög-
licht. Da das Zweiwegefahrzeug, wenn es schienengebunden verkehrt, als Tfz 
gilt, sind zusätzlich die Bestimmungen über den Verschub mit Triebfahrzeugen zu 
beachten.

3 Betriebsleiter (BL)

3.1  

Der BL hat für die sichere Durchführung des Eisenbahnbetriebes und des Eisen-
bahnverkehrs zu sorgen und hat die Instandhaltung und die regelmäßigen Über-
prüfungen zu überwachen. Er ist für diese Aufgaben Vorgesetzter aller anderen 
Arbeitnehmer.

3.2  

Der BL muss während der Betriebszeiten der AB so leicht erreichbar sein, dass er 
bei Bedarf innerhalb eines angemessenen Zeitraumes notwendige  Maßnahmen 
und Anordnungen vor Ort treffen kann.

3.3  

Der BL ist insbesondere zuständig für die
a) Aufsicht über den Verschubbetrieb,
b) erforderliche Verfügung von Gleissperren oder betrieblichen Einschränkungen,
c) Meldung von Vorfällen und Betriebsunregelmäßigkeiten an das AB-Unter-

nehmen.
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3.4 

Der BL hat die
a) Ausbildung und regelmäßige Unterweisung der Arbeitnehmer,
b) Führung von Aufzeichnungen über die Eignung und Ausbildung der Arbeitneh-

mer, 
c) Inspektion, Wartung und Instandhaltung der Anlagen, Verschiebe mittel und 

Wagen,
d) Beseitigung von Mängeln und Gefahrenquellen an Anlagen, Verschiebemittel 

und Wagen,
e) Führung von Aufzeichnungen über Inspektion, Wartung und Instandsetzung der 

Anlagen, Verschiebemitteln und Wagen der AB sowie über betriebliche Anord-
nungen,

f) Überprüfung des Zustandes einer aufgefahrenen Weiche und Erklär ung ihrer 
Wiederbefahrbarkeit 

zu überwachen und das AB-Unternehmen erforderlichenfalls darüber zu 
beraten.

3.5 

Der BL hat im Rahmen der Inspektionstätigkeit augenscheinlich zu überprüfen oder 
überprüfen zu lassen, ob
a) der betriebssichere und ordnungsgemäße Zustand der Anlagen, Verschiebemit-

tel und Wagen gegeben ist,
b) der Lichtraum einschließlich der Spurrillen und Hemmschuhrillen sowie der 

seitliche Sicherheitsabstand und die Bedienungsräume (Verschieberbahnstei-
ge) freigehalten sind,

c) Einrichtungen oder Lagerungen in der Nähe der Gleisanlagen eine Gefährdung 
des Eisenbahnbetriebes darstellen,

d) bei EÜ Einschränkungen der erforderlichen oder vorhandenen Sichträume 
gegeben oder zu erwarten sind.

3.6 

Der BL hat seine Aufträge an Arbeitnehmer kurz, prägnant und so klar zu erteilen, 
dass Missverständnisse ausgeschlossen sind.
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4 Allgemeine Verhaltensbestimmungen

4.1  Einsatz der Arbeitnehmer

Im Bereich von Gleisen dürfen nur Arbeitnehmer eingesetzt werden, die die ihnen 
übertragenen Aufgaben zuverlässig erfüllen können. Sobald erkennbar ist, dass ein 
Arbeitnehmer übermüdet ist oder sich durch Alkohol, Arzneimittel oder Suchtgift in 
einen Zustand versetzt hat, in dem er sich oder andere Personen gefährden könnte, 
darf dieser Arbeitnehmer nicht oder nicht weiter im Bereich von Gleisen eingesetzt 
werden.

4.2 

Nach Zwischenfällen mit erhöhter arbeitsbedingter psychischer Fehlbeanspruchung 
(z.B. Unfall) dürfen Arbeitnehmer erst wieder im Gefahrenraum der Gleise einge-
setzt werden, sobald sie die ihnen übertragenen Aufgaben  zuverlässig erfüllen 
können.

4.3  

Während des Aufenthaltes und während Arbeiten im Bereich der Gleise sind die 
persönliche Schutzausrüstung und der Hautschutz gemäß den Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzdokumenten zu verwenden. Im Gefahrenraum der Gleise ist 
die Warnkleidung sichtbar (z.B. kein Verdecken der Warnweste durch einen Ruck-
sack ohne Warnfunktion) zu tragen. 
 
Im Bereich von Gleisen darf nur enganliegende Warnkleidung und darüber hinaus 
nur enganliegende Kleidung getragen werden. Die Warnkleidung muss zumindest 
den Oberkörper bedecken. Westen oder Jacken sind geschlossen zu tragen.

4.4  

Arbeitnehmer müssen sich grundsätzlich außerhalb des Gefahrenraumes von 
Gleisen aufhalten. Ein Aufenthalt im Bereich der Gleise ist nur erlaubt, wenn und 
solange es für die Ausführung von Tätigkeiten erforderlich ist.

4.5 

Verboten ist:
a) auf Schienen oder Schienenteile zu steigen oder auf andere Teile der Gleisanla-

ge zu treten, die kein sicheres Gehen oder Stehen ermöglichen,
b) sich unmittelbar vor, hinter oder unter Schienenfahrzeugen aufzuhalten, die sich 

unvermutet in Bewegung setzen könnten,
c) Schienenfahrzeuge an den dafür nicht vorgesehenen Stellen zu be- und über-

steigen bzw. unter Schienenfahrzeugen durchzukriechen,
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d) sich zwischen rot/weiß oder schwarz/gelb gekennzeichneten Einbauten neben 
dem Gleis und bewegten Schienenfahrzeugen aufzuhalten,

e) sich im Bereich von markierten Grenzmarken zwischen stehenden und beweg-
ten Fahrzeugen aufhalten bzw. Tätigkeiten durchführen,

f) sich an Stellen auf Schienenfahrzeugen aufhalten, die dafür nicht bestimmt 
sind,

g) Berühren von herabhängenden elektrischen Leitungen, auch wenn sie auf dem 
Boden, auf Bäumen, auf Zäunen oder dgl. aufliegen und

h) Wagen und Wagenladungen zu besteigen, wenn dadurch die elektrischen 
Schutzabstände unterschritten werden.

4.6 

Im Gefahrenraum der Gleise ist die Benützung von Mobiltelefonen grundsätzlich 
verboten, außer wenn es als Verständigungsmittel beim Verschub angeordnet ist.

4.7 

Beim Austreten aus dem Bereich der Gleise ist darauf zu achten, dass nicht der 
Gefahrenraum eines Nachbargleises betreten wird.

4.8 

Personen, die Gleisanlagen unbefugt betreten, sind auf das Betretungsverbot auf-
merksam zu machen und abzuweisen.

4.9 

Arbeitnehmer haben dem BL umgehend zu melden:
a) Vorfälle,
b) Umstände, die Gefährdungen nach sich ziehen könnten sowie 
c) Mängel und Gefahrenquellen an Anlagen, Wagen, Verschiebemitteln und sons-

tigen Arbeitsmitteln. 

4.10  

Mangelhafte Arbeitsmittel dürfen nicht weiter verwendet werden. 
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5 Wagenbe- und -entladung

5.1 Allgemeines

5.1.1 

Es dürfen nur stillstehende und gesicherte Wagen be- und entladen werden, sofern 
für besondere Umschlagseinrichtungen nicht gesonderte Regelungen im Besonde-
ren Teil der BV enthalten sind.

5.1.2 

Wagen sind möglichst gleichmäßig zu beladen. Verladene Stückgüter müssen 
so gesichert werden, dass es bei Fahrtbewegungen zu keiner Verschiebung der 
Ladung kommt.

5.1.3 

Die Wagen dürfen nur so weit beladen werden, dass die angeschriebenen Last-
grenzen nicht überschritten werden und grundsätzlich kein Teil des Ladegutes die 
Fahrzeugbegrenzung oder die Stirnseite des Wagens überragt.

5.2 Umschlag gefährlicher Güter

Gefährliche Güter dürfen nur an den dafür vorgesehenen Stellen umgeschlagen 
werden (siehe Besonderer Teil und Anhang 5). 

6 Verschubbetrieb

6.1 Voraussetzungen für den Verschub

6.1.1 

Jeder Verschub darf nur unter der Leitung eines VL erfolgen. 

6.1.2 

Der VL hat für die ordnungsgemäße und betriebssichere Verschubdurchführung zu 
sorgen und ist in dieser Eigenschaft Vorgesetzter der Verschubmannschaft. Der VL 
hat für jede einzelne Fahrt den Auftrag zur Fahrt zu erteilen.
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6.1.3 

Der VL hat
a)  für die Durchführung der Verschubtätigkeiten (Kuppeln, Bremsen, Bedienen der 

Weichen, Bewachen der EÜ etc.) zu sorgen und gegebenenfalls die Arbeiten 
auf die Verschieber aufzuteilen,

b)  alle am Verschub Beteiligten über Ziel und Weg des Verschubes zu informie-
ren,

c)  beim Einsatz von Hand-Verschubsignalen diese selbst an den Tfz-Führer zu 
geben; nötigenfalls darf der VL einen Verschieber zur Signalübermittlung beauf-
tragen (diesfalls muss er den Tfz-Führer hiervon verständigen),

d)  beim Einsatz von Hand-Verschubsignalen dem Tfz-Führer, Kfz-Lenker oder 
Bediener sonstiger Verschiebemittel die Gleisseite bekannt zu geben, auf der 
die Signale gegeben werden,

e)  im Bedarfsfall Ersatzmaßnahmen zu treffen, wenn von der grundsätzlich festge-
legten Art der Verständigung beim Verschub abgewichen werden muss.

6.1.4 

Der VL muss sich so aufstellen, dass er die Verschubbewegungen gut überblicken 
und sich mit dem Tfz-Führer, Kfz-Lenker oder Bediener des sonstigen Verschiebe-
mittels jederzeit verständigen kann.

6.1.5 

Befindet sich der Tfz-Führer nicht auf dem vordersten Fahrzeug oder kann der VL 
den Verschubweg nicht überblicken, muss sich ein Verschieber (Spitzenverschie-
ber) beim vordersten Fahrzeug so aufhalten, dass er den Verschubweg gut überbli-
cken und dem VL Hand-Verschubsignale geben kann.  
Der Spitzenverschieber muss
a)  an der Spitze des Verschubteils mitfahren oder 
b)  dem Verschubteil außerhalb des Gefahrenraumes vorangehen.

6.1.6 

Zur Signalabgabe sind folgende Signalmittel mitzuführen:
a) Signalpfeife und
b)  Signalfahne bzw. Handlampe

6.1.7 

Fahrzeuge dürfen nur in Bewegung gesetzt werden, wenn insbesondere
a)  das Be- und Entladen beendet ist und die Lademannschaft die Wagen verlas-

sen hat,
b)  Personen, die durch die Fahrzeugbewegung gefährdet werden könnten, ge-

warnt wurden,
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c)  Türen, Klappen und andere bewegliche Aufbauten der Wagen sich in Trans-
portstellung befinden,

d)  bewegliche Umschlagseinrichtungen sich außerhalb des Lichtraums, des 
seitlichen Sicherheitsabstandes und des Bedienungsraumes (Verschieberbahn-
steig) befinden,

e)  gemeinsam zu verschiebende Wagen aneinander gekuppelt sind,
f)  sichergestellt ist, dass der Verschieber, der die Wagen gekuppelt hat, aus dem 

Gleis getreten ist, 
g)  die Bremsen gelöst bzw. die Wagensicherungsmittel entfernt sind, 
h)  sichergestellt ist, dass die vorhandenen Bremsmittel für den vorgesehenen 

Verschub ausreichend sind,
i)  der seitliche Sicherheitsabstand im überblickbaren Verschubweg frei ist,
j)  für die Sicherung von EÜ, die eine Bewachung oder Bedienung erfordern, 

personell vorgesorgt wurde (siehe Besonderer Teil -  Örtliche Bestimmungen, 
Abschnitt 7).

6.1.8 

Bei Nacht oder Witterungsverhältnissen mit schlechter Sicht darf der Verschub nur 
bei eingeschalteter Ortsbeleuchtung durchgeführt werden.

6.1.9 

Während der Beistellfahrten durch das BEU darf ein Verschub nur so weit durchge-
führt werden, dass gegenseitige Gefährdungen ausgeschlossen sind.

6.2 Verständigung beim Verschub

6.2.1 

Die Verständigung beim Verschub hat so zu erfolgen, dass die Anordnungen und 
Meldungen eindeutig aufgenommen und nur auf den in Betracht kommenden Ver-
schubteil bezogen werden können.

6.2.2 

Wird ein Signal oder ein Auftrag nicht eindeutig wahrgenommen, ist sofort 
anzuhalten.

6.2.3 

Sofern die Verständigung nicht mündlich oder mit Verschubfunk erfolgt, ist sie mit 
Hand-Verschubsignalen durchzuführen. 
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6.2.4 

Bei Witterungsverhältnissen mit schlechter Sicht sind beim Verschub mit Hand-
Verschubsignalen die Nachtsignale statt der Tagsignale zu geben. 

6.2.5 

Bei Verschubbewegungen geringen Umfanges (nur ein Wagen, kurzer Verschub-
weg, …) dürfen Hand-Verschubsignale bei Tag mit dem Arm alleine gegeben 
werden.

6.3 Verschubfunk

6.3.1 

Bei Verwendung von Mobiltelefonen ist in allen Fällen die Funktion „Anklopfen“ 
eines anderen Anrufers zu deaktivieren.

6.3.2 

Vor Beginn des Verschubes hat der VL ein Probegespräch mit dem Tfz-Führer, 
Kfz-Lenker oder Bediener des sonstigen Verschiebemittels zu führen. Die Signal-
fahne bzw. Handlampe muss nicht mitgeführt werden, die Signalpfeife ist jedenfalls 
mitzuführen.

6.3.3 

Sprechkontakt ist immer nur von einer Person zu führen. Wird eine Antwort oder 
Wiederholung erwartet ist mit „Kommen“, andernfalls mit „Ende“ abzuschließen. 

6.3.4 

Der Erstauftrag am Beginn der Verschubfahrt kann beispielsweise  lauten: 
a)  Bei gezogenem Verschub: „Auftrag, ziehen bis Ende Seitenrampe. Kommen!“
b)  Bei geschobenem Verschub: „Auftrag, schieben bis Beginn Seitenrampe. Kom-

men!“
c) Bei alleiniger Fahrt des Tfz: „Auftrag, fahren bis zu den Wagen an der Seiten-

rampe. Kommen!“

6.3.5 

Beim geschobenen Verschub hat der VL nach dem Erstauftrag alle 3 - 5 Sekunden 
die Fortführung der Verschubbewegung durch den Auftrag „Schieben“ anzuordnen. 
Ist das Fahrtziel näher als etwa 200 m, hat der VL die Verschubbewegung durch 
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ein Heransprechen an das Ziel wie z.B. „noch 30 Meter“, „langsamer“ und „halt“ 
zu steuern. Die genannten Aufträge sind nicht zu wiederholen. Es ist jedoch sofort 
anzuhalten, wenn diese Aufträge ausbleiben.

6.3.6 

Stellt der Tfz-Führer, Kfz-Lenker oder Bediener eines sonstigen Verschiebemittels 
während der Verschubfahrt eine Störung in der Funk verbindung fest oder kann er 
den über Verschubfunk erhaltenen Auftrag nicht eindeutig wahrnehmen, ist sofort 
anzuhalten und der Sachverhalt zu klären.

6.4 Kuppeln von Schienenfahrzeugen

6.4.1 

Vor dem Kuppeln ist 
a) auf Hindernisse im Gleisbereich (z.B. Weichen, Gruben, Baustoffe) zu achten 

und
b)  zu prüfen, ob die an den Stirnseiten der Schienenfahrzeuge freizuhaltenden 

Räume nicht offensichtlich eingeschränkt sind.

6.4.2 

Zwei Schienenfahrzeuge dürfen erst dann gekuppelt werden, wenn sich wenigstens 
ein Schienenfahrzeug im Stillstand befindet.

6.4.3 

Zum Kuppeln eines langsam heranfahrenden Schienenfahrzeuges mit einem 
stehenden Schienenfahrzeug darf sich der Arbeitnehmer zwischen den Puffern des 
stillstehenden Schienenfahrzeuges aufstellen, wenn das stillstehende Schienen-
fahrzeug gegen Entrollen gesichert ist. In aufrechter Haltung darf er nur dann in das 
Gleis treten, wenn die Schienenfahrzeuge mindestens 10 m voneinander entfernt 
sind. 

6.4.4 

Muss in gebückter Haltung in das Gleis oder aus dem Gleis getreten werden, ist der 
Kupplerhandgriff zu benützen. Wenn ein solcher fehlt, muss der Stillstand beider 
Schienenfahrzeuge abgewartet werden. 
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6.4.5 

Sind die an den Stirnseiten der Schienenfahrzeuge freizuhaltenden Räume ein-
geschränkt oder mit einem gelben dreieckigen Piktogramm mit einem schwarzen 
Rufzeichen versehen, so darf erst dann zwischen die Schienenfahrzeuge getreten 
werden, wenn diese zum Stillstand gekommen sind und sich ihre Puffer berühren. 

Dies gilt insbesondere auch für:
 -  Güterwagen, deren Ladung über die Stirnwand ragt oder sich beim Anfahren 

oder Anrollen verschieben kann (z.B. Schienen, Langholz, Rohre),
 -  Güterwagen mit Stirnwandtüren,
 -  Fahrzeuge, deren klappbare Stirnwände nicht aufgeklappt und gesichert sind,
 -  Fahrzeuge mit verschiedenartigen Kupplungen (z.B. Schraubenkupplung und 

selbsttätige Kupplung) sowie Fahrzeuge mit Kupplungen besonderer Bauart,
 -  Fahrzeuge mit nahe an die Schienenoberkante herabreichender Brustverklei-

dung (Pufferschürze),
 -  Fahrzeuge mit fehlender oder offensichtlich schadhafter Zug- und/oder Stoßein-

richtung,
 -  Fahrzeuge, wenn der Kupplerhandgriff beschädigt ist oder fehlt und
 -  Niederflurwagen.

6.4.6 

Sind beim Kuppeln die Bremsluftleitungen zu verbinden, so ist folgende Reihen-
folge einzuhalten:
1.  Schraubenkupplung verbinden,
2.  Bremskupplung verbinden,
3.  beide Luftabsperrhähne gleichzeitig öffnen.

6.4.7 

Besonders zu beachtende Punkte beim Kuppeln sind:
 - Der Kupplungsbügel der Schraubenkupplung ist beim Einhängen hinten anzu-

fassen, um ein Einklemmen der Finger zwischen Kupplungsbügel und Zugha-
ken zu vermeiden.

 - Es ist darauf Bedacht zu nehmen, dass sich der Schwengel an der Kupplungs-
spindel nicht immer sichern lässt und durch die Spannung, die beim Strecken 
der Kupplung entsteht, ausschlagen kann.
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 - Beim Ausblasen der Bremsluftleitungen sind die Bremskupplungen fest in der 
Hand zu halten, damit sie nicht umherschlagen. Dies gilt auch beim Ausblasen 
der Schlauchleitungen ortsfester Druckluftanlagen.

6.4.8 

Beim Trennen der Kupplungen ist in umgekehrter Reihenfolge vorzu gehen:
1.  beide Luftabsperrhähne gleichzeitig schließen,
2.  Bremskupplung trennen und in die vorgesehene Aufhängung einhängen,
3.  Schraubenkupplung am Gelenk anfassen, aushängen und in die vorgesehene 

Aufhängung einhängen.

6.4.9 

Nicht verwendete Kupplungen sind in den hierfür vorgesehenen Aufhängungen zu 
verwahren.

6.4.10 

Automatische Verschubkupplung (z.B. RK 900)
 - Zur Sicherstellung des ordnungsgemäßen Kuppelzustandes ist nach dem 

Kuppeln eine „Gegenzugprobe“ (Anfahrversuch in gezogener Fahrtrichtung) 
durchzuführen. Ist dies auf Grund der örtlichen Gegebenheiten nicht möglich, 
ist der Kuppelzustand augenscheinlich zu prüfen. Da es sich nur um eine me-
chanische Verbindung handelt, sind - falls erforderlich - Druckluftleitungen und 
zusätzliche Leitungen manuell zu verbinden.

 - Das Eintreten in den Kuppelraum zum Verbinden der Hauptluftleitung beim 
Einsatz einer automatischen Verschubkupplung darf nur nach vollständigem 
automatischem Kuppeln und im Stillstand des Verschubteiles erfolgen.

 -  Das Eintreten in den Kuppelraum zum Trennen der Hauptluftleitung beim Ein-
satz der automatischen Verschubkupplung muss vor dem automatischen oder 
manuellen Entkuppeln und im Stillstand des Verschubteiles erfolgen. 

 - Der anschließende Auftrag zum Entkuppeln an den (Verschub-)Triebfahrzeug-
führer darf nur außerhalb des Kuppelraumes gegeben werden.

6.4.11 

Nach dem Kuppeln hat der Arbeitnehmer durch das Signal „Kuppeln beendet“ anzu-
zeigen, dass er sich aus dem Gefahrenraum des Gleises entfernt hat.
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6.5  Verhalten bei Arbeiten im Gefahrenbereich der Gleise

Der Bereich der Gleise umfasst nicht nur den Gefahrenraum, den Sicherheitsraum, 
den Bedienungsraum und den Gefahrenbereich der Oberleitung, sondern darüber 
hinaus sämtliche Räume neben, über oder unter Gleisen, in denen Gefährdungen 
für Arbeitnehmer oder für den sicheren Bahnbetrieb entstehen können. 
 
Bei den folgenden Abstandsmaßen von der Gleisachse sind erforderlichenfalls 
Bogenzuschläge zu berücksichtigen. 

a.  Die Breite des Gefahrenraumes beträgt beidseits der Gleisachse 2,0 m. 

b. Der seitliche Sicherheitsabstand muss auf beiden Seiten des Schienenfahr-
zeuges vorhanden sein. Er beträgt mindestens  
2,2 m von der Gleisachse und muss bis zu einer Höhe von 2,0 m über der 
Standfläche von Arbeitnehmern vorhanden sein.  
Standflächen, auf denen sich Arbeitnehmer aufhalten können, sind beispiels-
weise Laderampen, Führerstände, Verschiebertritte oder Ladeflächen von 
Schienenfahrzeugen. In der Praxis ist daher ein Bereich bis zu einer Höhe von 
etwa 3,5 m freigehalten.

SOK

Seitlicher Sicherheitsabstand Seitlicher Sicherheitsabstand

≥ 2,2 m ≥ 2,2 m

0,
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0 
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m
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c.  Der Bedienungsraum hat eine Breite von mindestens 2,5 m von der Gleisach-
se und wird auch auf der Laderampe weitergeführt.

Bedienungsraum Bedienungsraum

Laderampe

≥ 
2,

0 
m

≥ 0,8 m
≥ 2,5 m ≥ 2,5 m

≥ 0,8 m

≥ 
2,

0 
m

Bedienungsraum 2,5 m

6.5.1 Bedeutung der Gefahrenkennzeichnung

6.5.1.1 

Rot/weiße Streifen kennzeichnen Einschränkungen des seitlichen Sicherheitsab-
standes (Quetschgefahr).

6.5.1.2 

Schwarz/gelbe Streifen oder gelbe Kennzeichnungen (Stellgewicht von Weichen 
ohne festgelegte Grundstellung oder ähnliches) kennzeichnen Einschränkungen 
des Bedienungsraumes und Stolperstellen im Bedienungsraum.
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6.5.2 Verhalten im Bereich von gekennzeichneten Einbauten

6.5.2.1 

Der Aufenthalt zwischen gekennzeichneten Einbauten (z.B. Hemmschuhständer, 
Druckluftanschlüsse, Oberleitungs-, Signal- und Beleuchtungsmaste) und bewegten 
Fahrzeugen ist verboten.

6.5.2.2 

Das Aufsteigen auf bzw. Absteigen von bewegten Fahrzeugen im Bereich von 
gekennzeichneten Einbauten und Stolperstellen ist verboten.
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6.5.3 Verhalten bei rot/weiß gekennzeichneten Gefahrenstellen

6.5.3.1 

Bei der Vorbeifahrt an Gefahrenstellen im Gleisbereich, die rot/weiß gekennzeichnet 
sind (z.B. ortsfeste Gegenstände, Bauwerke oder Signale) müssen Arbeitnehmer 
entweder 
- innerhalb der Fahrzeugbegrenzung stehen oder  
- vor der Gefahrenstelle absteigen, wenn ein Zurückziehen in die Fahrzeugbe-
grenzung nicht möglich ist. 
 
Der Aufenthalt im Bereich der rot/weiß gekennzeichneten Gefahrenstellen ist 
verboten.
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6.5.3.2 

Bei der Vorbeifahrt an oberhalb der Standfläche rot/weiß gekennzeichneten Ge-
fahrenstellen ist das Hinausbeugen außerhalb der Fahrzeugbegrenzung (z.B. zur 
Abgabe von Hand-Verschubsignalen) verboten. 
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6.5.3.3 

Bei der Vorbeifahrt an Laderampen müssen Arbeitnehmer von rampenseitigen 
Verschiebertritten immer absteigen (keine punktuelle Einschränkung; fehlende 
Fluchtmöglichkeit) - auch dann, wenn ein Zurückziehen in die Fahrzeugbegrenzung 
möglich wäre. 

LaderampeLaderampe

LaderampeLaderampe
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6.5.3.4 

Bei der Vorbeifahrt an Bahnsteigen oder an Signalen niedriger Ausführung, die rot/
weiß gekennzeichnet sind, sowie an Weichensignalkörpern oder Stellgewichten 
hat der Arbeitnehmer seinen Aufenthalt auf dem Verschiebertritt so zu wählen, dass 
seine Füße nicht seitlich über das Trittbrett hinausragen.

Bahnsteig

6.6 Bewegen der Schienenfahrzeuge

6.6.1 

Die Verschubgeschwindigkeit ist unter Beachtung der für den Verschubweg gel-
tenden zulässigen Höchstgeschwindigkeit so zu wählen, dass vor erkennbaren 
Hindernissen sicher angehalten werden kann („Fahren auf Sicht“). 

6.6.2 

Im Bereich von befestigten Verkehrsflächen ist der Straßenverkehr zu beachten 
und die Verschubgeschwindigkeit dem Straßenverkehrsaufkommen in Gleisnähe 
anzupassen. 

6.6.3 

Der Verschubweg ist während der Verschubbewegung dauernd zu beobachten:
a) beim gezogenen Verschub unmittelbar vom Tfz-Führer, Kfz-Lenker oder Be-

diener eines sonstigen Verschiebemittels und beim gezogenen Verschub mit 
Seilzuganlage vom Spitzenverschieber oder - wenn es die örtlichen Verhältnis-
se erlauben - vom Bediener der Seilzuganlage, 
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b) unmittelbar oder mittelbar zB über Bildschirm beim geschobenen Verschub und 
beim geschobenen Verschub mit Seilzuganlage vom Spitzenverschieber oder 
- wenn es die örtlichen Verhältnisse erlauben - vom VL oder vom Bediener der 
Seilzuganlage.

6.7  Verhalten auf bewegten Schienenfahrzeugen

6.7.1 

Verboten ist:
 - sich auf Schienenfahrzeugen so zu setzen, dass die Beine nach außen herun-

ter hängen,
 - bei fehlenden Übergangseinrichtungen von Schienenfahrzeug zu Schienenfahr-

zeug hinüberzusteigen (ausgenommen im Falle drohender Gefahr),
 - das Stehen und Sitzen auf Puffern, Kupplungen und Übergangsbrücken sowie 

das Stehen auf den Tritten zweier Schienenfahrzeuge,
 - auf Dächer, Behälter, Ladungen von Schienenfahrzeugen und dergleichen zu 

steigen und dort zu verweilen (ausgenommen bei Baufahrzeugen mit ausrei-
chender Absturzsicherung),

 - der Aufenthalt mehrerer Arbeitnehmer auf einem Tritt oder Aufstieg, der nur für 
eine Person vorgesehen ist und

 - der Aufenthalt auf Aufstiegen zum Führerstand von Triebfahrzeugen.

6.7.2 

Der Arbeitnehmer soll möglichst in Fahrtrichtung blicken und auf gekennzeichnete 
Gefahrenstellen und sonstige Gefahren achten.

6.7.3 

Auf Schienenfahrzeugen, insbesondere auf deren Tritten, Aufstiegen, Plattformen 
und dgl., ist stets ein so sicherer Stand einzunehmen, um auch bei ruckartigen 
Bewegungen den Halt nicht zu verlieren. Die Arbeitnehmer haben auf Tritten, Auf-
stiegen und dgl. immer mit beiden Füßen zu stehen und sich am Handgriff fest zu 
halten.

6.7.4 

Ist sicheres und gefahrloses Stehen auf Tritten, Aufstiegen und dgl. nicht möglich, 
so ist ein anderer geeigneter Standplatz, z. B. auf dem Triebfahrzeugführerstand, 
einzunehmen. Ist das nicht möglich, so muss dem Verschubteil außerhalb des Ge-
fahrenraumes vorausgegangen werden.
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6.7.5 

Bei geschobenen Fahrten ist die Bedienung des Triebfahrzeuges mittels Funk-
fernsteuerung von einer begehbaren Plattform aus (gesicherter Standort) stirnseitig 
durchzuführen. Der Aufenthalt auf Eckauftritten ist nur dann zulässig, wenn ein 
gesicherter Aufenthalt auf diesem gewährleistet ist (Auftritt mindestens 350 x 350 
mm, Anhaltemöglichkeit, ausreichender Freiraum) und keine anderen Handlungen 
(z.B. Sprechfunkbedienung) durchgeführt werden müssen.

6.8  Auf- und Absteigen

6.8.1 

Das Auf- und Absteigen ist verboten, solange sich die Schienenfahrzeuge schneller 
als mit Schrittgeschwindigkeit bewegen (außer in Notfällen).  
Das Auf- und Absteigen während der Fahrt darf nur 
 - von/auf Verschieberauftritten und
 - im Bereich von Bedienungsräumen 

erfolgen. 

6.8.2 

Vor dem Auf- oder Absteigen ist auf Gefahrenstellen (z.B. Stolperstellen und andere 
Hindernisse) sowie auf Fahrten im Nachbargleis zu achten. Vor dem Aufsteigen ist 
überdies auf den Zustand des Trittes zu achten.

6.8.3 

Gleisanschlussgehäuse, Weichenantriebe, aber auch Zwergsignale bis 0,4 m Höhe 
stellen Stolperstellen dar und sind deshalb gekennzeichnet (gelb, schwarz/gelb). 
Beim Auf- und Absteigen von bewegten Schienen fahrzeugen ist daher auf diese 
Stolperstellen zu achten und der Auf- bzw. Absteigevorgang so einzuteilen, dass ein 
Auftreten auf solche Stellen vermieden wird.

6.9  Bedienen der Weichen

6.9.1 

Eine Weiche darf nur dann umgestellt werden, wenn sie nicht von Schienenfahrzeu-
gen besetzt ist. Das Umstellen unmittelbar vor dem Befahren ist nur dann erlaubt, 
wenn dadurch ein Unfall verhindert werden kann. 
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6.9.2 

Nach dem Umstellen der handgestellten Weiche ist das Anliegen der Weichen-
zunge an die Backenschiene augenscheinlich zu prüfen.

6.9.3 

Eine Weiche, für die eine Grundstellung durch schwarz/weißen Anstrich am Stellge-
wicht vorgegeben ist, ist nach dem Verschub wieder in ihre Grundstellung zurück zu 
stellen.

6.10  Bewachen schienengleicher Eisenbahnübergänge

6.10.1 

Der mit der Bewachung eines EÜ beauftragte Arbeitnehmer (das Bewachungsor-
gan) hat die Warnkleidung zu tragen und sich auf der Straßenfahrbahn neben dem 
Fahrbahnrand an der festgelegten Stelle so aufzustellen, dass er den Straßenbe-
nützern die Brust bzw. den Rücken zeigt und von diesen leicht gesehen werden 
kann. 

6.10.2 

Das Bewachungsorgan hat seine Aufmerksamkeit vorrangig auf jene Straßenbenüt-
zer zu richten, die den Fahrstreifen benützen, auf dem sich das Bewachungsorgan 
befindet.

6.10.3 

Bei Tag hat das Bewachungsorgan bei Betreten der Fahrbahn einen Arm mit der 
Signalfahne oder mit dem Signalstab senkrecht nach oben und anschließend beide 
Arme quer zu den Fahrtrichtungen der Straße zu halten. Wenn es das Verkehrs-
aufkommen zulässt, darf das Bewachungsorgan im weiteren Verlauf seine Arme 
senken.

6.10.4 

Bei Nacht oder Witterungsverhältnissen mit schlechter Sicht hat das Bewachungs-
organ beim Betreten der Fahrbahn einen Arm mit der Handlampe, die ein rotes 
Licht nach beiden Fahrtrichtungen der Straße zeigen muss, senkrecht nach oben 
zu halten und dauernd seitlich zu schwenken. An Stelle der Handlampe darf auch 
ein rot leuchtender Signalstab verwendet werden.
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6.10.5 

Die Zeichen zur Bewachung eines EÜ sind auch dann anzuwenden, wenn aus 
anderen Gründen (z.B. Bauarbeiten, Unfall) ein Arbeitnehmer Straßenfahrzeuge 
anhalten muss. 

6.11  Anhalten der Schienenfahrzeuge

6.11.1 

Zur Verringerung der Fahrgeschwindigkeit und zum Anhalten der Schienenfahr-
zeuge sind nur die für die jeweilige Verschubart zugelassenen Bremsmittel (z.B. 
Luftbremse, Handbremse, Hemmschuh) zu verwenden. 

6.11.2 

Es ist verboten 
 - Schienenfahrzeuge durch Entgegenstemmen mit dem menschlichen Körper 

aufzuhalten und
 - sperrbare Hemmschuhe zum Anhalten von Schienenfahrzeugen zu verwenden.

6.11.3 

Grundsätzlich muss die Luftbremse verwendet werden; Ausnahmen müssen in der 
Art des durchzuführenden Verschubes begründet sein (z.B. Heranfahren zum Ab-
stoßen). Bei einem Verschubteil muss mindestens 1/5 der Wagenachsen (normale 
Bremsung) gebremst sein; in Neigungen über 10 ‰ muss die Anzahl der Achsen 
verdoppelt werden (starke Bremsung). Die Achsen des Verschub-Tfz zählen als 
gebremste Achsen.

6.11.3.1 

Bei geschobenen, luftgebremsten Verschubteilen kann die Bremsung mit einem 
Luftbremskopf durch den an der Spitze befindlichen Mitarbeiter - unabhängig vom 
Triebfahrzeugführer -  eingeleitet werden. Der Triebfahrzeugführer ist von der Ver-
wendung des Luftbremskopfes zu verständigen. 

6.11.3.2 

Bezüglich der zulässigen ungebremsten Anhängelasten siehe Besonderer Teil, 
Punkt 2.1.3.
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6.11.4 

Bei den Handbremsen der Wagen darf nur jene benützt werden, die von einer Platt-
form des Wagens aus bedienbar ist. Wird die Handbremse eines Wagens verwen-
det, ist ihre Tauglichkeit im Stillstand zu überprüfen. 

6.11.5 

Die Tauglichkeit der Handbremse ist vorhanden, wenn die Bremsklötze fest am Rad 
anliegen. Die Überprüfung erfolgt durch Anstoßen der Bremsklötze mit dem Fuß 
oder einem Hammer.

6.11.6 

Mit einer Handbremse dürfen bis max. 300 t (bzw. wenn die Gesamtmasse nicht 
bekannt ist max. 12 Achsen) abgebremst werden.

6.11.7 

Wird das Anhalten von Wagen durch das Auflegen von Hemmschuhen durchge-
führt, so sind zwei Hemmschuhe in gleicher Höhe auf beiden Schienen in einem 
ausreichenden Abstand, der sich aus Neigung, Gewicht und Achsanzahl, Geschwin-
digkeit, Witterung und aus Erfahrung ergibt, vor dem beabsichtigten Haltepunkt 
aufzulegen. 

6.11.7.1 

Das Anhalten der Wagen hat mit Hemmschuhen wie folgt zu erfolgen: 
a) wenn sich an der Spitze ein beladener Wagen befindet bis max.  
 300 t (bzw. wenn die Gesamtmasse nicht bekannt ist max. 12  
 Achsen) oder 
b) wenn sich an der Spitze ein leerer Wagen befindet bis max.  
 180 t (bzw. wenn die Gesamtmasse nicht bekannt ist max.  
 8 Achsen). 

6.11.7.2 

Bei der Verwendung von Hemmschuhen ist zu beachten: 
a) Beschädigte Hemmschuhe dürfen nicht verwendet werden. 
b) Gleitfläche und Bock der Hemmschuhe dürfen nicht verunreinigt sein.  
 Im Winter müssen die Gleitflächen und Schienen schneefrei sein;  
 erforderlichenfalls sind sie mit den dazu vorgesehenen Einrichtungen zu  
 enteisen. 
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c) Der Hemmschuh wird am Handgriff angefasst und ist so auf die Schiene  
 aufzulegen, dass die Lasche an der Schieneninnenseite eng anliegt.  
d) Hemmschuhe dürfen nicht gleiten bis zu: 
 - Drehscheiben, 
 - Schiebebühnen, 
 - Gleiswaagen, 
 - Weichen- und Gleiskreuzungen (auch Herzstücken!), 
 - verlaschten Schienenstößen und 
 - Sperrschuhen. 
e) Nach dem Verschub sind nicht mehr benötigte Hemmschuhe in den dafür  
 vorgesehenen Vorrichtungen (Hemmschuhständern) zu verwahren.

6.12 Sicherung stillstehender Schienenfahrzeuge

6.12.1 

Stillstehende Schienenfahrzeuge sind in ausreichendem Maße durch Hemmschuhe 
oder sperrbare Hemmschuhe, Federspeicher- oder taugliche Handbremsen gegen 
unbeabsichtigte Bewegung zu sichern. Bei der Verwendung von sperrbaren Hemm-
schuhen sind die gleichen Regeln wie bei normalen Hemmschuhen zu beachten 
(siehe Punkt 6.11.7.2). Die Tauglichkeit der Handbremse wird gemäß Punkt 6.11.5 
überprüft.

6.12.2 

Auf demselben Gleis stehende Wagen sind untereinander möglichst zu einer Wa-
gengruppe zu kuppeln. Jede Wagengruppe ist gesondert zu sichern.

6.12.3 

Als Sicherungsmittel für stillstehende Schienenfahrzeuge sind grundsätzlich 
Hemmschuhe oder erforderlichenfalls sperrbare Hemmschuhe zu verwenden. 
Sperrbare Hemmschuhe sind erforderlich, wenn abgestellte Wagen unbefugt oder 
unbeabsichtigt in Bewegung geraten können und dadurch Gefährdungen entstehen 
(siehe Besonderer Teil, Punkt 3.1). Holzstücke, Steine und dergleichen dürfen zum 
Sichern nicht verwendet werden.

6.12.4 

Bei einer Wagengruppe mit mindestens 5 gebremsten Wagen genügt bis zu einer 
Stunde die Luftbremse als vorübergehende Sicherung. Zum Einbremsen der Wa-
gen sind die Luftabsperrhähne so lange zu öffnen bis kein Ausströmgeräusch mehr 
hörbar ist.
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6.12.5 

(Sperrbare) Hemmschuhe werden grundsätzlich von den äußersten Achsen begin-
nend unterlegt. Davon abweichend dürfen Wagengruppen oder einzelne Wagen 
durch das Auflegen von (sperrbaren) Hemmschuhen aus beiden Richtungen unter 
einer anderen Achse oder einem anderen Drehgestell gesichert werden. 
 
Sind am Abstellort des Verschubteiles keine Be- oder Entladevorgänge vorgesehen 
gilt: (Sperrbare) Hemmschuhe und Handbremsen entfalten ihre größte Wirkung bei 
beladenen (schweren) Schienenfahrzeugen. Daher sind (sperrbare) Hemmschuhe 
und Handbremsen möglichst bei den schweren Schienenfahrzeugen zu verwenden.

6.12.6 

(Sperrbare) Hemmschuhe werden auf der Verschieberbahnsteigseite unterlegt und 
bis zum Anliegen an das Rad geschoben. Zwischen den Achsen eines Drehgestells 
dürfen keine (sperrbaren) Hemmschuhe aufgelegt werden. 

6.12.7 

In einem Gleisabschnitt mit einer Neigung bis einschließlich 2,5 ‰ hat die Wa-
gensicherung in beide Fahrtrichtungen zu erfolgen. Ein Wagen oder eine Wagen-
gruppe bis zu 200 m Länge bzw. bis zu 40 Achsen ist zu sichern durch (= einfache 
Sicherung):
a)  Unterlegen einer Achse in beide Richtungen, bzw. der Achsen eines Drehge-

stelles an den äußeren Seiten (Bild 1),

b)  Unterlegen an den äußersten Achsen einer Wagengruppe oder eines Wagens 
(Bild 2) oder durch

c)  Anziehen der Handbremse von einem Wagen (Bild 3)

Bild 1

Bild 2

Bild 3
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Weist die Wagengruppe eine größere Länge als 200 m auf oder sind mehr als 40 
Achsen vorhanden, ist es je weiterer angefangener Länge  von 200 m bzw. je weite-
ren angefangenen 40 Achsen erforderlich, zusätzlich 2 Hemmschuhe zu unterlegen 
oder zusätzlich 1 Handbremse im Sinne der obigen Regelungen anzuziehen.

6.12.8 

In einem Gleisabschnitt mit einer Neigung über 2,5 ‰ sind die (sperrbaren) 
Hemmschuhe immer in Richtung des Gefälles aufzulegen. Weitere (sperrbare) 
Hemmschuhe sind grundsätzlich an den danach folgenden Achsen (ausgenommen 
zwischen den Achsen eines Drehgestelles) aufzulegen.

6.12.9 

In Neigungen über 2,5 ‰ bis einschließlich 5 ‰ hat die Wagensicherung zu erfol-
gen durch (= doppelte Sicherung):
a) 2 Hemmschuhe in Richtung des Gefälles (Bild 4), oder durch

b)  1 Hemmschuh und 1 Handbremse (Bild 5), oder durch

c) 2 Handbremsen.

Weist die Wagengruppe eine größere Länge als 200 m auf oder sind mehr als 40 
Achsen vorhanden, ist es je weiterer angefangener Länge von 200 m bzw. je wei-
teren angefangenen 40 Achsen erforderlich, zusätzlich 2 Sicherungsmittel im Sinne 
der obigen Regelungen zu verwenden.

6.12.10 

Bild 4

Bild 5

In Neigungen über 5 ‰ bis einschließlich 10 ‰ ist für je 6 Achsen ein Sicherungs-
mittel erforderlich. In Summe sind jedoch mindestens  2 Sicherungsmittel zu 
verwenden (Bild 6).

Bild 6
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6.12.11 

In Neigungen über 10 ‰ bis einschließlich 15 ‰ ist für je 4 Achsen ein Sicherungs-
mittel erforderlich. In Summe sind jedoch mindestens  2 Sicherungsmittel zu 
verwenden (Bild 7).

6.12.12 

Bild 7

Die zu Drehscheiben, Schiebebühnen, Gleisbrückenwaagen mit Schienenspalt, 
Herzstücken von Weichen und Kreuzungen sowie Sperrschuhen nächststehenden 
Achsen dürfen nicht unterlegt werden (als Beispiel mit Sperrschuh siehe Bild 8).

6.12.13 

In Neigungen über 15 ‰ ist das Abstellen von Wagen grundsätzlich verboten.

6.12.14 

Ein schienengebundenes Verschiebemittel ist durch seine Feststellbremse zu 
sichern. 

7 Verschub mit Triebfahrzeug (einschließlich Zweiwegefahrzeug und funk-
ferngesteuertes Tfz) und Verschubrobot

7.1 Vor dem Verschub

7.1.1 

Täglich vor der ersten Inbetriebnahme sind die Bremsen des Tfz/Verschubrobot 
(Betriebsbremse und Feststellbremse) im Stand zu erproben. Ist dies nicht möglich, 
ist ein einfacher Bremsversuch mit Abbremsen aus Schrittgeschwindigkeit durchzu-
führen. Weiters sind die akustischen Signaleinrichtungen und sonstige Sicherheits-
einrichtungen auf ihre Funktionstauglichkeit zu prüfen. 

Sp

Bild 8
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7.1.2 

Für die Verwendung der Druckluftbremsen der Wagen ist eine Bremsprobe mit 
folgendem Ablauf erforderlich:
1. Füllen der Hauptluftleitung bis zu einem Druck von 5 bar,
2.  Bremsen anlegen durch Absenkung des Drucks in der Hauptluft leitung auf  

ca. 4,5 bar,
3.  Prüfen des festen Anliegens der Bremsklötze an den Rädern,
4.  Erhöhen des Drucks in der Hauptluftleitung auf 5 bar,
5.  Prüfen des Lösens der Bremsklötze. 

7.1.3 

Untaugliche Wagenbremsen des Verschubteiles sind auszuschalten. Erforderlichen-
falls ist der Lösezug zu betätigen. 

7.2 Verschubfahrt

7.2.1 

Ein vorhandenes Spitzensignal des Tfz/Verschubrobot ist für den Verschub 
einzuschalten.

7.2.2 

Der Aufenthalt auf dem Führerstand des Tfz/Verschubrobot ist nur dem Tfz-Führer/
Bediener des Verschubrobot und den vom BL zum Aufenthalt ermächtigten Perso-
nen gestattet.

7.2.3 

Während des Verschubes hat der Tfz-Führer/Bediener des Verschubrobot insbe-
sondere zu beachten:
a) die Einhaltung der zulässigen Verschubgeschwindigkeit,
b)  die Signale des VL und
c)  den Lauf des Verschubteils.

7.2.4 

Während eines gezogenen Verschubes hat der Tfz-Führer/Bediener des Verschu-
brobot zusätzlich den zu befahrenden Verschubweg zu beachten. Dabei darf der 
Tfz-Führer/Bediener des Verschubrobot auch die Aufgaben des VL übernehmen.
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7.2.5 

Zur Warnung von Personen im Gefahrenbereich des Gleises hat der Tfz-Führer/Be-
diener des Verschubrobot durch die Abgabe des Signals „Achtung“ die Annäherung 
des Verschubteils anzukündigen.

7.2.6 

Während des Verschubbetriebes darf sich der Tfz-Führer/Bediener des Verschubro-
bot nur mit Zustimmung des VL vom Tfz/Verschubrobot entfernen. Wird das Tfz/der 
Verschubrobot nicht beaufsichtigt, ist es gegen unbefugte Benützung zu sperren.

7.3 Zusätzliche Bestimmung für Zweiwegefahrzeug

Das ordnungsgemäße Aufgleisen des Zweiwegefahrzeugs und die Fixierung des 
Lenkrades sind vom Zweiwegefahrzeug-Führer augenscheinlich zu prüfen.

7.4  Zusätzliche Bestimmungen für Verschub mit funkferngesteuertem Trieb-
fahrzeug und Verschubrobot

7.4.1 

Der Funklokführer/Bediener des Verschubrobot hat die Aufgaben des VL zu 
übernehmen.

7.4.2 

Bei Beginn der Dienstschicht sind folgende Einrichtungen mittels Fernbediengerät 
vom Führerstand aus zu überprüfen:
a)  Sicherheitsfahrschaltung mittels Neigungsschalter,
b)  Fahrsperre,
c)  Anlegen und Lösen der direkten und indirekten Bremse unter Beobachtung des 

Bremszylinderdruckes,
d)  Signalpfeife/Makrofon.

7.4.3 

Ist die Funkfernsteuerung aktiviert, so hat der so hat der Funklokführer/Bediener 
des Verschubrobots das Fernbediengerät stets ordnungs gemäß bei sich am Körper 
zu tragen.
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7.4.4 

Das Kuppeln durch den Funklokführer/Bediener des Verschubrobot darf nur dann 
erfolgen, wenn die Bremsen des Tfz/Verschubrobot angelegt sind und die Fahr-
sperre eingelegt ist bzw. die Nothalteinrichtung aktiv ist.

7.4.5 

Der Funklokführer/Bediener des Verschubrobot hat die Bedienung des Tfz/Verschu-
brobot mittels Fernbediengerät von einer begehbaren Plattform aus (gesicherter 
Standort) stirnseitig durchzuführen. Der Aufenthalt auf Verschiebertritten ist nur 
dann zulässig, wenn ein gesicherter Aufenthalt auf diesem gewährleistet ist (Auftritt 
mindestens 350 x 350 mm) und eine Festhaltemöglichkeit gegeben ist. Andere be-
trieblich notwendige Handlungen dürfen nur durchgeführt werden, wenn die sichere 
Festhaltemöglichkeit dadurch nicht aufgegeben werden muss.

7.4.6 

In einer Gefahrensituation ist die Nothalteinrichtung zu betätigen.

8 Verschub mit Kraftfahrzeug

8.1 Allgemeines

8.1.1 

Der Kfz-Lenker kann, wenn es die örtlichen Verhältnisse erlauben, die Aufgaben 
des VL übernehmen.

8.1.2 

Es dürfen nur die dafür vorgesehenen Verbindungsmittel (Kuppelstange oder Zug-
seil) verwendet werden.

8.1.3 

Die Wagen dürfen höchstens mit Schrittgeschwindigkeit bewegt werden.

8.1.4 

Während der Verschubbewegung ist der Aufenthalt zwischen dem Kfz und den 
Wagen verboten.
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8.2 Verschub mit Kuppelstange

8.2.1 

Das Kfz muss mittig im befestigten Gleisbereich fahren.

8.2.2 

Die Kuppelstange ist in den Zughaken des Wagens bei Stillstand der Fahrzeuge 
einzuhängen und darf während der Verschubbewegung nicht ausgehängt werden.

8.2.3 

Das Anhalten des Verschubteils hat durch die Kfz-Bremse zu erfolgen. In besonde-
ren Fällen kann eine Handbremse eingesetzt werden.

8.2.4 

Bei der Verwendung von Kuppelstangen zum Schieben des Verschubteiles und 
beim Anhalten von ungebremsten gezogenen Verschubteilen ist zu beachten, dass 
die Kuppelstange auf die Zugeinrichtung des Wagens wirkt und diese nur geringe 
Druckkräfte aufnehmen kann. Maximal zulässige Belastung der Kuppelstange siehe 
im Besonderen Teil, Punkt 2.1.4.

8.3 Verschub mit Zugseil

8.3.1 

Für den Verschub mit Zugseil muss das Kfz mit einer geeigneten Kupplung (z.B. 
Slip-Kupplung) ausgerüstet sein, die so gebaut ist, dass sich die Seilverbindung 
zwischen Kfz und Wagen bei unzulässig großem Schrägzug (bei mehr als 45° seitli-
chem Schrägzug) selbsttätig löst. 

8.3.2 

Das Kfz muss außerhalb des Gleises fahren. Dabei ist zwischen dem Kfz und dem 
Wagen ein Abstand von mindestens 0,5 m zur Fahrzeugbegrenzung einzuhalten. 

8.3.3 

Die Seilschlaufe ist an den Seilhaken eines Wagens so einzuhängen, dass ein 
unbeabsichtigtes Lösen der Verbindung während der Verschubbewegung aus-
geschlossen ist. Das Einhängen der Seilschlaufe in einen anderen Wagenteil als 
den Seilhaken ist verboten. Das Einhängen darf nur bei Stillstand der Fahrzeuge 
erfolgen.
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8.3.4 

Zu Beginn der Verschubbewegung ist das Seil in eine gespannte Lage zu bringen. 
Eine Anlaufbewegung mit dem Kfz zum Ingangsetzen des Verschubteils ist verbo-
ten. Beim Ziehen darf der Schrägzug nicht mehr als 30° betragen.

8.3.5 

Während der Verschubbewegung ist der Aufenthalt in Seilnähe sowie das Aushän-
gen des Seils verboten.

8.3.6 

Der Aufenthalt zwischen Schienenfahrzeug und Kraftfahrzeug sowie im Gefahren-
bereich des Zugseils ist verboten (siehe den abgebildeten Gefahrenbereich des 
Zugseils). Davon ausgenommen ist der Aufenthalt in geschützten Bereichen (zB 
Fahrerkabine).

8.3.7 

Das Anhalten des Verschubteils hat durch eine von der Plattform eines Wagens aus 
bedienbare Handbremse oder durch zwei Hemmschuhe (siehe Punkt 6.11.7) zu 
erfolgen.

9 Verschub mit Seilzuganlage

9.1  

Angetriebene Seile dürfen nicht berührt werden. Der Aufenthalt unmittelbar neben 
einem angetriebenen Seil ist verboten. 

9.2  

Ist die Seilzuganlage mit einer Einhängevorrichtung für das Seil ausgestattet, 
ist diese in den Seilhaken oder den Zughaken eines Wagens einzuhängen. Das 
Einhängen in einen anderen Wagenteil als den Seilhaken oder den Zughaken ist 
verboten. 

AP AP
r

r = Seillänge AP = Anschlagpunkt
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9.3  

Während des Betriebes der Seilzuganlage ist eine andere Verschubart in diesem 
Verschubbereich verboten. 

9.4  

Beim Verschub mit einem offenen Seilzug sind die Wagen durch eine von der Platt-
form eines Wagens aus bedienbare Handbremse oder durch zwei Hemmschuhe 
(siehe Punkt 6.11.7) anzuhalten. Beim Verschub mit einem geschlossenen Seilzug 
hat das Anhalten durch die Seilzuganlage zu erfolgen.

9.5  

Nach Beendigung des Verschubes ist die Einschaltvorrichtung der Seilzuganlage 
gegen unbeabsichtigtes oder unbefugtes Ingangsetzen der Anlage zu sperren. 

10 Verschub mit indirekt angetriebenem Verschubgerät

10.1 

Der Verschub darf nur unter Benützung der für das Verschubgerät vorgesehenen 
Kraftfahrzeuge durchgeführt werden.

10.2 

Der Fahrer des Verschubgerätes darf, wenn es die örtlichen Verhältnisse erlauben, 
die Aufgaben des VL übernehmen.

10.3 

Das ordnungsgemäße Aufgleisen des Verschubgerätes ist augenscheinlich zu 
prüfen.

10.4  

ie Bremswirkung des Verschubgerätes ist durch das Abbremsen aus Schrittge-
schwindigkeit zu erproben. 

10.5  

Bei der Verwendung von Staplern dürfen die Gabeln des Staplers nicht in den Be-
reich der Zugvorrichtung des Verschubgerätes ragen.
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10.6  

Das Kuppeln darf nur im Stillstand durchgeführt werden.

10.7  

Das Anhalten des Verschubteils hat durch das Verschubgerät zu erfolgen.

11 Verschub mit Handgeführtem Verschubgerät

11.1 

Der Verschub darf nur auf Gleisabschnitten mit einer Neigung von höchstens 2,5 ‰ 
und nur mit Schrittgeschwindigkeit durchgeführt werden.

11.2  

Der Bediener des Verschubgerätes muss während des Verschubvorganges auf 
dem Bedienungsraum (Verschieberbahnsteig) gehen. Er darf die Aufgaben des VL, 
wenn es die örtlichen Verhältnisse erlauben, übernehmen.

11.3  

Das Anhalten des Verschubteils hat durch das Verschubgerät, durch eine von der 
Plattform eines Wagens aus bedienbare Handbremse oder durch zwei Hemm-
schuhe (siehe Punkt 6.11.7) zu erfolgen.

12 Handverschub

12.1  

Handverschub darf nur auf Gleisabschnitten mit einer Neigung von höchstens  
2,5 ‰ und nur mit Schrittgeschwindigkeit durchgeführt werden.

12.2 

Der Verschieber darf, wenn es die örtlichen Verhältnisse erlauben, die Aufgaben 
des VL übernehmen.

12.3  

Die Wagen dürfen nur an den Seitenwänden oder Ecken mit der Hand geschoben 
werden. Das Gehen im Gleis oder zwischen Fahrzeugen sowie das Ziehen oder 
Schieben an Kupplungen, Pufferscheiben und dergleichen ist verboten.
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12.4  

Wird eine Hebestange (ein Beißer) verwendet, ist sie zwischen Schienenkopf und 
Radreifen des in Verschubrichtung hintersten Rades anzusetzen.

12.5  

Das Anhalten des Verschubteils hat durch eine von der Plattform eines Wagens aus 
bedienbare Handbremse oder zwei Hemmschuhe (siehe Punkt 6.11.7) zu erfolgen.

13 Verschub durch Abstossen oder Abrollen

13.1 

Abstoßen und Abrollen ist verboten:
a)  in Gleisabschnitten mit einer Neigung über 10 ‰, 
b)  über nicht durch Bewachung oder nicht durch Hand bediente Schranken- oder 

Lichtzeichenanlagen gesicherte Eisenbahnübergänge,
c)  im Bereich von befestigten Verkehrsflächen und
d)  in Ladegleise während der Ladearbeit.

13.2 

Darüber hinaus ist das Abstoßen und Abrollen folgender Wagen verboten:
a)  in denen sich Personen befinden, 
b)  mit der Aufschrift „Abstoßen und Abrollen verboten“,
c)  mit der Aufschrift „Vorsichtig verschieben“, 
d)  die noch nicht fertig be- oder entladen sind oder
e)  die mit dem Zeichen                  oder                   gekennzeichnet sind.

13.3  

Beim Abstoßen und Abrollen ist Entrollschutz erforderlich
 - gegen Drehscheiben und Schiebebühnen,
 -  in Gefällen größer als 2,5 ‰ oder
 -  gegen ein Gefälle über 2,5 ‰.

13.4  

Als Entrollschutz gilt
 - wenn die anrollenden Wagen mit einer von der Plattform eines Wagens aus 

bedienbaren Handbremse angehalten werden oder
 -  wenn im Gleis ein doppelt gesicherter Wagen (siehe Punkt 6.12.9) aufgestellt 

ist.
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13.5  

Die unter Punkt 13.4 aufgezählten sowie die mit dem Signal „Fahrzeug darf nicht 
bewegt werden“ (siehe Kapitel 15.8) gekennzeichneten Fahrzeuge dürfen keinem 
Anprall anrollender Wagen ausgesetzt werden.

13.6 

Als Anprallschutz gilt
 -  wenn die anrollenden Wagen mit einer von der Plattform eines Wagens aus 

bedienbaren Handbremse angehalten werden,
 -  wenn in mindestens 10 m Abstand ein doppelt gesicherter Wagen aufgestellt 

ist,
 -  das Auflegen von zwei Hemmschuhen in gleicher Höhe 10 m vor den zu schüt-

zenden Schienenfahrzeugen oder 
 -  das Einzelsperren der Zugangsweichen in abweisender Stellung.

13.7 

Gleichzeitig abgestoßene oder abgerollte Wagen müssen untereinander gekuppelt 
sein. 

13.8  

Der Lauf der rollenden Wagen ist zu beobachten.

13.9 

Die Wagen dürfen einander nur in einem solchen Abstand folgen, dass die Weichen 
rechtzeitig umgestellt werden können. 

13.10 

Der Verschubweg ist so festzulegen, dass die örtlich zulässige Höchstgeschwindig-
keit nicht überschritten wird. 

13.11 

Abgestoßene oder abrollende Wagen dürfen nur mit Schrittgeschwindig keit an 
stehende Fahrzeuge anlaufen.
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13.12 

Das Anhalten der Wagen hat durch eine von der Plattform eines Wagens aus 
bedienbare Handbremse zu erfolgen oder durch zwei Hemmschuhe in gleicher 
Höhe auf beiden Schienen in einem ausreichenden Abstand, der sich aus Neigung, 
Gewicht und Achsanzahl, Geschwindigkeit, Witterung und aus Erfahrung ergibt, vor 
dem beabsichtigten Haltepunkt aufzulegen. 

13.13 

Beim Abstoßen erfolgt die Erprobung der Handbremse durch Überprüfen der Wirk-
samkeit beim Heranfahren zum Abstoßen.

13.14 

Arbeitnehmer, welche Hemmschuhe legen, müssen über jeden anrollenden Ver-
schubteil verständigt werden. 

13.15 

Hemmschuhe sind so rechtzeitig aufzulegen, dass der Hemmschuhleger von anrol-
lenden Wagen nicht gefährdet werden kann.

13.16 

Die mit Hemmschuhen aufzufangenden Wagen dürfen nicht im Gefahrenraum des 
Gleises stehend erwartet werden.

13.17 

Der Hemmschuhleger hat sich nach dem Auflegen der Hemmschuhe unter Be-
dachtnahme auf ein allfälliges Abschleudern eines Hemmschuhes in sicherer 
Entfernung aufzuhalten.

13.18 

Beim Entfernen von Hemmschuhen unter aufgefangenen oder angehaltenen 
 Wagen ist auf anrollende Wagen zu achten.
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14 Tätigkeiten und Sicherheitsmaßnahmen im Gefahrenbereich der 
 Oberleitung (Bahnstromanlage)

Von jedem Teil der Oberleitung ist ein Schutzabstand von 3,0 m einzuhalten. Dieser 
Abstand darf weder mit Körperteilen noch mit Gegenständen oder Werkzeugen 
unterschritten werden. 

Ein Unterschreiten des Schutzabstandes ist nur bei Bau- und Instandhaltungsarbei-
ten und nur durch fachkundige und dafür berechtigte Personen (z.B. Elektrofach-
kraft, elektrotechnisch unterwiesene Person) zulässig.

14.1  

Alle Arbeiten im Gefahrenbereich der Oberleitung (innerhalb des Sicherheitsab-
standes von 3,0 m) (mit vornestehender Ausnahme für Bau- und Instandhaltungs-
arbeiten) dürfen nur bei ausgeschalteter und geerdeter Oberleitung vorgenommen 
werden. Vor Zulassung jeder Arbeit im Gefahrenbereich der Oberleitung ist vom 
BL oder vom Arbeitsverantwortlichen oder einer beauftragten Person eine Ge-
gensperre (z.B. Vorhangschloss) am Ladegleisschalter, bei Vorhandensein eines 

3,0 m

3,0 m

3,0 m

3,0 m

3,0 m

3,0 m

3,0 m

15 kV - Hochspannung

15 kV - Hochspannung

15 kV - Hochspannung
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Erdungsschalters an diesem, anzubringen. Erst dann darf eine Zustimmung zum 
Arbeitsbeginn an die Beteiligten gegeben werden.

14.2 

Davon ausgenommen sind Ladearbeiten bei unter Spannung stehender Oberleitung 
zulässig, wenn die Be- und Entladung unmittelbar zwischen Lagerraum (Magazin) 
oder einem Straßenfahrzeug und einem gedeckten Wagen (ausreichend großes 
Dach als Hindernis) erfolgt sowie die Art der Tätigkeit bzw. die Form des Ladegutes 
eine Gefährdung von Arbeitnehmern ausschließt.

14.3  

Ladetätigkeiten oder das Besteigen von Wagen sind nur bei spannungsloser 
Oberleitung im durch die entsprechenden Warntafeln gekennzeichneten Bereich 
zulässig. Dies gilt auch für Tätigkeiten im Zusammenhang mit Ladegutsicherung 
(Anbringen bzw. Entfernen von Zurrgurten, Planen, Netzen usw.)  

 
Außerhalb des gekennzeichneten Ladebereiches ist die Durchführung von Ladetä-
tigkeiten oder ein Besteigen von Wagen verboten.

14.4 

Das Ein- und Ausschalten der Oberleitung ist nur durch das BEU oder nach Zu-
stimmung des Arbeitsverantwortlichen der AB (beauftragte Person) durch einen 
Schaltbefugten der AB, der in den entsprechenden Bestimmungen der Elektrobe-
triebsvorschrift des anschlussgebenden Infrastrukturbetreibers (z.B. ÖBB RW 12.01 
(Dienstvorschrift EL 52) Anlage 12.1 „Pflichten des Schaltbefugten bei der Betäti-
gung von Oberleitungsschaltern von Ladegleisen und Anschlussbahnen“) unterwie-
sen wurde, zulässig. Im Gefahrenfall darf die Oberleitung von jedem Arbeitnehmer 
ausgeschaltet werden.

Ende des
Ladebereiches

Ende des
Ladebereiches

Kennzeichnung Ladebereich
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14.5  

Die Oberleitung darf erst eingeschaltet werden, wenn ortsfeste Umschlagsein-
richtungen in ihre vorgeschriebene Ruhestellung gebracht wurden. Nicht ortsfeste 
Umschlagseinrichtungen sind so aufzustellen, dass der Sicherheitsabstand von 
mindestens 3,0 m zu unter Spannung stehenden Anlagenteilen eingehalten ist.

14.6  

Die unter Spannung stehende Oberleitung der Anschlussbahn wird durch einen 
senkrecht stehenden Schaltzeiger - ein weißer, zylindrischer Körper (Trommel) 
mit schwarzem Rand, schwarzer Blitzpfeil in gelbem Dreieck mit schwarzem Rand 
sowie der Schriftzug „Eingeschaltet“ - angezeigt. 

14.7  

Der spannungslose und geerdete Zustand der Oberleitung der Anschlussbahn wird 
durch den waagrecht liegenden Schaltzeiger in Form eines weißen Balkens, der 
von zwei schwarzen Streifen begrenzt wird, angezeigt. 
Vor jedem Arbeitsbeginn im Gefahrenbereich der Oberleitung - auch nach jeder 
Arbeitsunterbrechung -  haben die Arbeitnehmer sich an Hand der Stellung des 
Schaltzeigers vom Schaltzustand der Oberleitung (siehe Kapitel 15.11 „Signale für 
Oberleitung“) zu überzeugen, dass die Oberleitung freigeschaltet und geerdet ist.
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14.8 

Nach Beendigung der Arbeiten ist der Arbeitsverantwortliche der AB oder die 
beauftragte Person über das Ende der Arbeiten zu verständigen. Danach ist die Ge-
gensperre am Ladegleisschalter, bei Vorhandensein eines Erdungsschalters, von 
diesem, abzunehmen, wenn sich im Gefahrenbereich der Oberleitung der AB
 -  keine Personen befinden und
 -  keine Arbeiten im Gange sind und
 -  dies eindeutig festgestellt wurde.

14.9 

Wird aus betrieblichen Gründen (z.B. Beistellen von Wagen) oder bei Wartungs- 
und Instandhaltungsarbeiten das Unterspannungsetzen der Oberleitung der AB 
erforderlich und ist keine Gegensperre am Ladegleisschalter bzw. Erdungsschalter 
angebracht, so erfolgt die Unterspannungsetzung der Oberleitung der AB durch 
den zuständigen Arbeitnehmer (z.B. Verschubleiter des BEU, Elektrodienst) ohne 
weitere Verständigung des Arbeitsverantwortlichen der AB (beauftragte Person). Ist 
eine Gegensperre vorhanden, so ist das Einvernehmen mit dem Arbeitsverantwort-
lichen der AB (beauftragte Person) herzustellen, um das Unterspannungsetzen zu 
ermöglichen.

15 Signale

15.1 Hand-Verschubsignale

Bezeichnung Signalbild Bedeutung Erläuterung

Wegfahren Lotrechtes Auf- und Abwärts-
bewegen der Signalfahne, 
bei Nacht der Handlampe mit 
weißem Licht

Erforderlichenfalls gleichzeitig 
ein langer Pfiff mit der Signal-

pfeife

Auftrag zum Beginn 
oder zur Fortsetzung 
der Verschubfahrt 
in Richtung vom 
Signalgeber weg

Das Signal „Wegfah-
ren“ ist sichtbar so 
lange zu geben, bis 
es durch ein anderes 
Signal abgelöst wird.
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Herkommen Waagrechtes Hin- und Her-
bewegen der Signalfahne, 
bei Nacht der Handlampe mit 
weißem Licht

Erforderlichenfalls gleichzeitig 
zwei lange Pfiffe mit der Signal-

pfeife

Auftrag zum Beginn 
oder zur Fortsetzung 
der Verschubfahrt 
in Richtung zum 
Signalgeber hin

Das Signal „Herkom-
men“ ist sichtbar so 
lange unausgesetzt 
zu geben, bis es 
durch ein anderes 
Signal abgelöst wird.

Langsamer Schräges Hochhalten der 
Signalfahne, bei Nacht der 
Handlampe mit weißem Licht

Erforderlichenfalls gleichzeitig 
mehrere lange Pfiffe mit der 

Signalpfeife

Auftrag zur kontinu-
ierlichen Verringe-
rung der Geschwin-
digkeit

Das Signal „Langsa-
mer“ ist sichtbar so 
lange unausgesetzt 
zu geben, bis es 
durch ein anderes 
Signal abgelöst wird.

Aufdrücken Heben beider Arme nach vorne 
in Schulterhöhe und wiederhol-
tes Annähern der Hände, wobei 
in einer Hand die Signalfahne, 
bei Nacht die Handlampe mit 
weißem Licht gehalten wird

Erforderlichenfalls gleichzeitig 
zwei kurze Pfiffe mit der Signal-

pfeife

Auftrag zum gering-
fügigen Eindrücken 
der Puffer nach dem 
Heranfahren an ste-
hende Fahrzeuge

Aufdrücken darf erst 
angeordnet werden, 
wenn die Fahrzeu-
ge, die abgekuppelt 
werden sollen, 
eingebremst sind. 
Das Aufdrücken 
darf nur mit so viel 
Kraft erfolgen, die 
zum Eindrücken der 
ersten Puffer erfor-
derlich ist um den 
Kupplungsvorgang 
zu ermöglichen.
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Abstoßen Zweimaliges waagrechtes 
Bewegen der Signalfahne, 
bei Nacht der Handlampe mit 
weißem Licht, vom Körper nach 
außen sowie eine schnelle Be-
wegung von oben nach unten

erforderlichenfalls gleichzeitig 
zwei lange Pfiffe und ein kurzer 

Pfiff mit der Signalpfeife

Verschubhalt Schwingen der Signalfahne, 
bei Nacht der Handlampe mit 
weißem Licht im Kreis

Erforderlichenfalls gleichzeitig 
drei kurze Pfiffe mit der Signal-

pfeife

Die Fahrt ist so 
rasch wie möglich 
zum Stillstand zu 
bringen

15.2 Signal „Kuppeln beendet“

Kuppeln 
beendet

Tagsignal
Hochheben 
eines Armes

Signalisiert die 
Beendigung der 
übertragenen Arbei-
ten (z.B. Entfernen 
der Sicherungsmittel, 
Kuppeln…..)

Das Signal wird vom 
entferntesten Ver-
schieber beginnend, 
der Reihe nach in 
Richtung zu dem an 
der Spitze befindli-
chen Mitarbeiter, 
im Regelfall dem 
Verschubleiter, gege-
ben.

Nachtsignal
Hochheben der 
Handlampe mit 
weißem Licht
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Gefahrsignal Drei kurze Töne möglichst mit 
der Fahrzeugpfeife hinterein-
ander

Schwingen der Signalfahne, 
eines Gegenstandes, eines 
Armes, bei Nacht möglichst 

einer Laterne mit rotem Licht, 
im Kreis

Die Fahrt ist so 
rasch wie möglich 
zum Stillstand zu 
bringen.

Das Signal ist 
möglichst weit vor 
der Gefahrstelle zu 
geben.

15.4 Signal „Haltscheibe“

Haltscheibe Eine rechteckige rückstrahlende 
rote Scheibe mit weißem Rand, 
als Nachtsignal auch ein rotes 

Licht

Halt vor einer Gefah-
renstelle

Die Haltscheibe dient 
zur Kennzeichnung 
gesperrter Gleise 
oder Gleisabschnitte 
und ist vor der Ge-
fahrenstelle im Gleis 
aufzustellen.

15.5 Signal „Grenzmarke“

Grenzmarke waagrecht liegender weißer 
Balken mit schwarzen En-

den oder ein entsprechender 
Farbanstrich

Bezeichnung jener 
Stelle, über die kein 
Fahrzeug hinausra-
gen darf, um nicht 
Bewegungen auf 
dem Nachbargleis zu 
behindern.

Die Grenzmarke 
ist zwischen zwei 
zusammenlaufenden 
Gleisen im Regelfall 
dort angeordnet, wo 
deren Gleismittenab-
stand 4 m beträgt. In 
Mattengleisen kann 
die Grenzmarke 
durch zwei neben-
einander liegende 
Metallscheiben oder 
durch eine dem 
Bild entsprechende 
Kennzeichnung 
am Boden ersetzt 
werden.

15.3 Gefahrsignal
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Markierte 
Grenzmarke

Ein roter Streifen auf der Grenz-
marke

Kennzeichnung von 
Grenzmarken, die 
bei einem Gleismit-
tenabstand von nur 
3,5 m verlegt sind.

Der seitliche Sicher-
heitsabstand von  
0,5 m ist bei Schie-
nenfahrzeugen, die 
unmittelbar an der 
Grenzmarke aufge-
stellt sind, zwischen 
ihren am weitesten 
ausladenden Teilen 
nicht gewährleistet. 
Daher muss zwi-
schen abgestellten 
Schienenfahrzeugen 
und der markierten 
Grenzmarke min-
destens 6m Abstand 
eingehalten werden.

15.6 Sperrsignale

Weiterfahrt 
verboten

Ein weißer Kreisring auf 
schwarzem Grund

Die Fahrt hat vor 
dem Signal anzu-
halten

Das Signal kenn-
zeichnet Stumpf-
gleisabschlüsse, 
Gleistore und zeigt 
die Stellung von 
Sperrschuhen bzw. 
Befahrbarkeit von 
Gleisbrückenwaa-
gen, Drehscheiben 
und Schiebebühnen 
an.

Weiterfahrt 
erlaubt

Ein weißes Rechteck auf 
schwarzem Grund

Die Weiterfahrt ist 
erlaubt

Das Signal zeigt 
die Stellung von 
Sperrschuhen bzw. 
Befahrbarkeit von 
Gleisbrückenwaa-
gen, Drehscheiben 
und Schiebebühnen 
an.
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15.7 Signale an Weichen

15.7.1 Weichensignale

Gerade Formsignal: Ein weißes Recht-
eck auf schwarzem Grund

Weiche steht in die 
Gerade

Das Signal wird für 
die Fahrt gegen 
und nach der Spitze 
verwendet.

In die Ablen-
kung

Formsignal: Ein weißer Streifen 
auf schwarzem Grund zeigt 

entsprechend der Ablenkung 
schräg nach rechts oder links 

aufwärts

Weiche steht in die 
Ablenkung nach 
rechts bzw. links

Das Signal wird für 
die Fahrt gegen die 
Spitze verwendet.

Aus der Ab-
lenkung

Formsignal: Eine weiße Kreis-
fläche auf schwarzem Grund

Weiche steht aus der 
Ablenkung

Das Signal wird für 
die Fahrt nach der 
Spitze verwendet.

Aus dem lin-
ken (rechten) 
Zweig

Formsignal: Eine nach links 
(rechts) geöffnete schwarze 
 Sichel in einer weißen Kreis-
fläche auf schwarzem Grund

Außenbogenwei-
che steht aus der 
Ablenkung von links 
(rechts).

Das Signal wird für 
die Fahrt nach der 
Spitze einer Außen-
bogenweiche aus 
dem linken (rechten) 
Zweig verwendet.
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Nach Rechts Formsignal: Ein weißer Pfeil auf
schwarzem Grund

Die Weiche steht 
nach rechts

Das Signal wird für 
die Fahrt gegen die 
Spitze einer Weiche 
verwendet.

Nach Links Formsignal: Ein weißer Pfeil auf
schwarzem Grund

Die Weiche steht 
nach links

Das Signal wird für 
die Fahrt gegen die 
Spitze einer Weiche 
verwendet.

Von Rechts Formsignal: Ein weißer Kreis 
mit weißem Pfeil auf schwarzem 

Grund

Weiche steht für die 
Fahrt von rechts

Das Signal wird für 
die Fahrt nach der 
Spitze einer Weiche 
verwendet.

Von Links Formsignal: Ein weißer Kreis 
mit weißem Pfeil auf schwarzem 

Grund

Weiche steht für die 
Fahrt von links

Das Signal wird für 
die Fahrt nach der 
Spitze einer Weiche 
verwendet.

Gerade von  
links nach 
rechts

Formsignal für doppelte Kreu-
zungsweichen: Zwei weiße 

Streifen auf schwarzem Grund 
bilden eine von links nach 

rechts steigende Linie

Das Signal wird für 
die Fahrt von links 
nach rechts verwen-
det.
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Gerade von 
rechts nach 
links

Formsignal für doppelte Kreu-
zungsweichen: Zwei weiße 

Streifen auf schwarzem Grund 
bilden eine von rechts nach 

links steigende Linie

Das Signal wird für 
die Fahrt von rechts 
nach links verwen-
det.

Ablenkung 
von links 
nach links

Formsignal für doppelte Kreu-
zungsweichen: Zwei weiße 

Streifen auf schwarzem Grund 
bilden einen nach links geöffne-

ten Winkel

Das Signal wird für 
die Fahrt von links 
nach links verwen-
det.

Ablenkung 
von rechts 
nach rechts

Formsignal für doppelte Kreu-
zungsweichen: Zwei weiße 

Streifen auf schwarzem Grund 
bilden einen nach rechts geöff-

neten Winkel

Das Signal wird 
für die Fahrt von 
rechts nach rechts 
verwendet.
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Stellgewicht 
einer Weiche 
mit festgeleg-
ter Grund-
stellung in 
der Grund-
stellung

Stellgewicht weiß-schwarz 
gekennzeichnet; schwarzer 

Teil unten bedeutet Weiche in 
Grundstellung

Das Signal wird für 
die Signalisierung 
der festgelegten 
Grundstellung einer 
Weiche verwendet.

Stellgewicht 
einer Weiche 
ohne festge-
legter Grund-
stellung

Stellgewicht gelb als Gefahren-
stelle gekennzeichnet

15.7.2 Weichenstellgewicht

15.8 Signale betreffend Fahrzeuge

Achtung Ein langer Ton mit der Fahr-
zeugpfeife

Erregung von 
Aufmerksamkeit 
oder Warnung von 
Personen

Das Signal kann 
bei geschobenen 
Fahrten auch vom 
ersten Fahrzeug aus 
abgegeben werden. 
In bestimmten Fällen 
ist die Abgabe des 
Signals vorgeschrie-
ben.

Spitzensignal Drei weiße Lichter in Form 
eines Dreiecks mit nach oben 
gerichteter Spitze, mindes-
tens jedoch zwei weiße Lichter 
nebeneinander

Kennzeichnung 
verschiebender 
Triebfahrzeuge

Verschiebende 
Tfz sind an beiden 
Stirnseiten mit dem 
Signal zu kenn-
zeichnen.
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15.9 Bremsprobesignale

Bremsen 
anlegen

Schließen beider Hände über 
dem Kopf, bei Nacht wieder-
holtes Heben der Handlaterne 
mit weißem Licht in einem nach 
außen gerichteten Halbkreis 
und rasches lotrechtes Senken

Auftrag zum Anlegen 
der Bremsen

Bremsen 
lösen

Wiederholtes Hin- und Her-
schwingen einer Hand, bei 
Nacht der Handlaterne mit 
weißem Licht über dem Kopf im 
Halbkreis

Auftrag zum Lösen 
der Bremsen

Fahrzeug darf 
nicht bewegt 
werden

An jeder Längsseite eine 
seitwärts über das Fahrzeug 
hinausragende rote Fahne oder 
rote Tafel

Kennzeichnung von 
Fahrzeugen oder 
Fahrzeuggruppen, 
die nicht bewegt 
werden dürfen oder 
an die auch nicht 
angefahren werden 
darf.

Für die Kennzeich-
nung sorgt der 
Arbeitnehmer, der 
feststellt oder anord-
net, dass das Fahr-
zeug nicht bewegt 
werden darf
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Bremsprobe 
beendet

Lotrechtes Hochhalten eines 
Armes, bei Nacht einer Handla-
terne mit weißem Licht

Anzeige der beende-
ten Bremsprobe

15.10 Signale für Eisenbahnkreuzungen

Pfeiftafel Eine abwechselnd waagrecht 
rot und weiß gestreifte Tafel

Ab der Pfeiftafel ist 
bis zum Erreichen 
des EÜ wiederholt 
(mindestens 3mal) 
Signal „Achtung“ zu 
geben.

Die Pfeiftafel ist in 
dem für den jeweili-
gen EÜ festgelegten 
Abstand (Pfeifta-
felabstand) rechts 
neben dem Gleis 
aufgestellt.

Gruppenpfeif-
tafel

Eine abwechselnd waagrecht 
rot und weiß gestreifte Tafel, 
die am oberen Ende zwei nach 
rechts steigende schwarze 
Streifen auf weißem Grund trägt

Ab der Gruppen-
pfeiftafel bis zum 
Erreichen des ersten 
EÜ ist wiederholt 
(mindestens 3mal) 
und anschließend 
fortgesetzt bis zum 
Erreichen des Sig-
nals „Pfeifende“ das 
Signal „Achtung“ zu 
geben.

Um eine Häufung 
von Pfeiftafeln zu 
vermeiden, wird 
an deren Stelle die 
Gruppenpfeiftafel mit 
dem Signal „Pfeifen-
de“ verwendet. Die 
Gruppenpfeiftafel ist 
im Pfeiftafelabstand 
vor dem ersten EÜ, 
das Signal „Pfei-
fende“ unmittelbar 
nach dem letzten EÜ 
rechts neben dem 
Gleis aufgestellt
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Pfeifende Eine senkrecht stehende, 
weiße, am oberen Ende rot 
gekennzeichnete Tafel.

Das Signal „Pfeifen-
de“ bezeichnet den 
letzten EÜ nach der 
Gruppenpfeiftafel.

Das Signal „Pfeifen-
de“ steht rechts ne-
ben dem Gleis nach 
dem letzten EÜ.

EK - Befahren 
erlaubt

Der Signalmast zeigt schräg 
nach rechts steigende schwarze 
Streifen auf weißem rück-
strahlendem Grund; im oberen 
Bereich eine schwarze Fläche 
mit einem gelben Licht oder 
einer gelben Rückstrahlfläche. 
Darüber ein gelbes Blinklicht.

Das EKÜS zeigt, 
dass die EKSA dem 
Straßenverkehr 
„Halt“ gebietet.
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EK - Befahren 
nicht erlaubt

Der Signalmast zeigt schräg 
nach rechts steigende schwarze 
Streifen auf weißem rückstrah-
lendem Grund; im oberen Be-
reich eine schwarze Fläche mit 
einem gelben Licht oder einer 
gelben Rückstrahlfläche. Das 
gelbe Blinklicht ist erloschen.

Das EKÜS zeigt, 
dass die EKSA dem 
Straßenverkehr nicht 
„Halt“ gebietet.

Die Maßnahmen für 
das Befahren der 
EK im Störungsfall 
sind im Besonderen 
Teil in den örtlichen 
Bestimmungen 
festgelegt.

15.11 Signale für Oberleitung

Oberleitung 
eingeschaltet

Die weiße Trommel des Schalt-
zeigers steht senkrecht und 
zeigt einen roten (alte Ausfüh-
rung) oder einen schwarzen 
(neue Ausführung) Blitzpfeil und 
den Schriftzug „Eingeschaltet“. 
Die beiden gelben Teile des 
Stellungszeigers stehen annä-
hernd rechtwinkelig zueinander 
oder sind eindeutig voneinander 
getrennt.

Die Oberleitung ist 
eingeschaltet.

Das Signal befindet 
sich oberhalb des 
Schalters am Ober-
leitungsmast.

Oberleitung 
ausgeschal-
tet und geer-
det

Die weiße Trommel des Schalt-
zeigers liegt waagrecht, die bei-
den gelben Teile des Stellungs-
zeigers zeigen mit ihren Spitzen 
fluchtend zueinander

Die Oberleitung ist 
ausgeschaltet und 
geerdet.

Das Signal befindet 
sich oberhalb des 
Schalters am Ober-
leitungsmast.
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15.12 Ortsfeste Verschubsignale

Verschub-
verbot

Lichtsignal: zwei weiße Lichter 
waagrecht nebeneinander

Über den Standort 
des Verschubsigna-
les hinaus darf nicht 
verschoben werden.

Verschub-
verbot auf-
gehoben

Lichtsignal: zwei weiße Lichter 
schräg nach rechts steigend

Das Signal zeigt die 
Zulässigkeit einer 
Verschubfahrt an.

Der Auftrag zum 
Beginn oder zur Fort-
setzung der Fahrt 
muss gesondert 
erteilt werden.

Halt für Fahr-
zeuge mit 
angehobe-
nem Strom-
abnehmer

Eine quadratische, auf der 
Spitze stehende blaue Tafel mit 
schwarzem und weißem Rand 
und einem auf der Spitze ste-
henden quadratischen weißen 
Rahmen mit innenliegendem 
weißen Quadrat

Halt für Fahrzeuge 
mit angehobenem 
Stromabnehmer

Das Signal steht 
grundsätzlich rechts 
neben Gleis. Wird 
das Signal auf einem 
Weichensignalkörper 
angebracht, kann es 
auch links vom Gleis 
stehen; die Anbrin-
gung über dem Gleis 
ist immer zulässig.

Zusatzpfeil Ein weißer Pfeil 
auf blauem Grund, 
senkrecht nach oben 
oder waagrecht nach 
links oder rechts 
zeigend.
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15.13 Geschwindigkeitstafel

Geschwin-
digkeitstafel

Formsignal: Eine quadratische 
rückstrahlende weiße Tafel mit 

rotem Rand und roter Kennziffer

Das Signal gibt die 
örtlich zulässige 
Geschwindigkeit mit 
1/10 ihres Wertes 
an.

15.14 Wartesignal

Wartesignal Formsignal: Ein gelbes W mit 
schwarzem Rand

Das Wartesignal be-
zeichnet jene Stelle, 
an der zum Beginn 
oder zur Fortsetzung 
jeder Verschubfahrt 
ein Auftrag abzuwar-
ten ist. Der Auftrag 
wird an den jeweils 
vordersten Ver-
schubteil erteilt 
- durch Hand-Ver-
schubsignale,
- mündlich,
- fernmündlich oder 
- durch Signal 
„Verschubverbot 
aufgehoben“.
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Anlage 1

Richtlinie für die Ausbildung der Arbeitnehmer

1 Allgemeines

1.1 Zur Ausbildung gehören die Erstausbildung mit Prüfung, die Information über 
die Gefahren für Sicherheit und Gesundheit sowie über die Maßnahmen zur 
Gefahrenverhütung und die regelmäßigen Unterweisungen. 

1.2  Die Arbeitnehmer, die zur Ausbildung zugelassen werden, müssen das 18. 
Lebensjahr vollendet haben und eine der Tätigkeit auf der AB entsprechende 
körperliche und geistige Eignung aufweisen. 

1.3  Die Feststellung der körperlichen Eignung ist durch einen Arzt vorzunehmen 
und regelmäßig zu wiederholen. Über die sonstige Eignung für die Tätigkeiten 
im Bereich der AB entscheidet der BL.

1.4  Zur selbständigen Dienstausübung müssen die Arbeitnehmer der AB für die 
entsprechenden Tätigkeiten im Bereich der AB ausgebildet und zur Dienstleis-
tung ermächtigt werden.

1.5  Die zusätzliche Ausbildung für Triebfahrzeugführer ist in einer gesonderten 
Richtlinie geregelt (Anlage 2 und 3). 

2 Ausbildung

2.1  Der theoretische Teil der Ausbildung hat als Grundlage die BV, sonstige 
schriftliche Anweisungen und die Information gemäß § 12 ASchG zu beinhal-
ten. In regelmäßigen Abständen (mindestens einmal im Jahr) sind die Arbeit-
nehmer über die Bestimmungen der BV und sonstige schriftliche Anweisungen 
zu unterweisen und am Beginn eines jeden dritten Jahres nachzuprüfen. Die 
Unterweisung muss nachweislich erfolgen. 

2.2  Die Arbeitnehmer sind mit der BV persönlich und nachweislich zu beteilen.

2.3  Der praktische Teil der Ausbildung hat während eines angemessenen Zeitrau-
mes unter Anleitung eines hiezu bestimmten, geeigneten Arbeitnehmers zu 
erfolgen.

2.4  Die Arbeitnehmer müssen mit den örtlichen Verhältnissen der AB-Anlage, auf 
die sich ihre Tätigkeit erstreckt, vertraut gemacht werden (Ortskenntnis).

2.5  Nach Abschluss der Ausbildung ist der Arbeitnehmer vor Verwendung für die 
in Aussicht genommene Tätigkeit zu prüfen. 
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2.6  Zeigt ein Arbeitnehmer bei der regelmäßigen Unterweisung bzw. bei seiner 
Dienstausübung eine die Sicherheit gefährdende Unkenntnis der Bestimmun-
gen der BV, ist er sofort von seiner Verwendung abzuziehen (Dienstuntersa-
gung) und darf erst wieder nach bestandener Prüfung eingesetzt werden.

3 Ausbildung zur Bedienung von sonstigen Verschiebemitteln (einschließ-
lich Verschubrobot der Klasse I)

3.1  Die Ausbildung zur selbstständigen Bedienung sonstiger Verschiebemittel 
(Verschubrobot, Kraftfahrzeug mit Kuppelstange oder mit Zugseil, Seilzuganla-
ge, indirekt angetriebenes Verschubgerät, handgeführtes Verschubgerät) wird 
durch das Ablegen einer Verwendungsprüfung abgeschlossen.

3.2  Die Abnahme der Verwendungsprüfung hat durch den BL oder eine vom AB-
Unternehmen bestellte geeignete fachkundige Person zu erfolgen.
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Anlage 2

Richtlinie für die Ausbildung 
zum Tfz-Führer im Verschubbetrieb mit Tfz bis 500 kW und bis 25 km/h

sowie zum Bediener eines Verschubrobot der Klasse II bis 25 km/h

1 Allgemeines

1.1  Der Geltungsbereich dieser Richtlinie umfasst die Ausbildung zur selbständi-
gen Führung von Tfz aller Antriebsarten, deren Nennleistung maximal 500 kW 
und deren zulässige Höchstgeschwindigkeit maximal 25 km/h beträgt sowie 
zur selbständigen Bedienung von Verschubrobot aller Antriebsarten der Klas-
se II bis 25 km/h. 

1.2  Zusätzlich zur Ausbildung gemäß Anlage 1 sind ein Prüfungsnachweis gemäß 
dieser Richtlinie sowie eine Fahrbewilligung durch den BL erforderlich. 

1.3  Als Tfz im Sinne dieser Richtlinie gelten auch Zweiwegefahrzeuge während 
ihres Einsatzes als Schienenfahrzeuge.

2 Tfz-Führerausbildung

2.1  Die Ausbildung besteht aus einem theoretischen und einem praktischen Teil. 
Die Erstausbildung beträgt mindestens 40 Stunden. 

2.2  Die theoretische Ausbildung hat durch eine fachkundige Person eines Eisen-
bahnunternehmens zu erfolgen.

2.3  Die praktische Ausbildung hat durch einen erfahrenen Tfz-Führer/Bediener 
eines Verschubrobot der Klasse II zu erfolgen. Der Anwärter darf das Tfz/den 
Verschubrobot nur unter Aufsicht des Ausbildenden führen/bedienen.

3 Tfz-Führerprüfung

3.1  Die Prüfung besteht aus einem theoretischen und einem praktischen Teil. 

3.2  Die Prüfung wird durch eine geeignete fachkundige Person an Ort und Stelle 
abgenommen (z.B. Betriebsleiter, „§ 40-Person“, Instruktor, Amtssachverstän-
diger).
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3.3  Der theoretische Teil umfasst allgemeine Kenntnisse über Triebfahrzeu-ge/
Verschubrobot sowie spezielle Kenntnisse über das Prüfungs-Tfz/den Prü-
fungsverschubrobot. 

3.4  Der praktische Teil soll den Nachweis über die erworbene Praxis bei der Füh-
rung des Tfz/bei der Bedienung des Verschubrobot und des Betriebes auf der 
AB erbringen. 

3.5  Der Prüfer stellt einen Prüfungsnachweis aus. Dieser muss Type und Leistung 
des Prüfungs-Tfz/-Verschubrobot, sowie die Beschränkung der Führungsbe-
rechtigung auf die Verwendung als Tfz-Führer/Bediener des Verschubrobot 
auf der gegenständlichen AB enthalten. Weiters müssen (maschinschriftlich) 
der Namen und die Dienstverwendung des Prüfers enthalten sein. Das Origi-
nal des Prüfungsnachweises ist dem Geprüften nachweislich auszufolgen. 

3.6  Die Fahrbewilligung wird durch den Betriebsleiter schriftlich erteilt und ist auf 
den Bereich der AB beschränkt. 

3.7  Die Fahrbewilligung ist zu entziehen, wenn der Arbeitnehmer grob fahrlässig 
eine gefährliche Situation herbeigeführt oder grob fahrlässig einen Unfall ver-
ursacht hat.
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Anlage 3

Richtlinie für die Ausbildung 
zum Tfz-Führer für Tfz über 500 kW oder über 25 km/h

sowie zum Bediener eines Verschubrobot der Klasse II über 25km/h

Hinweis: Bei Tfz, deren Nennleistung mehr als 500 kW oder deren zulässige 
Höchstgeschwindigkeit mehr als 25 km/h beträgt sowie bei Verschubrobots der 
Klasse II über 25 km/h sind für die Ausbildung des Tfz-Führers die einschlägigen 
gesetzlichen Bestimmungen anzuwenden.
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BESONDERER TEIL
Örtliche Bestimmungen

1 Betrieb

1.1 Betriebsleiter: ………
1.2 Stellvertreter des Betriebsleiters: ………
1.3 Wagenübergabestelle: ………
1.4 Eigenbetriebsbereich: ………
1.5 Zulässige Radsatzlast: ………
1.6 Beschränkungen 

 Wagenbeschränkungen: ………
1.7 Benützung von Kuppelstangen in engen Bogen: ………
1.8 Örtlich zulässige Geschwindigkeiten: für das BEU 25 km/h,  

ansonsten ……… (z.B. EK, Gleiswaage, Mattengleis)
1.9 Abstellverbote: ………

2 Verschubarten

2.1 Verschub mit ………

2.1.1 Type: ………

2.1.2 Maßgebende technische Daten 
 Masse: ……… 
 Radsatzlast: ……… 
 Länge über Puffer: ……… 
 Zug- und Stoßeinrichtung: ……… 
 Bremssysteme und Bremsgewicht: ……… 
  Betriebsbremse: ……… 
  Feststellbremse: ………

2.1.3 Betrieb 
 Einsatzbereich: ……… 
 Zulässige Höchstgeschwindigkeit ohne Anhängelast: ……… 
 Zulässige Höchstgeschwindigkeit mit Anhängelast: ……… 
 Zulässige Anhängelast: ……… 
 Zulässige ungebremste Anhängelast: ………
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2.1.4 Benützung von Kuppelstangen 
 gezogen: 
 geschoben: max. 9 t und max. 5 km/h bei Krafteinbringung am Zielhaken

2.2 Verschub mit ……… (Inhalte wie 2.1)

2.3 Handverschub 
Einsatzbereich: ………

2.4 Verschub mit Abstoßen und Abrollen 
Einsatzbereich: ……… 
Zulässige Anzahl der Wagen: ………

3 Gleisanlagen

3.1 In Betrieb befindliche Gleise

Gleis Abschnitt
(von - bis)

maßgebende 
Neigung

Wagensicherung 
(siehe ALLGEMEINER 

TEIL, Punkt 6.12)
z. B. einfache Sicherung

z. B. doppelte Sicherung

z. B. Abstellverbot

z. B. sperrbaren Hemmschuh 
verwenden

z. B. das erste und das letzte 
Fahrzeug jeder Gruppe sind 
zu unterlegen
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3.2 Besondere Weichen

3.2.1 Weichen ohne Spitzenverschluss: 
Verhalten: Beim Befahren der Weichen gegen die Spitze ist das Stellgewicht  
 von einem Arbeitnehmer nach unten zu drücken.

3.2.2 Weichen ohne Signalkörper: ……… 
Die Stellung der Weiche ist durch die augenscheinliche Kontrolle der Lage 
der Weichenzungen zu überprüfen.

3.2.3 Weichen mit besonderer Umstellvorrichtung: 
Verhalten: ………

3.2.4 Elektrisch ortsbediente Weichen: 
Verhalten:  ………

4 Sicherungseinrichtungen, Signale, Kennzeichnungen

4.1 Sperrschuhe 
 
 Sperrschuh in Gleis ……… 
 Bedienung durch: ……… 
 Abhängigkeit: ……… 
 Schlüsselaufbewahrung: ………

4.2 Weichenschlösser 
 
 Weichenschloss an der Weiche: ……… 
 Bedienung durch: ……… 
 Schlüsselaufbewahrung bzw. Abhängigkeit: ………

4.3 Signale, die ein besonderes Verhalten erfordern 
 
 Wartesignal in Gleis: ……… 
 Verhalten: ……… 
 

5 Umschlagseinrichtungen, die ein besonderes Verhalten erfordern 
 
Fahrzeuge, die nicht bewegt werden dürfen oder an denen während der Arbeiten 
nicht angefahren werden darf, sind als solche sichtbar mit dem Signal „Fahrzeug 
darf nicht bewegt werden“ zu kennzeichnen.
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5.1 Seitenrampen 
 
 Rampe neben Gleis: ……… 
 Verhalten: ………

5.2 Stirnrampen 
 
 Rampe am Ende von Gleis: ……… 
 Verhalten: ………

5.3 Schüttgossen 
 
 Schüttgosse im Bereich von Gleis: ……… 
 Verhalten: ………

5.4 Entladebunker 
 
 Bunker im Bereich der Gleise: ……… 
 Verhalten: ………

5.5 Förderanlagen und Losegutverladung 
 
 Siloverladung / Förderband  im Bereich von Gleis: ……… 
 Verhalten: ……… 

5.6 Krananlagen 
 
Brückenkran / Portalkran im Bereich von Gleis: ……… 
Umschlagsgut: ……… 
Bedienung: ……… 
Verhalten: 
•  Das Krangehänge ist vor den Verschubbewegungen außerhalb des  
 Lichtraums (seitlicher Sicherheitsabstand und Bedienungsraum)  
 gesichert zu verwahren. 
•  Während des Verschubes sind die Kranbewegungen im Gleisbereich  
 einzustellen.

5.7 Umfüllstellen für brennbare Flüssigkeiten 
 
Umfüllstelle in Gleis: ……… 
Höchste Anzahl gleichzeitig umzuschlagender Wagen: ……… 
Umschlagstoffe (mit Gefahrenklasse): ……… 
Umschlagsart: ……… 
Beaufsichtigung: ……… 
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Schutzmaßnahmen, Schutzzone etc.: 
Die Schutzzone ist durch ……… gekennzeichnet. 
Verhalten: ……… 

5.8 Umfüllstellen für Flüssiggas 
 
Umfüllstelle in Gleis: ……… 
Umschlagsart: ……… 
Schutzmaßnahmen, Schutzzone etc.: 
Die Schutzzone ist durch ……… gekennzeichnet. 
Verhalten: ……… 

6 Anlagen im Gleisbereich, die ein besonderes Verhalten erfordern

6.1 Tore

6.1.1 Einfriedungstor im km ……… Gleis ……… 
Verhalten: Rechtzeitig vor der Bedienungsfahrt sind die Flügel des Gleistors  
 zu öffnen und außerhalb der Bedienungsräume festzustellen.

6.1.2 Hallentor im km ……… Gleis ……… 
•  Rechtzeitig vor der Bedienungsfahrt sind die Flügel des Gleistors zu  
 öffnen und außerhalb der Bedienungsräume festzustellen. 
•  Bei diesem automatischen Tor ist auf den Endlagemelder zu achten.

6.2 Tfz-Schuppen 
 
Schuppen in Gleis: ……… 
Zugelassene Tfz: ……… 
Verhalten: ………

6.3 Arbeitsgruben 
 
Arbeitsgrube in Gleis: ……… 
Zugelassene Fahrzeuglänge: ……… 
Verhalten: Die Aufstellung der Schienenfahrzeuge hat so zu erfolgen, dass  
  mindestens ein Aufgang frei gehalten wird.
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6.4 Gleiswaagen 
 
Gleiswaage in Gleis: ……… 
Größe: ……… 
Bauart: ……… 
Durchführung der Wägung: ……… 

6.5 Schiebebühnen / Drehscheiben 
 
Schiebebühne in den Gleisen: ……… 
Maße: ……… 
Bedienung: ……… 
Verhalten: 
•  Die Schiebebühne ist vor dem Befahren gegen Bewegen zu sichern.  
•  Schienenfahrzeuge auf der Schiebebühne sind so aufzustellen, dass  
 zwischen den Fahrzeugenden und ortsfesten Teilen der Umgebung ein  
 Abstand von 0,5 m eingehalten ist.

6.6 Tankstellen 
 
Tankstelle in Gleis: ……… 
Kraftstoff: ……… 
Schutzmaßnahmen, Schutzzone etc.: 
Die Schutzzone ist durch ……… gekennzeichnet. 
Verhalten: ……

7 Eisenbahnübergänge

Gleis(e) km Art des 
EÜ Sicherungsart Anmerkungen

(ev. siehe Anhang 7)
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8 Elektrische Anlagen 

8.1 Oberleitungsanlagen 
 
Gleisabschnitte mit Oberleitung: ……… 
Verhalten: …… 

8.2 Anschlussbahnschalter (Ladegleisschalter), Erdungsschalter

8.2.1 Anschlussbahnschalter in Gleis: ……… 
Bedienung: ……

8.2.2 Erdungsschalter in Gleis: ……… 
Bedienung: …… 

8.3 Schalter für Gleisbeleuchtung 
 
Schalter für die Gleisbeleuchtung der Gleise: ……… 
Bedienung: ……
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Anhang 2

Merkblatt für die Verwendung des Luftbremskopfes

1. Durch den Luftbremskopf können bei geschobenen, druckluftgebremsten Fahr-
ten die Bremsen von der Spitze aus, durch Entlüften der Hauptluftleitung betätigt 
werden.

2. Der Luftbremskopf setzt sich aus dem Bremskupplungskopf und einem ange-
bauten Ventil zusammen. Der Bremskupplungskopf wird an die Hauptluftleitung 
angeschlossen und ist gegen unbeabsichtigtes Lösen mit einer Entkupplungssiche-
rung ausgestattet. Mit dem angebauten Ventil wird das Öffnen und Verschließen der 
Hauptluftleitung geregelt. Zur Einleitung einer Bremsung kann der Ventilteller über 
eine Betätigungsleine in jede Richtung gekippt werden.

Abbildung 1

Ventil mit Ventilteller

Betätigungsleine

Bremskupplungskopf

Entkupplungssicherung

3. Handhabung:

a) Einhängen 
 
Anschließen an die Hauptluftleitung des ersten Fahrzeuges an der Spitze des 
Verschubteils 

Abbildung 2 Abbildung 3
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Zur Vermeidung eines möglichen Verkantens beim Einhängen des Luftbremskopfes 
ist nachstehende Vorgangsweise anzuwenden:

 - Luftbremskopf parallel zum Gelenk der Halterung halten,
 - Einhängebolzen in den Schlitz der Halterung einführen,
 - schlauchseitiges Ende des Luftbremskopfes bis zur Anschlagfläche drücken,
 - Luftbremskopf zur Gänze einschieben (Abbildung 4),
 - schlauchseitiges Ende des Luftbremskopfes in die Betriebsstellung hinunter-
drücken (Abbildung 5).  

Abbildung 4 Abbildung 5

Nach dem Einhängen ist der Luftabsperrhahn zu öffnen.

b) Aushängen 
 
Beim Aushängen des Luftbremskopfes ist in umgekehrter Reihenfolge zu verfahren.

3.1 Ruhestellung: 
In dieser Stellung wird der Ventilteller in der Ruhelage festgehalten; die Hauptluftlei-
tung ist verschlossen.

3.2 Betriebsbremsung: 
Eine Betriebsbremsung wird durch ein leichtes Ziehen an der Betätigungsleine 
eingeleitet. Je nach Dauer der Betätigung kann die Stärke der Bremsung reguliert 
werden. Die Druckfeder übernimmt die Aufgabe, den Ventilteller immer wieder in die 
Ruhelage zu drücken.

3.3 Notbremsung: 
Eine Notbremsung wird durch kräftigen Ruck an der Betätigungsleine ausgelöst. 
Der Kegelbolzen springt in die Rille der Gleitplatte und verhindert das Schließen 
des Ventils. Die Hauptluftleitung wird zur Gänze entlüftet.

3.4 Rückstellung: 
Eine Notbremsung wird händisch durch Rückstellung der Scheibe in die Ruhelage 
aufgehoben.
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4. Vor jeder Fahrt mit angeschlossenem Luftbremskopf ist der Triebfahrzeugführer 
darüber zu informieren.

5. Vor jeder Fahrt, zu der der Luftbremskopf neu angeschlossen wurde, hat der 
Spitzenverschieber dessen Funktion zu prüfen. Vom Standort aus, der vom Bedie-
ner während der Fahrt eingenommen wird, ist an der Betätigungsleine zu ziehen. 
Dabei ist zu überprüfen:

a) das ordnungsgemäße Ausströmen der Luft aus der Hauptluftleitung
b) die einwandfreie Befestigung des Luftbremskopfes im Schlauchhalter
c) die Verlegung der Betätigungsleine so, dass sie sich nicht verklemmen 
 kann.

Abbildung 6

6. Die Funktionsprüfung des Luftbremskopfes ersetzt nicht die Bremsprobe.

7. Der Spitzenverschieber ist für das Vermindern der Geschwindigkeit, gegebe-
nenfalls bis zum Stillstand, durch die Abgabe von Signalen (Aufträgen, Funk) oder 
die Bedienung des Luftbremskopfes zuständig. Bei Gefahr oder Nichtbefolgung der 
Signale oder Aufträge ist der Luftbremskopf in die Notbremsstellung zu bringen.
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Anhang 3

Merkblatt für den Umschlag von Abrollcontainern (ACTS)

• Vor Beginn der Be- bzw. Entladung ist die Handbremse der ACTS-Tragwagen 
anzuziehen und in dieser Stellung zu belassen (gelbes Handbremsrad im Uhrzei-
gersinn bis zum Anschlag drehen).

• Abrollcontainer schwenkt hinten max. 2685 mm ab Wagenmitte aus.

• Im Zwischenraum zum nächsten Gleis gilt Aufenthaltsverbot, wenn dieses be-
setzt ist bzw. wenn dort Verschubarbeiten durchgeführt werden.

• Pro Wagen darf immer nur 1 beladener Drehrahmen ausgedreht werden (Kipp-
gefahr des Tragwagens).

• Beträgt das Containergesamtgewicht mehr als 18 t ist der Umschlag nur mit 
Ketten- oder Knickschubhakengerät zulässig (Kippgefahr für den LKW).

a) Ent- und Verriegelung der Drehrahmen bei Tragwagen der Gattung Slps(-x) 
Entriegelung:

1. kurze Runge abklappen, gelben Anschlag ausklappen
2. Hebel für Mittelverriegelung umlegen,
3. Hebel des Schnappverschlusses senkrecht stellen und 
4. Drehrahmen bis zum Anschlag ausdrehen.

b) Verriegelung bei Type 4727 - unterschiedliche Verriegelungsmechanismen 
beachten!

5. Schnappverschluss einrasten (Bild 1)
6. Mittelverriegelung hochstellen (Bild 2) und
7. kurze Drehrunge hochstellen (Bild 2).
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Bild 2

Hebel steht senkrecht! 
Mittelverriegelung ist 

gesichert.

Mittelverriegelung
hochstellen

Ausdrehsicherung  
(kurze Drehrunge)  

hochstellenSicherung durch  
kurze Runge

Schnappverschluss 

Bild 1

Schnappverschluss  
einrasten

Schnappverschluss  
gilt nicht als  
Transportsicherung
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c) Verriegelung bei Type 4726 - unterschiedliche Verriegelungsmechanismen 
beachten!

8. Schnappverschluss einrasten (Bild 1)
9. Mittelverriegelung hochstellen (Bild 3)
10. Ausdrehsicherung (gelber Anschlag) umlegen (Bild 3)

Nach Beendigung der Ladearbeiten unbedingt die ordnungsgemäße Verriegelung 
der Drehrahmen überprüfen.

Bild 3

Mittelverriegelung
hochstellen

Ausdrehsicherung  
(gelber Anschlag)  

einklappen
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Verkehrs-Arbeitsinspektorat (VAI) 

Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat im Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft ist 
die zur Wahrnehmung des Arbeitnehmer/innenschutzes in den Verkehrsbetrieben 
berufene Behörde und hat dafür zu sorgen, dass der gesetzliche Schutz der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in diesen Betrieben ausreichend gewährleistet wird. 
Der Wirkungskreis des Verkehrs-Arbeitsinspektorats umfasst die Bediensteten der 
Eisenbahnen, Straßenbahnen, Seilbahnen, Flughäfen, Luftfahrtunternehmen und 
Schifffahrts betriebe sowie einige Nebenbetriebe des Verkehrswesens. 

Die gesetzlich vorgeschriebenen Aufgaben umfassen insbesondere: 

 - Kontrolle der Verkehrsunternehmen hinsichtlich der Einhaltung der Arbeitnehmer/
innenschutzvorschriften;

 - Beratung in allen für den Arbeitnehmer/innenschutz relevanten Angelegenheiten;

 - Teilnahme an Verwaltungsverfahren des Verkehrsbereiches in allen Angelegen-
heiten des Arbeitnehmer/innenschutzes;

 - Weiterentwicklung des Arbeitnehmer/innenschutzes durch legistische Maßnah-
men sowie durch Mitwirkung bei der Erarbeitung nationaler und internationaler 
Normen. 

Das Verkehrs-Arbeitsinspektorat versteht sich im Rahmen seiner Tätigkeit nicht nur 
als behördliche Überwachungs- und Kontrollinstanz, sondern insbesondere auch 
als Dienstleistungsunternehmen mit Beratungsfunktion. Betroffene Arbeitgeberin-
nen und Arbeitgeber sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer können sich mit 
Fragen des Arbeitnehmer/innenschutzes direkt an das Verkehrs-Arbeitsinspektorat 
wenden.

Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft
Verkehrs-Arbeitsinspektorat
Favoritenstraße 7, 1040 Wien

Telefon:  (01) 711 00-630 828 oder 630 825 
Fax:  (01) 711 00-862 574
e-Mail:  reinhart.kuntner@bmaw.gv.at oder sylvia.schubert@bmaw.gv.at
Website:  www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr/ 
 Publikationen_aus_dem_Verkehrsbereich.html

mailto:reinhart.kuntner%40bmaw.gv.at?subject=
mailto:sylvia.schubert%40bmaw.gv.at?subject=
https://www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr/
Publikationen_aus_dem_Verkehrsbereich.html
https://www.arbeitsinspektion.gv.at/Branchen/Verkehr/
Publikationen_aus_dem_Verkehrsbereich.html
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Die BVAEB – Stärkung und Förderung  
Ihrer Gesundheit ist unser Anliegen

Die Versicherungsanstalt öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau 
(BVAEB) als von den Versicherten selbstverwalteter Sozialversicherungsträger  
gewährleistet Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung für mehr als 1,1 Millionen 
Versicherte in ganz Österreich. Von der Geburt bis ins hohe Alter fördert die BVAEB 
über Vorsorge und präventive Maßnahmen die Gesundheit ihrer Versicherten,  
ermöglicht Heilbehandlungen, Therapien, Rehabilitation und sichert ihre Versicher-
ten durch finanzielle Leistungen in allen Lebenslagen ab.

Neben Servicestandorten in allen Landeshauptstädten betreibt die BVAEB Gesund-
heitseinrichtungen und Ambulatorien. Dies stellt eine optimale Betreuung sicher und 
ermöglicht es neben den bestehenden Gesundheitsangeboten auch neue innova-
tive Maßnahmen zu entwickeln.

Der Unfallverhütungsdienst (UVD) der BVAEB
Beratung und Informationen  
zur Unfallverhütung von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten

Schulungen für Arbeitgeber/innen und Arbeitnehmer/innen
Ausbildungs- und Auffrischungskurse für Sicherheitsvertrauenspersonen (SVP), 
Fortbildungen für Präventivfachkräfte, Informationsveranstaltungen

Präventionszentrum
Sicherheitstechnische und arbeitsmedizinische Betreuung für Klein- und Mittelbe-
triebe (KMU = Unternehmen bis zu 250 Arbeitnehmer/innen mit Arbeitsstätten bis  
zu 50 Arbeitnehmer/innen)

Vorsorge
Kostenunterstützung bei Schulungen für Ersthelfer, Fahrtechniktraining für Berufs-
kraftlenker, Untersuchungen gem. § 49 AschG, Strahlenschutzuntersuchungen usw.

Übergreifende Zusammenarbeit
Der UVD arbeitet mit den zuständigen Behörden, den öffentlich-rechtlichen  
Interessensvertretungen der Dienstgeber und den Arbeitsinspektoraten sowie  
den Betrieben zusammen, um sichere Arbeitsplätze zu schaffen

Nähere Informationen erhalten Sie unter:
Telefon:  050405-21381
e-Mail: unfallverhuetungsdienst@bvaeb.at
Website:  www.bvaeb.at

mailto:unfallverhuetungsdienst%40bvaeb.at?subject=
https://www.bvaeb.at


141

Weitere Informationsbroschüren der BVAEB  
zum Arbeitnehmer/innenschutz im Verkehrswesen

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

Organisation
Eisenbahnbaustellen
Organisation von Bauarbeiten im Bereich von Gleisen
bei den Österreichischen Bundesbahnen 
DB 601.02 (DA 30.04.15)
Stand 1. März 2022

R 20

Eisenbahn-ArbeitnehmerInnenschutzverordnung
(EisbAV) – Text und Erläuterungen

Organisation von Bauarbeiten  
im Bereich von Gleisen bei den  

Österreichischen Bundesbahnen  
DB 601.02 (DA 30.04.15)

Schwerpunktkonzept über die wichtigsten 
Arbeitnehmer/innenschutzbestimmungen  

für Eisenbahnanlagen

Versicherungsanstalt
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

Eisenbahnanlagen
Schwerpunktkonzept  
aus Sicht des Arbeitnehmer/innenschutzes

R 10

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

EisbAV
Eisenbahn-ArbeitnehmerInnenschutzverordnung
Text und Erläuterungen 
Stand 1. Jänner 2021

R 3

Versicherungsanstalt 
öffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau

Eisenbahnfahrzeuge
Schwerpunktkonzept  
aus Sicht des Arbeitnehmer/innenschutzes
Stand 1. Jänner 2022
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Schwerpunktkonzept über die wichtigsten  
Arbeitnehmer/innenschutzbestimmungen  
für Eisenbahnfahrzeuge



Dr. Reinhart Kuntner, Dipl.-Ing. Hannes Waglechner

Eisenbahnrecht (4. Auflage 2022)

Der einzige vollständige und aktuelle Kommentar zum österreichischen Eisenbahnrecht,  
einschließlich Eisenbahngesetznovelle vom 30. Dezember 2021  

in zwei Bänden, über 2 130 Seiten  

(ÖGB-Verlag, Gesetze und Kommentare, Band 170)

Die 4. Auflage (Stand 1. Februar 2022) enthält:

1. Das Eisenbahngesetz (EisbG) in der aktuellen Fassung vom 1. Februar 2022  
(einschließlich Viertes Eisenbahnpaket sowie Eisenbahngesetznovelle vom  
30. Dezember 2021),

2. das Unfalluntersuchungsgesetz (UUG) samt MeldeVO Eisenbahn,

3. das Hochleistungsstreckengesetz (HlG),

4. das Arbeitsinspektionsgesetz (ArbIG),

5. die Eisenbahn-Arbeitnehmer/innenschutzverordnung (EisbAV),

6. die ArbeitnehmerInnenschutzverordnung Verkehr (AVO Verkehr),

7. weitere Durchführungsverordnungen zum EisbG (EisbBBV, EisbVO, EisbKrV,  
EisbSV, EisbEPV, TFVO, SchLV 2021, SCHIV, StrabVO, EBEV, VgEV),

8. Erläuternde Bemerkungen zu allen Regelungen, Verweise auf Regelungen des  
Eisenbahnrechts und der Eisenbahnvorschriften, Verweise auf verwandte Regelungen  
des Arbeitnehmer/innenschutzes, Verweise auf Regelungen der EU,

9. Judikatur (VwGH, VfGH, OGH, Verwaltungsgerichte),

10. Literaturhinweise zum Eisenbahnrecht und Arbeitnehmer/innenschutzrecht.

www.oegbverlag.at; Medienlogistik Pichler ÖBZ: mlo@medien-logistik.at
IZ-NÖ Süd, Straße 1, Objekt 34, 2355 Wr. Neudorf, Telefon: (02236) 635 35-290

Die Öffnungszeiten aller Ambulatorien finden Sie auf unserer Website  
www.bvaeb-ambulatorien.at

https://www.oegbverlag.at
mailto:mlo%40medien-logistik.at?subject=
https://www.bvaeb-ambulatorien.at
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BVAEB-Ambulatorien 
für Patientinnen und Patienten aller Kassen

Die Öffnungszeiten aller Ambulatorien finden Sie auf unserer Website  
www.bvaeb-ambulatorien.at
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WIEN

Ambulatorium U3Med Erdberg
Erdbergstraße 202/E7a, 1030 Wien
• Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde
• Innere Medizin/Vorsorgeuntersuchung
• Physikalische Medizin
Telefon: 050405-13999

Ambulatorium Wien Josefstadt
Josefstädter Straße 80, 1080 Wien
• Zahn-, Mund- und Kieferheilkunde
• Innere Medizin/Vorsorgeuntersuchung
• Augenheilkunde
Telefon: 050405-21970

Zahnambulatorium Wien Praterstern
Praterstern 3, 1020 Wien
Telefon: 050405-37400

Zahnambulatorium Wien Westbahnhof
Mariahilferstraße 133, 1150 Wien
Telefon: 050405-37200

NIEDERÖSTERREICH

Zahnambulatorium St. Pölten
Julius-Raab-Promenade 1/1/2, 3100 St. Pölten
Telefon: 050405-37220

OBERÖSTERREICH

Zahnambulatorium Linz
Bahnhofplatz 3–6/Top 25, 4020 Linz
Telefon: 050405-37240

KÄRNTEN

Zahnambulatorium Villach
Bahnhofplatz 1, 9500 Villach
Telefon: 050405-37320

STEIERMARK

Zahnambulatorium Eisenerz
Hammerplatz 1, 8790 Eisenerz
Telefon: 050405-37380

Zahnambulatorium Graz
Bahnhofgürtel 85,TOP B1A, 8020 Graz
Telefon: 050405-37340

Zahnambulatorium Trieben
Hauptplatz 13, 8784 Trieben
Telefon: 050405-37360

SALZBURG

Zahnambulatorium Salzburg
St.-Julien-Straße 12A, 5020 Salzburg
Telefon: 050405-27310

TIROL

Zahnambulatorium Innsbruck
Südtiroler Platz 3, 6020 Innsbruck
Telefon: 050405-37280

VORARLBERG

Zahnambulatorium Feldkirch
Bahnhofstraße 40/3, 6800 Feldkirch
Telefon: 050405-37300

https://www.oegbverlag.at
mailto:mlo%40medien-logistik.at?subject=
https://www.bvaeb-ambulatorien.at


Beratung ● Schulungen ● Präventionszentrum ● Vorsorge ● Zusammenarbeit

Zusammenarbeit ● Vorsorge ● Präventionszentrum ● Schulungen ● Beratung

Josefstädter Straße 80, 1080 Wien
050405-21381
unfallverhuetungsdienst@bvaeb.at
www.bvaeb.at/uvd

Unfallverhütungsdienst

mailto:unfallverhuetungsdienst%40bvaeb.at?subject=
https://www.bvaeb.at/uvd
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